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Kraftpakete
Die Geschichte des Berliner Schlosses und des Palastes der Republik gehört ins Humboldt Forum 
HARTMUT DORGERLOH

D as Berliner Schloss gibt es nicht mehr. 
Schade. Es kann auch nicht mehr rekons-
truiert werden. Das gilt übrigens auch für 
den Palast der Republik. Beide Bauten wa-

ren für ihre jeweiligen politischen Herrschaftssysteme 
von zentraler Bedeutung und besetzten die Mitte 
der Hauptstadt. Nun entsteht an diesem semantisch 
aufgeladenen und historisch vordefi nierten Ort das 
Humboldt Forum als neues, zukunftsweisendes, zent-
rales kulturpolitisches Projekt im Zentrum der Haupt-
stadt unserer Republik. Aber an den drei mächtigen 
Fassaden und in dem zentralen Innenhof wird das 
Berliner Schloss rekonstruiert, mit großer Hingabe 
und größtmöglicher Annäherung an das Verlorene. 
Wie geht das zusammen?

Das disparate Verhältnis von äußerer Erscheinung 
und Funktion ist ein Grundkonfl ikt des Humboldt Fo-
rums. Er erklärt sich nur aus der Genese des gesamten 
Vorhabens und aus dem Anspruch, es gleichermaßen 
unterschiedlichen Interessengruppen recht machen 
zu wollen: den einen, denen es seit Wilhelm von Bod-
diens wirk- und bildmächtiger Schlossattrappe von 

 vor allem um die Rekonstruktion des verlorenen 
Hohenzollern-Schlosses ging und die auch mit einer 
kommerziellen, nicht öff entlichen Nutzung zufrieden 
gewesen wären, solange nur der »originalrekonstru-
ierte« Schlossnachbau wiederersteht und den Stadt-
raum neu, d. h. nach altem Muster, dominiert. 

Und denjenigen, die hier mit den außereuropäi-
schen Sammlungen der Berliner Museen eine quasi 
globale Vollendung der Museumsinsel-Idee anstre-
ben und sich auf die Kunstkammer im Schloss als 

Nukleus der Synthese von Sammeln, Forschen und 
Welterkenntnis in Berlin besinnen. Das wiederum 
setzt Fassadenrekonstruktionen nicht voraus. 

Und dann gibt es noch eine dritte Gemeinde, die 
bis heute dem abgerissenen Palast der Republik aus 
diversen Gründen nachtrauert. 

Kann man den antagonistischen Widerspruch 
zwischen Innen und Außen, zwischen Funktion und 
Erscheinung produktiv machen oder zumindest ver-
träglich? Ja, wenn man ihn selbst zum Thema macht, 
ihn erklärt, ihn räumlich und zeitlich verortet und 
dabei an die Millionen von zukünftigen Besucherin-
nen und Besuchern denkt, die weder an den Debatten 
teilgenommen haben, noch sich dafür interessierten  –  
egal ob aus Berlin, Beĳ ing oder Beirut.

Zweifellos gibt es das »Archäologische Fenster« 
in situ und die Pläne für das »Museum des Ortes«, 
das in einem Raum neben dem Eingang unter der 
Kuppel eine Einführung bieten wird. Und es sollen 
die erhaltenen Skulpturen(fragmente) des verlorenen 
Schlosses museal präsentiert und etwas zur Rekons-
truktion der Fassaden vermittelt werden. Weiterhin 
hat das Land Berlin seine Bibliothekspläne zugunsten 
einer großfl ächigen Ausstellung »Welt.Stadt.Berlin« 
zur historischen Bedeutung und Ausstrahlung der 
Stadt in der Welt verändert. Das alles sind wichtige 
Elemente für ein besseres Verständnis der Geschichte 
der Stadtmitte auf der Spreeinsel.

Es hat sich aber insbesondere in den Diskussionen 
über die verschiedenen Konzepte und Ideen für das 
rund  Quadratmeter kleine »Museum des Ortes« 
gezeigt, dass die Fülle der verschiedenen Dimen-
sionen der historischen Vorgänger an dieser Stelle, 
Hohenzollern-Schloss und Palast der Republik, damit 
bisher nur rudimentär vermittelt werden können. 

Die neue Gründungsintendanz hat das erkannt 
und eine Idee des Autors dieses Beitrags von  
im Rahmen des Manuskripts »SchlossPalastMuse-
um. Konzeption für die Präsentation der Geschichte 
des Berliner Schlosses und des Palastes der Republik 
im Humboldt Forum« aufgegriff en, wonach über die 
gesamte Fläche der öff entlich zugänglichen Bereiche 
»Interventionen« verteilt werden sollen, die verschie-
dene Aspekte aus der Geschichte von Schloss und 

Palast vortragen, anreißen, prüfen. Damit sollen die 
Genese und das Schicksal dieses Herrschaftsortes in 
den verschiedenen politischen Systemen ebenso breit 
und facettenreich wie unerwartet und überraschend 
in anderen Präsentationskontexten immer wieder 
thematisiert werden.

Diese Interventionen dürfen sich weder aufdrän-
gen noch unauff ällig im Hintergrund bleiben, sondern 
müssen wie eine Markierung erkennbar sein, ohne 
andere Ausstellungsthemen und -inhalte zu domi-

nieren. Im Idealfall stellen sie einen weitergehenden 
Bezugsrahmen her, z. B. zu einem verlorenen Raum, 
zu einer handelnden historischen Persönlichkeit oder 
einem politischen Ereignis. Es kann sich dabei um 
Bild-, Film- oder Tondokumente handeln, um histo-
risches Inventar oder Erinnerungsstücke, egal ob als 
Spolien oder digital. 

Nach welchen Kriterien aber sollen diese Inter-
ventionen ausgewählt werden? Nach den doch eher 
zufällig erhaltenen originalen Bauteilen oder mobilen 
Ausstattungsstücken, die Krieg und Nachkriegszeit in 
verschiedenen Sammlungen und Depots überdauert 
haben? Nach den wichtigsten Räumen, Staatsze-
remonien oder politischen Ereignissen? Nach den 
bedeutendsten Bewohnern, Künstlern oder Gästen? 
Nach den Herrschern aus dem Hause Hohenzollern? 
In welchem Verhältnis sollen die Interventionen zum 
Schloss sowie zum Palast der Republik ausgewählt 
und verteilt werden? Und wie zwingend ist eine Ver-
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Beiblättchen
Seit Mitte des . Jahrhunderts ist 
das Feuilleton als Kulturteil einer 
Zeitung eines der fünf klassischen 
Ressorts neben Politik, Wirtschaft, 
Sport und dem Lokalteil. Doch wird 
seit vielen Jahren im Zeitungsfeuil-
leton ein wichtiger Teil der Kultur, 
die Kulturpolitik, vollkommen unzu-
reichend journalistisch erfasst. 

Besonders augenfällig wurde 
das bei der weitgehenden Nichtbe-
richterstattung über die Proteste 
aus dem Kulturbereich gegen die 
Freihandelsabkommen TTIP, CETA 
& Co. Glücklicherweise haben des 
Öfteren die Wirtschafts- und Poli-
tikredaktionen der Zeitungen hier 
mehr kulturpolitisches Interesse ge-
zeigt als das Feuilleton. Die Unwil-
ligkeit, kulturpolitische Themen zu 
recherchieren, wurde gerade wieder 
bei den Urteilen gegen die VG Wort 
und die GEMA deutlich. Obwohl die 
beiden Urteile zur Verlegerbeteili-
gung den Kulturbereich in seinen 
Grundfesten erschüttern, sind sie, 
wenn überhaupt, nur eine Randno-
tiz wert.

Die Kritik, die persönliche Bewer-
tung einer künstlerischen Äußerung 
eines Anderen, ist das liebste Kind 
des Feuilletonredakteurs.

Erfreulicherweise hat sich das 
Radiofeuilleton diese »Selbstbe-
schränkung« bei der Berichterstat-
tung nicht auferlegt. Hier ist auch 
Kulturpolitik ein regelmäßiges The-
ma. Damit meine ich nicht nur das 
vorbildhafte Deutschlandradio Kul-
tur und den Deutschlandfunk, son-
dern auch die anderen Kulturwel-
len, wie beispielsweise MDR-Kultur 
und WDR, die sich der regelmäßi-
gen Kulturpolitikberichterstattung 
verschrieben haben. Und selbst im 
Fernsehen werden in einigen Kul-
tursendungen, wie »Kulturzeit« auf 
sat, dem NDR »Kulturjournal« oder 
»Stilbruch« im rbb, sehr regelmäßig 
kulturpolitische Themen aufgear-
beitet.

Doch warum ist das Zeitungsfeuil-
leton so notleidend? Sicher zeigen 
sich hier besonders die Auswirkun-
gen des Rückganges der Aufl agen. 
Weniger festangestellte Journalis-
ten, weniger freie, die oftmals gerade 
andere Themen in die Redaktionen 
gebracht haben und weniger Fach-
redakteure bei den Presseagenturen 
sind die unmittelbare Folge. Doch 
kann der ökonomische Druck nicht 
alleine verantwortlich sein, denn die 
noch vorhandenen Journalisten be-
spielen einen immer noch üppigen 
Platz in den Zeitungen, aber eben 
nicht mit allen relevanten kulturel-
len Themen.

Vielleicht ist das klassische Zei-
tungsfeuilleton einfach nicht mit 
der Zeit gegangen, vielleicht hat es
die kulturpolitischen Umbrüche
der letzten Jahre nicht bewusst ver- 
folgt oder es hat sich in seinem
Elfenbeinturm versteckt. Feuilleton 
bedeutet eigentlich »das unterhal-
tende Beiblättchen«. 
Mir wäre das auf 
Dauer zu wenig.

Olaf Zimmermann 
ist Herausgeber 
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bindung zu der neuen Funktion des 
Raumes, in dem diese Interventionen 
platziert werden sollen? 

Diese Fragen müssen jetzt zwischen 
und mit den Beteiligten diskutiert, ver-
handelt und entschieden werden. Wich-
tig ist dabei das Grundverständnis, dass 
diese Interventionen keine wohl oder 
übel geduldeten Fremdkörper in der 
neuen Erzählung sind, sondern dass 
sie das neue Humboldt Forum in sei-
ner baulichen Erscheinung und kon-
zeptionellen Ausprägung zu verstehen 
helfen und dazu beitragen, dass seine 
verschiedenen –  ja zum Teil grund-
verschiedenen –  Funktions- und Aus-
stellungsbereiche stärker als Ensemble 
wahrgenommen werden. 

Für die Auswahl der Themen bezie-
hungsweise Objekte für die Interventio-
nen gibt es drei wesentliche Kategorien:
. Exponate, die aus dem Schloss oder 

dem Palast der Republik stammen.
. Exponate bzw. Dokumente, die im 

Zusammenhang mit der Ereignis-
geschichte von Schloss oder Palast 
stehen.

. Exponate bzw. Dokumente, die im 
Zusammenhang mit Personen stehen, 
die für die Geschichte von Schloss 
oder Palast relevant waren.

Gemeinsam muss ihnen das Potenzial 
sein, Wissen bei den Besucherinnen 
und Besuchern über den Ort und seine 
facettenreiche Geschichte zu beschaf-
fen, anzureichern, zu empfehlen und 
zu vermitteln. Aber welche Themen 
müssten vermittelt werden:

Als Kurfürst Friedrich II. »Eisenzahn« 
 den »Unwillen« der Ratsherren ig-
norierte und den Grundstein für seine 
Residenz demonstrativ am Rand der 
Doppelstadt Berlin-Cölln auf der Spre-
einsel legte, hatte das sowohl politische 
als auch städtebauliche Folgen, denen 
im Humboldt Forum Rechnung zu tra-
gen wäre. Denn zum einen war damit der 
herrschaftlichen Dominanz der Hohen-
zollern gegenüber der Stadt und ihren 
Bürgern sichtbar Ausdruck verliehen, 
zum anderen wurde das Schloss zum 
Dreh- und Wendepunkt der weiteren 
Entwicklung Berlins, das von hier aus 
entlang der Straße Unter den Linden 
hin zum Brandenburger Tor und darü-
ber hinaus wachsen sollte.  Das Schloss 
war nicht nur ein Verwaltungssitz mit 
den wichtigsten Hofämtern und der 
Thronschatzkammer, es war vor allem 
ein Ort der preußischen, deutschen, eu-
ropäischen Geschichte. König Friedrich 
Wilhelm IV. hat sich hier huldigen las-

sen und – vergeblich, weil stümperhaft 
– versucht, die Märzrevolutionäre  
zu beruhigen. Im Weißen Saal eröff ne-
te Wilhelm I.  den Reichstag des 
Norddeutschen Bundes und sein Enkel 
Wilhelm II. wertete das Haus noch ein-
mal baulich, politisch und medial als 
das neue zentrale Kaiserschloss und Sitz 
seiner Dynastie auf. Es sollte die erste 
unter den Residenzen der deutschen 
Reichsfürsten sein – und bleiben, was es 
de facto von jeher war: Der Symbol-Ort 
für die Macht der Hohenzollern. 

Die (tages-)politischen Geschäfte 
wurden indes schon früh und in über-
wiegendem Maße andernorts erledigt. 
König Friedrich I. hatte sich mit Char-
lottenburg sehr gezielt 
eine »Filiale« fürs Regie-
ren geschaff en und kon-
kurrierte auf diese Weise 
mit dem Kaiser in Wien 
und dem tonangebenden 
französischen König, die 
ihrerseits Aufenthalte 
in Schönbrunn und Ver-
sailles der Präsenz in den 
Hauptstädten vorzogen.  
Wie dann auch Friedrich der Große, 
der Potsdam ostentativ zu seiner an-
tihöfi schen Gegenresidenz erhoben 
hatte. Kurzum, Preußens Landesherren 
agierten lieber und darum regelmäßig 
in dem alten Residenzdreieck Oranien-
burg – Köpenick – Potsdam. Die große 
Kulisse der Macht aber war stets das 
Berliner Schloss. Dessen dürfte sich 
auch Karl Liebknecht bewusst gewesen 
sein, als er sie  nutzte, um die »freie 
sozialistische Republik Deutschland« 
auszurufen. Genau dort, wo der Kaiser 
 jene »Balkonreden« gehalten hat-
te, die das Volk auf den beginnenden 
Ersten Weltkrieg einstimmen sollten.  
Beim Einrichten des Humboldt Forums 

sollte sich all dies genauso widerspie-
geln wie die kulturelle Hauptrolle des 
Schlosses, die Architekten und Künst-
lern wie Krebs, Theiss, Lynar, Nering, 
Schlüter, Knobelsdorff , Erdmannsdorf, 
Langhans, Schinkel oder Ihne zu ver-
danken war. Eine Rolle übrigens, die es 
auch nach dem Ende der Monarchie in 
der Weimarer Republik weiterspielte: 
als Museum, als Quartier für wissen-
schaftliche Einrichtungen wie das Psy-
chologische Institut der Universität oder 

– von  bis  – als Dienstsitz der 
preußischen Schlösserverwaltung. 

Wolf Jobst Siedler hat immer wieder 
gesagt, dass Berlin nur eine Tradition 
kenne: die Traditionslosigkeit. Wenn 
das im Entstehen begriff ene Humboldt 
Forum hier ausscheren will, sollte es 
nicht nur dem von der DDR abgeris-
senen Schloss, sondern auch dem von 
der Bundesrepublik beseitigten Palast 
der Republik angemessenen Raum 
zubilligen. Zumal die Analogien ver-
blüff en: Städtebaulich markierte der 
von  bis  errichtete Palast 
zusammen mit dem benachbarten 
Staatsratsgebäude und dem vis-à-vis 
stehenden Außenministerium die Mit- 
te der »Hauptstadt der DDR«. Mit der 
Volkskammer beherbergte er das no-
minell höchste Verfassungsorgan der 
DDR – die Politik wurde allerdings im 
Politbüro gemacht. Weltgeschichte 

schrieb der Palast trotz-
dem: Am . Oktober  
feierte hier die SED-Füh-
rung den . und letz-
ten Geburtstag der DDR. 
Schließlich die Kunst: 
Maler wie Sitte, Womacka, 
Mattheuer ließen hier auf 
 Monumentalgemälden 
»Kommunisten träumen«, 
es gab ein Theater, eine 

Bowlingbahn und Konzerte mit Santa-
na und Udo Lindenberg. Ergo war auch 
der Palast der Republik, was das Schloss 
war – Kulisse der Macht und Kulturort.

»Die Vergangenheit und die Erin-
nerung haben eine unendliche Kraft«, 
schrieb Wilhelm von Humboldt am . 
Mai  an seine Brieff reundin Char-
lotte Diede – wir sollten diese Kraft 
als positive Energie dafür nutzen, dass 
das neue Humboldt Forum nicht nur 
statisch, sondern auch historisch fest 
gegründet ist.  

Hartmut Dorgerloh ist Generaldirektor 
der  Stiftung Preußische Schlösser und 
Gärten Berlin-Brandenburg (SPSG)

DER AUSBLICK 

Die nächste Politik & Kultur 
erscheint am . März . 
Im Fokus der nächsten Ausgabe 
steht das Thema »Kulturelle 
Integration«.
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Kulturmensch Theo Geißler
 Ginge es nach Theo Geißler, dann 
wären Feuilletons nicht länger streng 
gehütete Elfenbeintürme für Musik- 
und Kunstästhetik, für schnuckelige 
Vorberichte und affi  rmativen Starkult, 
sondern vor allem ein Schauplatz für 
aktuelle kulturpolitische Debatten. 
Maßnahmen gegen den dürftigen 
Standort von Musik- und Kulturpo-
litik im gesellschaftlichen Ganzen 
ergriff  Geißler paradigmatisch als He-
rausgeber der »neuen musikzeitung« 
(nmz): Seit über sechs Jahrzehnten 
bietet die nmz einen weiten Diskurs-
rahmen für Themen des heutigen Mu-
siklebens in Print und Online. Öff ent-
liche Kulturförderung hält Geißler 
für genauso lebensnotwendig wie ein 
funktionierendes Gesundheitswesen. 
Dafür streitet er seit Jahrzehnten un-
ermüdlich als Journalist, Autor und 
Verleger.  
Für sein kulturpolitisches Engage-
ment hat sich ConBrio-Verleger Theo 
Geißler über die Jahre ein vielfältiges 
Instrumentarium an Medien geschaf-
fen, auf dem er virtuos agiert. Neben 
der nmz ist er auch Herausgeber von 
»Oper & Tanz« und »JazzZeitung« 

(bis ). Von  bis  mo-
derierte er das Live-Musikmagazin 
»taktlos«, eine Kooperation von Baye-
rischem Rundfunk und nmz, von  
bis  zudem »contrapunkt – west-
östlicher Dialog« (BR, MDR, Goethe-
Institut und nmz). Seit  ist er 
zusammen mit Olaf Zimmermann He-
rausgeber von »Politik & Kultur«, der 
Zeitung des Deutschen Kulturrates. 
Gemeinsam mit dem Komponisten 
Moritz Eggert und der Online-Redak-
tion der nmz rief Geißler den »Bad 
Blog of Musick« ins Leben, bis heute 
einer der meistgelesenen Blogs zum 
Thema zeitgenössische Musikkultur.
Geboren  in Gmund am Tegern-
see absolvierte Geißler nach einem 
Studium der Germanistik, Philoso-
phie und Geschichte in Regensburg 
die Münchner Hochschule für Fern-
sehen und Film und war dann als 
Autor und Regisseur für Kinderpro-
gramme des Bayerischen Fernsehens 
tätig. Seit  arbeitete Geißler als 
Redakteur der nmz, damals noch 
»Musikalische Jugend«;  über-
nahm er die Chefredaktion. Von  
bis  leitete er den Gustav Bosse 

Verlag und wurde zusätzlich Her-
ausgeber der nmz.  gründete er 
den ConBrio Verlag, in dem neben 
diversen Fachbuchreihen auch die 
ersten Bände des legendären »Ritter 
Rost« verlegt wurden. Am . Februar 
 wird Theo Geißler seinen . 
Geburtstag feiern. Originelles aus der 
rastlosen Geißler-Feder wie immer 
im Kurzschluss auf der letzten Seite 
von Politik & Kultur.
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Für eine Zukunft des Gewinnens 
Start der Initiative kulturelle Integration

OLAF ZIMMERMANN UND 
GABRIELE SCHULZ

D ie Zukunft ist ungewiss. Die-
se Binsenweisheit trägt min-
destens zwei Konnotationen 
in sich. Die eine drückt die 

Sorge vor der Zukunft aus, vor dem Ver-
lust des Vertrauten und Gewohnten, vor 
dem Infragestellen des Bestehenden, in 
dem sich gerade so gemütlich einge-
richtet wurde. Die andere verweist auf 
Neugier, auf Lust auf das Unbekannte, 
auf Entdeckergeist und der Bereitschaft 
eigenes zur Diskussion zu stellen, ohne 
sich aufzugeben.

Die Zukunft ist in mindestens drei 
Landesparlamenten in Deutschland, im 
Deutschen Bundestag und in Parlamen-
ten und Regierungen in einigen unserer 
Nachbarstaaten ungewiss. Am . März 
dieses Jahres wählt das Saarland ein 
neues Parlament, am . Mai werden die 
Bürgerinnen und Bürger aus Schleswig-
Holstein an die Wahlurnen gerufen und 
am . Mai fi ndet die sogenannte kleine 
Bundestagswahl, die Landtagswahl, in 
Nordrhein-Westfalen statt. Die Wahl 
im bevölkerungsreichsten Bundesland 
mit , Millionen Einwohnerinnen 
und Einwohnern wird oft als Testwahl 
für die Bundestagswahl angesehen, die 
im September dieses Jahres durchge-
führt wird. Die Niederlande wählen 
im März ein neues Parlament und in 
Frankreich wird im Mai die Stichwahl 
zum Staatspräsidentenamt stattfin-
den, da niemand davon ausgeht, dass 
die Wahl bereits in der ersten Runde 
im April entschieden wird.

Wird über diese Wahlen gesprochen, 
dominiert ein Thema die Diskussionen: 
Wie viele Stimmen werden die Populis-
ten bekommen? Wird die AfD mit einem 
respektablen Ergebnis in den nord-
rhein-westfälischen Landtag einziehen 
und damit ihre Siegerstraße fortsetzen? 
Wird sie ein zweistelliges Ergebnis bei 
der Bundestagswahl erzielen? Wie wird 
ein Bundestag mit dann gegebenenfalls 
sieben Parteien aussehen? Wie werden 
die Mehrheiten sein, wenn neben Bünd-
nis /Die Grünen, CDU, CSU, Die Lin-
ke und SPD auch die FDP wieder dem 
Bundestag angehört und als Neuling auf 
Bundesebene die AfD. 

Wird Geert Wilders, erst kürzlich 
wegen Diskriminierung und Beleidi-
gung in den Niederlanden rechtskräftig 
verurteilt, mit seinem islamfeindlichen 
Kurs in den Niederlanden eine große 
politische Kraft werden und wird Ma-
rine Le Pen den anderen Präsident-

schaftskandidaten in Frankreich das 
Fürchten lehren? Populisten in ver-
schiedenen europäischen Ländern, so 
auch in Deutschland, machen sich die 
Sorgen von Menschen zu Nutze. Sie er-
innern an ein vermeintliches besseres 
»Früher«, in dem die Familie als mo-
ralischer Ort noch in Takt war, Arbeit, 
insbesondere Arbeit mit der Hand noch 
etwas galt, die Globalisierung weit weg 
war und fremd allenfalls neue Speisen 
und Getränke waren. Sie schüren Hass 
gegen Andersgläubige, speziell Musli-
me, sie wenden sich gegen Gefl üchtete 
und Migranten. Sie nutzen die in unse-
rer DNA fest verankerte Angst vor dem 
Unbekannten schamlos aus.

Wie dem begegnen? Wenn doch 
tatsächlich die Aufnahme von vielen 
gefl üchteten Menschen eine Heraus-
forderung darstellt. Wenn Menschen 
mit einem anderen kulturellen und 
religiösen Hintergrund nach Deutsch-
land kommen, im Gepäck nicht nur ihre 
Fluchterfahrung, sondern ihre eigene 
(Erinnerungs)geschichte? Wenn sich 
Menschen nicht zugehörig fühlen, aus-
gegrenzt, überfordert von Neuem und 
sich zurücksehnen nach der vermeint-
lich guten alten Zeit.

Das einfache Wegwischen von Sor-
gen und Ängsten ist nicht die Lösung, 
ebenso wenig sollte sich ihnen hinge-
geben werden. Es geht vielmehr darum, 
eine positive Idee der Zukunft zu ent-
wickeln. Einer Zukunft des Gewinnens 
und nicht des Verlierens.

Unter anderem diese Ideen waren es, 
die den Deutschen Kulturrat veranlass-
ten, die Initiative kulturelle Integration 
anzustoßen. Es ging und geht darum, 
eine Idee darüber zu entwickeln, was 
Deutschland zusammenhält und wel-
chen Beitrag vor allem kulturelle Inte-

gration zu diesem Zusammenhalt leisten 
kann. Als erstes wurden zwei Bundesmi-
nisterien, das Bundesministerium des 
Innern und das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales, für die Idee gewon-
nen, dann die beiden Beauftragten bei 
der Bundeskanzlerin, Die Beauftragte 
der Bundesregierung für Kultur und 
Medien sowie Die Beauftragte der Bun-
desregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration. In kürzester Zeit wurde 
das Vorhaben weiterentwickelt und  
Organisationen und Institutionen er-
klärten sich bereit bei der Initiative kul-
turelle Integration mitzuwirken (siehe 
Infokasten). Innerhalb der Bundesregie-
rung wurde der Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und Medien die 
Federführung übertragen. Der Deutsche 
Kulturrat moderiert und koordiniert die 
Initiative kulturelle Integration.

Ausgangspunkt der Arbeit der Initia-
tive kulturelle Integration sind folgende 
Aussagen:

Deutschland ist ein vielfältiges und plu-
rales Land. Seit Jahrzehnten leben in 
Deutschland Menschen aus den unter-
schiedlichsten Ländern und Regionen 
der Welt. Die Mehrzahl derjenigen, die 
aus dem Ausland nach Deutschland ge-
kommen sind, fühlen sich in Deutsch-
land zuhause, viele sind inzwischen 
Deutsche.

Deutschland hat sich durch die Zu-
wanderung, durch den europäischen 
Einigungsprozess und nicht zuletzt 
durch die stärker werdenden weltwei-
ten Verfl echtungen verändert. Diese 
Veränderungen fordern jeden Einzelnen, 
aber auch die Gesellschaft als Ganze. 
Viele stellen sich die Frage nach dem 
gesellschaftlichen Zusammenhalt, nach 
dem, was Deutschland ausmacht, und 
wie sie sich in dem sich ändernden 
Deutschland geborgen fühlen können.

Anhand von drei Leitfragen sollen 
Impulse für diese gesellschaftlichen 
Diskussionen gegeben werden. Es sol-
len erste Antworten gefunden und zu-
gleich off ene Zukunftsfragen benannt 
werden. Insbesondere soll gezeigt wer-
den, welchen Beitrag Kultur zur Inte-
gration leisten kann – zur Integration 
der Menschen, die nach Deutschland 
kommen, aber auch derjenigen, die be-
reits in Deutschland leben.

Ausgangspunkt sind folgende drei 
Leitfragen: Was heißt für uns kultu-
relle Integration und wie kann kultu-
relle Integration als Prozess für alle in 
Deutschland Lebenden auf Augenhöhe 
gelingen? Welche Fragen im Kontext 
von gesellschaftlichem Zusammen-
halt und kultureller Integration sind 
für uns besonders wichtig? Was ist für 
uns gesellschaftlicher Zusammenhalt 
und welche Anforderungen sehen wir 

für Begegnungen und das Zusammen-
leben von Menschen unterschiedlicher 
Herkunft, Religion und Tradition?

Auf diese Leitfragen soll in Thesen 
geantwortet werden. Die Antworten 
werden zum Tag der kulturellen Viel-
falt am . Mai  öff entlich in Berlin 
vorgestellt. 

Die Initiative kulturelle Integration 
wird keine Patentrezepte fi nden, wie 
Integration gelingen kann. Sie wird das 
Rad nicht neu erfi nden für den gesell-
schaftlichen Dialog. Die Vielfalt und Un-
terschiedlichkeit der Akteure verspricht 
aber einen spannenden und konstruk-
tiven Diskurs zu den genannten Fragen. 
Sie verspricht das Ringen um die beste 
Aussage und damit Streit um die Sache. 

Die Initiative kulturelle Integration 
kann und sollte Lust auf die gemein-
same Zukunft in einem pluralen, welt-
off enen Deutschland machen. Einem 
Deutschland in der Mitte Europas. Ei-
nem Deutschland, das geprägt ist von 
bürgerschaftlichem Engagement. Ei-
nem Deutschland, das sich mit seiner 
Geschichte auseinandersetzt. Einem 
Deutschland, das off en und neugierig 
auf andere ist und zugleich sich seiner 
eigenen Werte und Traditionen sicher 
ist. Einem Deutschland, in dem die 
Chancen der kulturellen Integration 
ergriff en werden. Einem Deutschland, 
das mit Neugier und Entdeckergeist in 
die Zukunft blickt. Wir freuen uns auf 
spannende Diskussionen.

Olaf Zimmermann ist Geschäfts-
führer des Deutschen Kulturrates 
und Moderator der Initiative 
kulturelle Integration. Gabriele Schulz 
ist Stellvertretende Geschäftsführerin 
des Deutschen Kulturrates

MITGLIEDER DER INITIATIVE 
KULTURELLE INTEGRATION

Initiatoren: 
 • Bundesministerium des Innern
 • Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales
 • Die Beauftragte der Bundesregierung 

für Kultur und Medien 
 • Die Beauftragte der Bundesregierung 

für Migration, Flüchtlinge und Inte-
gration

 • Deutscher Kulturrat

Weitere Mitglieder
 • ARD
 • Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Freien Wohlfahrtspfl ege
 • Bundesarbeitsgemeinschaft der Im-

migrantenverbände
 • Bundesverband Deutscher Zeitungs-

verleger
 • Bundesvereinigung der Deutschen 

Arbeitgeberverbände
 • Deutsche Bischofskonferenz
 • Deutscher Beamtenbund und 

Tarifunion

 • Deutscher Gewerkschaftsbund
 • Deutscher Journalisten-Verband
 • Deutscher Landkreistag
 • Deutscher Naturschutzring
 • Deutscher Olympischer Sportbund
 • Deutscher Städte- und Gemeinde-

bund
 • Deutscher Städtetag
 • Evangelische Kirche in Deutsch-

land
 • Forum der Migrantinnen und 

Migranten im Paritätischen
 • Koordinationsrat der Muslime
 • Kultusministerkonferenz 
 • Neue Deutsche Organisationen
 • Verband Deutscher  Zeitschriften-

verleger
 • Verband Privater Rundfunk und 

Telemedien
 • ZDF
 • Zentralrat der Juden in Deutschland

Weitere Infos unter: 
www.kulturelle-integration.des
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SAARBRÜCKEN: ZAHLEN UND FAKTEN

Einwohner: 180.047

Fläche: 167 km²

Bevölkerungsdichte: 1.066 Einwohner pro km²

Nächste Oberbürgermeisterwahl: voraussichtlich Mai 2019

Nächste Kommunalwahl: Frühjahr 2019

Oberbürgermeisterin: Charlotte Britz (SPD) 

Dezernent für Bildung, Wissenschaft, Kultur und Umwelt: 
Thomas Brück (Bündnis 90/Die Grünen) 

Kulturausgaben: 11,5 Millionen Euro pro Jahr

Kulturausgaben pro Einwohner: 63,87 Euro pro Jahr

Terminal Nord des Hauptbahnhofs Saarbrücken

KOMMUNALE 
KULTURPOLITIK

Im Anschluss an die Serie zur Landes-
kulturpolitik beleuchtet diese Reihe die 
aktuelle Kulturpolitik aller Hauptstäd-
te der deutschen Bundesländer – mit 
Ausnahme der drei Stadtstaaten. In 
sieben Ausgaben nehmen wir jeweils 
zwei Landeshauptstädte unter die Kul-
turlupe. Bisher wurde über Stuttgart 
und Düsseldorf berichtet.

Die Mittel des Kultur-
haushalts sind nicht 
üppig, das Ergebnis 
kann sich trotzdem 
sehen lassen

Im Kleinformat, aber stabil 
Kommunale Kulturpolitik 
in Saarbrücken

SVEN SCHERZSCHADE

D iese Landeshauptstadt ist 
überschaubar und liebens-
wert. Sie ist Universitäts-
stadt, zieht junge Leute an. 

Sie ist die einzige Großstadt im ganzen 
Bundesland. Das Saarland allerdings, 
tief im bundesdeutschen Westen ge-
legen, ist auch überschaubar und 
liebenswert. Saarbrücken macht kul-
turpolitisch der Verschuldung halber 
keine großen Sprünge. Auf . 
Einwohner kommen im Haushaltsan-
satz  festgelegte , Millionen 
Euro kommunale Kulturausgaben, die 
aber, so versichert Saarbrückens Kultur-
dezernent Thomas Brück, »sehr stabil« 
seien. In Saarbrücken scharrt derzeit 
kein Kämmerer mit den Füßen und will 
mittels Kultur quotierte Sparaufl agen 
einlösen. Entspannte Sache! Die Stadt 
hat lediglich einen mittelfristigen Sa-
nierungsplan, der zum Großteil über 
das Stellenmanagement erfüllt wird, 
das heißt, dass nicht mehr »nachper-
sonalisiert« werden kann. »Das bedeu-

tet für die Mitarbeiter mehr Belastung«, 
gibt Thomas Brück zu: »Aber im Output 
erfolgt keine Kürzung«. Institutionelle 
Förderung und Projektfördermittel sind 
für die nächsten Jahre also sicher, auf 
dem genannten Niveau der , Millio-
nen. Viel ist das nicht. 

Saarbrücker Kulturversorgung kann 
sich dennoch sehen lassen. Große Kul-
turtanker wie Saarlandmuseum oder 
Staatstheater sind in Landesobhut. 
Um genau zu sein: Das Staatstheater 
ist heute in Landesobhut, vor über zwei 
Jahrzehnten war es noch kommunal. 
Saarbrücken hat also gewissermaßen 
seine kulturpolitischen Herausforde-
rungen schon gehabt. Trägerschaft 
wurde samt Finanzierung verlagert, 
was dem Publikum, wenn die Kul-
turversorgung stimmt, letzten Endes 
egal sein dürfte. Das Haus samt Oper, 
Schauspiel, Ballett und Orchester erhält 
keine kommunale Förderung mehr und 
ist nicht mehr im Haushalt der Stadt 
Saarbrücken verortet. Es gibt noch eine 
minimale Beteiligung an den Pensions-
zahlungen. »Ansonsten geben wir keine 
direkte Projektförderung oder Bezu-
schussung für den laufenden Betrieb, 
das macht alles der Landeshaushalt«, 
sagt Thomas Brück. 

Seit eineinhalb Jahren, seit August 
, ist er nun im Amt, wobei der Be-
griff  Kulturdezernent die Sache nicht 
ganz triff t. Brücks Dezernat umfasst 
nicht nur Kultur, auch Bildung, Wis-
senschaft und Umwelt sind mit dabei. 
Damit ist der ehemalige kulturpoliti-
sche Sprecher der Grünen im Saarbrü-
cker Stadtrat gut ausgelastet, kommt 
viel rum, auch in Nachbarbereichen der 
Kultur. Wie gesagt, es ist überschaubar 
und liebenswert. Saarbrückens Kultur 
profi tiert sehr davon, Landeshauptstadt 
zu sein. In punkto Klassik hat man ne-
ben dem in Länderobhut angesiedelten 
Saarländischen Staatsorchester zudem 
auch noch die vom öff entlich-rechtli-
chen Rundfunk getragene Deutsche Ra-
dio Philharmonie Saarbrücken Kaisers-
lautern vor Ort, sodass die Stadt auf ein 
reges und qualitativ hoch anzusiedeln-
des Konzertwesen stolz sein kann. Das 

hat gewissermaßen den Vorteil, dass 
sich die kommunale Kulturförderung 
auf ihren regionalen und besonderen 
Gestaltungsspielraum konzentrieren 
kann. »Wir fördern die hier ansässi-
ge lebhafte freie Szene, insbesondere 
Musik«, sagt Brück, »Schwerpunkt ist 
die Schnittstelle zwischen Jazz, mo-
derner Musik und Klassik«. So vergibt 
die Stadt Kompositionsaufträge an 
örtliche Künstler der freien Szene, die 
Stadt lädt ein zum jährlichen Festi-
val »Saarbrücker Sommermusik«, das 
über das Stadtgebiet verteilt, vorrangig 
unter freiem Himmel in öff entlichen 
Parkanlagen, bei kostenfreiem Eintritt 
stattfi ndet. Mancher Konzertabend hat 
hier Volksfestcharakter, die Kommune 
unterstützt somit die Kulturförderung 
in die Breite. 

Im kommunalen Kulturhaushalt 
fest verankert sind das kommunale 
Kino und die Stadtbibliothek, die ver-
lässlichen Größen, mit denen die Stadt 
ihre kulturellen Rahmenbedingungen 
abstecken kann. Das gilt auch für das 
»Theater im Viertel« (tiv), das als freie 
Bühne fungiert und sehr gut ausgelas-
tet ist. Der Träger ist dort ein Verein, 
der von der Kommune bezuschusst 
wird. »Die Stadt überlässt uns auch die 
Immobilie mietfrei«, sagt Dieter Des-
granges, künstlerischer Leiter am tiv. 
Aus dem tiv-Kreis entstand  auch 
das »Netzwerk Freie Szene Saar«, eine 
Interessenvertretung, die Kunst und 
Kultur mit den Mitteln professioneller 
Freier Theater und spartenübergrei-
fender Performancegruppen fördert. 
 aktive Mitgliedschaften zählt das 
Netzwerk, darunter sowohl einzelne 
Künstler wie ganze Ensembles und 
Gruppen. In solcher Selbstorganisation 
liegen enorme kulturpolitische Poten-
ziale für Freiberufl er und Selbständige 
der darstellenden Kreativwirtschaft, 
auch in dieser Hinsicht ist die Über-
schaubarkeit von Stadt und Bundesland 
von Vorteil. »Bei Stadt und Verwaltung 
stoßen wir immer auf off ene Ohren«, 
betont Desgranges. Hilfe und Unter-
stützung kämen allerdings selten sofort. 
Alle Entscheidungen müssten eben erst 
durch die Behörden und den Kultur-
ausschuss. »Aber prinzipiell spüren wir 
allseitige Gesprächsbereitschaft und 
dass man helfen will.« 

Ähnlich ambitioniert ist der Netzwerk-
gedanke auch in der Bildenden Kunst 
beim  eröffneten sogenannten 
Kulturbahnhof, dem »KuBa – Kultur-
zentrum am EuroBahnhof«, einer histo-
rischen Immobilie in Bahnhofsnähe. In 
Vereinsträgerschaft und von der Stadt 
bezuschusst werden dort kuratierte 
Ausstellungen gezeigt, es fi nden unter-
schiedlichste kulturelle Veranstaltun-
gen statt, es gibt auch Künstlerateliers 
im Haus. 

Präsentation und Zelebration zeitge-
nössischer Kunst brauchte in Saarbrü-
cken in der Vergangenheit kulturpoli-
tischen Willen, denn trotz Status einer 
Landeshauptstadt verfügt Saarbrücken 
über keine Kunsthalle, in der temporä-
re Ausstellungen und Sonderschauen 
moderner und zeitgenössischer Kunst 
gezeigt werden. »Das fangen wir jetzt 
wieder mit der Stadtgalerie auf«, erklärt 
Thomas Brück. Von Februar bis April 
 etwa wird »London Calling« ge-
zeigt mit aktueller Malerei aus Groß-
britannien von Paul Morrison (Jahrgang 
) und Jost Münster (Jahrgang ). 
Aufgabe der Stadtgalerie ist es, interna-
tionalen, avantgardistisch ausgerichte-
ten Künstlern, gegenwärtigen Trends 
und Positionen ihren Platz in der Stadt 
zu geben, und zwar in Ausstellungen für 
jeweils drei Monate. Eine Aufgabe, die 
der Stadt wichtig ist. So wichtig, dass 
sie sie kulturpolitisch rückerobert hat. 

Anhand der Stadtgalerie lässt sich 
nämlich das für eine Landeshauptstadt 
typische kommunal-kulturpolitische 
Wechselspiel exemplarisch aufzeigen. 
Ursprünglich, als die Städte der alten 
Bundesrepublik noch großzügig Kultur-
gelder ausgaben, wurde die Stadtgalerie 
 als städtische Einrichtung gegrün-
det. Sie wurde aber schon  in die 
Stiftung Saarländischer Kulturbesitz 
integriert, nicht nur aus fi nanziellen 
Gründen. Von der Anbindung erhoff te 
man sich nicht zuletzt auch Vorteile 
in der inhaltlichen Programmierung. 
Das allerdings erwies sich langfristig 
als Enttäuschung. Es mangelte an Aus-
stellungsideen. Thomas Brück: »Es lief 
zuletzt wie ein Appendix der großen 
Stiftung, mehr schlecht als recht.« Mit 
klarem Mehrheitsbeschluss aus rot-
rot-grün entschied sich  deshalb 
der Stadtrat, die Stadtgalerie wieder 

zurückzunehmen in kommunale Trä-
gerschaft. Der Vertrag mit der Stiftung 
Saarländischer Kulturbesitz wurde ge-
kündigt, zudem beschloss der Stadtrat, 
dass ein neues Galerie-Konzept entwi-
ckelt werden sollte. »Seit der Zeit läuft 
es besser«, sagt Brück im Rückblick. 

Dieser ungewöhnlichen Entschei-
dung, eine Institution wieder in die 
städtische Kultur-Freiwilligkeit zu-
rückzuholen, ging im Übrigen auch 
eine der wenigen kulturpolitischen 
Debatten voraus, die innerhalb der 
Kommune kontrovers und streitbar 
geführt wurden. Ansonsten verläuft 
kommunale Kulturpolitik in Saarbrü-
cken eher einvernehmlich. In Bezug auf 
die Stadtgalerie hielt jedoch die CDU 
vehement gegen die Rückführung in 
städtische Trägerschaft, auch der dama-
lige FDP-Kulturdezernent Erik Schrader 
rückte die fi nanziellen Vorteile in den 
Vordergrund. Letzten Endes ging es in 
diesen Jahren auch um kulturpolitisches 
Misstrauen. Die Stiftung Saarländischer 
Kulturbesitz sollte einen schmucken 
Neubau bekommen, das »Museum 
der Gegenwart«, das den Standort der 
Stadtgalerie abermals in den Schatten 
zu stellen drohte. Dass sich der besag-
te Neubau skandalös verteuerte, von 
zunächst neun auf letzter Stand  
Millionen Euro, dass die Baustelle über 
Monate stillstand und bis dato auf ihre 

Eröff nung wartet – war damals noch 
nicht abzusehen. Bloß gut, mag man da 
sagen. Die Stadtgalerie, innerstädtisch 
am St. Johanner Markt gelegen, ist heute 
ein gut geführtes Haus und es trägt sei-
nen Teil bei zur urbanen Attraktivität: 
Das Leben in der Stadt ist, dass Leute 
gern fl anieren gehen und shoppen. Für 
kommunale Kulturpolitik zählen solche 
Argumente durchaus mit bzw. kommen 
bei der Überzeugungsarbeit über Partei-
grenzen hinweg zum Tragen. 

Zur Erinnerung: Saarbrücken ist 
»Haushaltsnotlagegemeinde« – allein 
den Erhalt der kulturellen Infrastruk-
tur zu sichern, darin besteht bereits 
die Herausforderung! Doch auch »im 
Bestand« kann Saarbrücken kulturell 
gut überregionale Reichweiten erzie-
len. Das jährlich im Januar organisierte 
Filmfestival Max Ophüls wird als städ-
tische Gesellschaft betrieben, es wird 
realisiert zusammen mit Sponsoren 
und der Landesregierung und hat sich 
seit  als das Nachwuchsfestival des 
deutschsprachigen Films entwickelt. 
Die Vorstellungen, die an den Festival-
tagen laufen, werden in der Regel von 
zahlreichem und jungem Publikum be-
sucht. Ausgezeichnet werden mit dem 
Max Ophüls Preis Nachwuchsfi lmer in 
verschiedenen Kategorien wie Langfi lm, 
Regie, Dokumentar, Darsteller. Es gibt 
einen Ehrenpreis, einen Publikumspreis 
sowie Auszeichnungen für Kurzfi lm, 
Drehbuch und weiteres. Die Vielfalt 
der Auszeichnungen vermittelt dabei 
in die Öff entlichkeit die Bandbreite des 
künstlerischen Arbeitsmarktes der Film- 
und Kinokunst. Saarbrücken hat hier 
als Stadt Verantwortung, auch für die 
Filmszene außerhalb Deutschlands, wo-
mit das Filmfestival Max Ophüls nicht 
mehr als kulturpolitisches Kleinformat 
zu zählen ist. Mit bescheidenen Mit-
teln muss es dennoch auskommen: Für 
Hotels reicht das Budget nicht. Auch 
 werden wieder für teilnehmende 
Jungfi lmer Unterkünfte und Schlafmög-
lichkeiten von Saarbrücker Gastgebern 
gesucht. Egal ob Coach oder Feldbett… 
wer kennt jemanden? Auch hier erweist 
sich die überschaubare und liebenswer-
te Stadt wieder mal als unschlagbar. 

Sven Scherz-Schade ist freier Journalist 
und arbeitet u. a. zu den Themen 
Kultur und Kulturpolitik für den 
Hörfunk SWR 
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WIESBADEN: ZAHLEN UND FAKTEN

Einwohner: ca. 290.000

Fläche: ca. 204 km²

Bevölkerungsdichte: ca. 1.354 Einwohner pro km²

Nächste Oberbürgermeisterwahl: 2019 

Nächste Kommunalwahl: 2021

Oberbürgermeister: Sven Gerich (SPD)

Dezernentin für Schule, Kultur und Integration (bis Ende 2016):
Rose-Lore Scholz (CDU)

Kommunale Ausgaben für Kultur: ca. 39 Millionen Euro pro Jahr

Kommunale Kulturausgaben pro Einwohner: ca. 135 Euro pro Jahr

Der Hauptbahnhof Wiesbaden bei Abenddämmerung

Die Stadt steht für 
nichts, weder nach 
außen, noch nach 
innen

Ungelöste Charakterfrage
Kultur und Identität in Wiesbaden

PETER GRABOWSKI

W iesbaden hat es nicht leicht. 
Im Rücken der Stadt liegt 
der Rhein, dahinter gleich 

Mainz, also Rheinland-Pfalz. Und vor 
der Brust das riesige Frankfurt. Die 
hessische Metropole ist nicht nur ein 
kultureller Magnet, sondern auch ein 
kulturpolitisches Ausrufezeichen. Der 
große Hilmar Hoff mann als Dezernent 
und die charismatische Petra Roth als 
Oberbürgermeisterin prägten hier eine 
Ära exorbitanten kulturellen Auf- und 
Ausbaus.

Erschwert wird die Situation durch 
einen historisch begründeten Phan-
tomschmerz. Im . Jahrhundert ge-
riet das mittelalterliche Wisibada – das 
»Bad in den Wiesen« – auf die europä-
ische Landkarte: Der deutsche Kaiser 
liebte den Kurort und seine Thermal-
quellen; er zog erst den kontinentalen 
Hochadel in die Stadt, dann auch das 
wohlhabende Bürgertum aus aller Her-
ren Länder.

Obwohl die Amerikaner Wiesbaden 
nach dem . Weltkrieg dann auch offi  zi-
ell in den Stand einer Landeshauptstadt 
erhoben, kann die republikanische Ge-
genwart mit der glanzvollen Geschichte 
nicht so recht mithalten. Das schmerzt 

die Einwohnerschaft; die gehobenen 
Schichten und die Kulturschaff enden 
leiden darunter – auf unterschiedliche 
Art und Weise – ganz besonders. Viel-
leicht deshalb werden in Wiesbadens 
Kulturpolitik schon seit Jahrzehnten 
immer wieder mindestens seltsame 
Entscheidungen gefällt.

Die Abtretung des früheren Stadt-
museums an das Land Hessen im Jahre 
 ist vielleicht die auff älligste. Das 
ist zwar lang her, wirkt aber bis heute 
nach, denn erst im September wurde 
ein neues Stadtmuseum eröff net. Es 
trägt den Namen »sam«, eine Kurzform 
für »stadtmuseum am markt«. Eigent-
lich müsste es aber »sum« heißen, weil 
es in einem alten Gewölbekeller unter 
dem zentralen Stadtplatz installiert 
wurde. . Euro hat Wiesbaden 
in die Sanierung gesteckt; diese Sum-
me wird später im Text verschwindend 
gering wirken. »sam«-Kurator Torben 
Giese zeigt Stücke aus . Jahren 
Siedlungsgeschichte; Kern des Fundus 
ist die Sammlung Nassauischer Alter-
tümer. Die wurde erst mit dem alten 
Stadtmuseum an das Land übertragen, 
 erfolgte die Rückübernahme durch 
die Kommune. Ein typisches Wiesbade-
ner Hin und Her.

In seinem Weihnachtsgruß Mitte De-
zember lobte Oberbürgermeister Sven 
Gerich (SPD) die gelungene Eröff nung 
des »sam« mit mehr als . Besu-
chern nachdrücklich. Dazu hat er auch 
allen Grund, war er doch an dessen un-
rühmlicher Vorgeschichte maßgeblich 
beteiligt: Erst als einfacher Stadtver-
ordneter, dann als parlamentarischer 
Geschäftsführer, ab  als Fraktions-

vorsitzender der SPD im Rat.  wur-
de er schließlich zum Stadtoberhaupt 
gewählt. In jenem Jahr nahm die Gro-
ße Koalition aus CDU und SPD in der 
Volksvertretung bereits den zweiten 
Anlauf zu einem neuen Stadtmuseum 
innerhalb kürzester Zeit.

Dabei wurde ein innerstädtisches 
Filetgrundstück in einer Hauruck-Ak-
tion an die OFB verkauft, eine Projekt-
entwicklungstochter der Hessischen 
Landesbank. Der Preis betrug , 

Millionen Euro und lag deutlich unter 
dem offi  ziellen Verkehrswert. Die OFB 
sollte auf der hinteren Hälfte des Areals 
Wohn- und Geschäftsbauten errichten, 
auf der vorderen das Museum. Das woll-
te die Stadt anschließend mieten;  
Jahre lang, für einen jährlichen Zins von 
gut , Millionen und einer Restzahlung 
von weiteren fünf Millionen Euro zum 
Ende der Laufzeit – Betriebskosten ex-
klusive, natürlich. Dann wären Museum 
und Teilgrundstück wieder zurück an 
die Kommune gegangen, für eine Ge-
samtsumme von deutlich mehr als  
Millionen Euro. Das erste Stadtmuse-
umsprojekt kurz zuvor war noch an der 
deutlich niedrigeren Kostengrenze von 
 Millionen krachend gescheitert.

Für die gut zweieinhalbfache Sum-
me hätte es allerdings einen Ausstel-
lungsbau aus der Feder des Starar-
chitekten Helmut Jahn geben sollen. 
Dessen internationale Referenzliste 
ist fast so dick wie das Wiesbadener 
Telefonbuch: Konzernzentralen, Flug-
häfen, Bahnhöfe, Shopping Malls. Jahn 
hat sehr viele Hochhäuser und Türme 
gebaut; ein originärer Museumsbau 
war allerdings nicht dabei. Schnell 
verspotteten die Wiesbadener seinen 
Entwurf aus Glas und Stahl mit acht 

Meter hohen Decken als »Autohaus«.
Die Folge war massiver Widerstand der 
Bevölkerung und vor allem der Kultur-
schaff enden. Im »Arbeitskreis Stadt-
kultur« versammeln sich seit vielen 
Jahren mehr als  Einrichtungen der 
hessischen Landeshauptstadt, vom Ak-
tiven Museum bis zum Velvets Thea-
ter. Fast alle gehören zur Freien Szene; 
als einziger Betrieb der Öff entlichen 
Hand ist das Staatstheater dabei ( 
Prozent Stadt,  Prozent Land). Spre-
cherin des Gremiums ist Wiesbadens 
frühere Kulturdezernentin Margare-
the Goldmann. Die parteilose Politi-
kerin war  bundesweit eine der 
ersten, die von den Grünen in dieses 
Amt geschickt wurde. Heute ist Gold-
mann eine veritable Nervensäge für 
die kulturpolitisch Verantwortlichen 
in der Stadt: Sie kennt und beherrscht 
die Machtmechanismen in Politik und 
Verwaltung, kann Haushalte lesen und 
weiß, wie man Bündnisse schmiedet.

Goldmann hat das Bürgerbegehren 
gegen das Museumsprojekt früh un-
terstützt. Als sein Erfolg immer wahr-
scheinlicher wurde, zogen die Spitzen 
von Rat und Verwaltung kurz vor Weih-
nachten  – im wahren Sinne des 
Wortes »über Nacht« – die Reißleine: 
Nur einen Tag nach Präsentation der 

Pläne mit dem Architekten musste Kul-
turdezernentin Rose-Lore Scholz (CDU) 
das neuerliche Aus für das Stadtmu-
seum verkünden. Der bereits erfolgte 
Grundstücksverkauf wurde im Jahr da-
rauf rückabgewickelt. Die Stadt verlor 
dabei zwar Geld, aber bei weitem nicht 
so viel wie mit dem Museumsprojekt in 
Public Private Partnership (PPP).

Der sozialdemokratische Oberbür-
germeister hat danach mehrfach erklärt, 
das Projekt sei in dieser Form »ein Feh-
ler« gewesen. Die CDU hingegen ist 
seitdem grundsätzlich verstimmt. Be-
reits vor dem Rückzieher – auch seiner 
Partei – hatte der Fraktionsvorsitzende 
Bernhard Lorenz in Interviews kaum 
verklausulierte Drohungen gegen-
über der Freien Szene ausgesprochen. 
Gleichzeitig lobte er die Kulturdezer-
nentin für ihre erfolgreiche Planung. 
Diese Sicht hat er bis heute einigerma-
ßen exklusiv.

Unter anderem hatte Scholz näm-
lich öff entlich behauptet, das Muse-
um sei ein »Geschenk« des Immobili-
enentwicklers OFB an die Stadt. Auch 
ansonsten agierte sie mindestens un-
glücklich; in ihrer Amtszeit ging dem 
Wiesbadener Kulturleben so manche 
Institution verlustig. Darunter die Bien -

nale »Wiesbadener Kunstsommer«, 
der im aktuellen Doppelhaushalt der 
städtische Zuschuss gestrichen wur-
de, oder auch das »Pariser Hoftheater«, 
ein echtes Kleinod von Freier Bühne 
in der Innenstadt. Nach Lesart der De-
zernentin hatten dessen Macher  
freiwillig aufgegeben. Tatsächlich wa-
ren sie – nach immerhin -jährigem 

Bestehen – die permanente fi nanzielle 
Unsicherheit einfach Leid und haben 
die Stadt größtenteils verlassen.

Rose-Lore Scholz ist im »Magist-
rat«, das in Hessen teils haupt-, teils 
ehrenamtlich besetzte, operative Füh-
rungsorgan der Stadt, als beamtete De-
zernentin für Kultur, Schule und Inte-
gration tätig. Die CDU-Politikerin wird 
Anfang Januar  Jahre alt und erreicht 
damit die Altersgrenze für kommunale 
Wahlbeamte. Trotzdem wird sie nicht in 
Pension gehen: Die von der Gemeinde-
ordnung vorgeschriebene Nachfolge 
ist nicht geregelt. Tatsächlich haben es 
die Parteien in der Wiesbadener Stadt-
verordnetenversammlung im Laufe des 
Dreivierteljahres seit den Kommunal-
wahlen im März  nämlich nicht ge-
schaff t, eine »Regierungs«-Kooperation 
zu schmieden.

Der bisherige Zuschnitt des Scholz-
Dezernats könnte der Macht-Arithmetik 
im künftigen Magistrat zum Opfer fal-
len und Oberbürgermeister Gerich die 
Kultur einem anderen der hauptamt-
lichen Dezernenten zuordnen. Oder 
er legt sie sogar in die Obhut eines der 
ehrenamtlichen Mitglieder. Das würde 
eine enorme Schwächung von Kunst 
und Kultur im politischen Gefüge der 

Landeshauptstadt bedeuten. Diese Ge-
fahr hat den »Arbeitskreis Stadtkultur« 
neuerlich auf den Plan gerufen. In einer 
Resolution fordert die Szene, die Stelle 
im Jahr  öff entlich auszuschreiben. 
Ein detailliertes Bewerberprofi l hat das 
Gremium vorsorglich gleich mitgelie-
fert. Dass man in der Wiesbadener Kom-
munalpolitik oft nicht so richtig weiß, 

was man eigentlich überhaupt wollen 
soll, wird von der Zivilgesellschaft mitt-
lerweile eingepreist.

Das Problem ist ein kulturpolitisches 
– allerdings in einem viel tieferen Sin-
ne als üblich: Der Stadt mangelt es an 
Identität. In der Bevölkerung herrscht 
große Fluktuation, eine Zwei-Drittel-
Mehrheit der aktuellen Einwohner ist 
zugezogen; von den -Jährigen sind 
sogar nur  Prozent in Wiesbaden ge-
boren. Die Stadt steht zudem für nichts, 
weder nach außen, noch nach innen. 
Der Oberbürgermeister versucht mit 
einer gefühligen Kampagne gegenzu-
steuern: »Vom Ich zum Wir!« Inhalt? 
Fehlanzeige.

Gern kolportiert wird in diesem Zu-
sammenhang das Zitat eines prominen-
ten Wiesbadener Kulturmannes. Der 
hat in einer internen Diskussion – in 
Anlehnung an den berühmten Werbe-
slogan des Landes Baden-Württemberg 

– über Wiesbaden einen Satz gesagt, der 
seine wahre Sprengkraft erst beim drit-
ten, fünften und zehnten Lesen in Gän-
ze entfaltet: »Wir haben alles – außer 
Charakter!«

Peter Grabowski ist kulturpolitischer 
Rep orter
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Kulturgüter sind besondere Güter
Man muss die Kulturwirtschaftsentwicklung diff erenziert betrachten

GABRIELE SCHULZ

I m November letzten Jahres er-
schien der »Monitoringbericht 
. Ausgewählte wirtschaftliche 
Eckdaten der Kultur- und Kreativ-

wirtschaft. Kurzfassung«, im Folgenden 
kurz Monitoringbericht. Herausgege-
ben wird der Monitoringbericht von der 
Initiative Kultur- und Kreativwirtschaft, 
die gemeinsam vom Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Energie sowie 
Der Beauftragten der Bundesregierung 
für Kultur und Medien getragen wird. 
Abgerufen werden kann er auf der Seite 
der Initiative Kultur- und Kreativwirt-
schaft unter: http://bit.ly/gzzb. Mit 
dem Monitoringbericht  wird an 
die in den Vorjahren erschienenen Mo-
nitoringberichten angeknüpft. 

Unter Unternehmen der Kultur- und 
Kreativwirtschaft werden in den Moni-
toringberichten erwerbwirtschaftlich 
orientierte Unternehmen der folgenden 
elf Teilbranchen verstanden:
 • Musikwirtschaft,
 • Buchmarkt,
 • Kunstmarkt,
 • Fil mwirtschaft,
 • Rundfunkwirtschaft,
 • Markt für darstellende Künste,
 • Architekturmarkt,
 • Designwirtschaft,
 • Pressemarkt,
 • Werbe markt,
 • Software-/Games-Industrie.
Daneben gibt es noch die Kategorie 
Sonstige, die unter anderem Herstel-
lung von Münzen, privatwirtschaftliche 
Archive und anderes enthält. Wesent-
liches Kriterium zur Zugehörigkeit 
einer der Teilbranchen ist die Mehr-
wertsteuerpfl icht der Unternehmen 
sowie ihr ökonomisches Ziel mit der 
Herstellung oder der Verwertung von 
Kunst und Kultur Geld zu verdienen. 
Durch öff entliche Mittel, Gebühren 
oder Abgaben fi nanzierte Unterneh-
men gehören nicht dazu. Oder um es an 
einem Beispiel deutlich zu machen, die 
privaten Rundfunksender gehören in 
die Teilbranche Rundfunkmarkt, der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk nicht. Im 
Kultur- und Kreativwirtschaftsbericht 
ist es unerheblich, ob jemand als freier 
Journalist seine Brötchen verdient oder 
ein Rundfunkunternehmen ist bzw. ob 
jemand als bildender Künstler arbeitet 
oder eine Galerie unterhält usw.

Für den Monitoringbericht werden kei-
ne eigenen Daten erhoben, sondern die 
vorhandenen Daten des Statistischen 
Bundesamts und der Bundesagentur 
für Arbeit neu aggregiert. Diese Vorge-
hensweise wurde auch bei den bereits 
vorliegenden Monitoringberichten 
gewählt, sodass inzwischen längere 
Datenreihen aufgebaut wurden, die 
die Entwicklung der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft seit dem Jahr  nach-
verfolgen lassen.

Im Monitoringbericht  wird die 
Entwicklung der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft wiederum mit der Entwick-
lung anderer Sektoren verglichen, so 
der Chemischen Industrie, der Energie-
versorgung, den Finanzdienstleistern, 
dem Maschinenbau und der Automo-
bilindustrie.

Befunde zur 
Branchenentwicklung

Die Zahl der Unternehmen in der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft hat seit  
kontinuierlich zugenommen. Wurden 
im Jahr  . Unternehmen 
verzeichnet, so sind es im Jahr  
.. Auch der Umsatz in der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft wuchs von 
rund  Milliarden Euro im Jahr  
auf über  Milliarden Euro im Jahr 
. Gleichfalls kann für die Zahl der 
Erwerbstätigen auf ein Wachstum ver-
wiesen werden. Waren im Jahr  
. Erwerbstätige in dieser Bran-
che zu verzeichnen, so sind im Jahr  
... Dieser Zuwachs an Erwerbs-
tätigen drückt sich auch in einer Zu-
nahme der sozialversicherungspfl ich-
tigen Beschäftigung aus. So konnten 
 . sozialversicherungs-
pfl ichtige Erwerbstätige ausgemacht 
werden und im Jahr  .. Die 
Zahl der geringfügig Beschäftigten ging 
von . im Jahr  auf . 
im Jahr  zurück.

Alles Daten, die auf eine positive 
Entwicklung dieser Branche verwei-
sen. Allerdings verharrt die Zahl der 
Selbständigen und Freiberufler mit 
einem Jahresumsatz von weniger als 
. Euro bei rund .. Daraus 
folgt, dass es off enbar einen stabilen 
Sockel von Unternehmen der Kultur- 
und Kreativwirtschaft gibt, die nur sehr 
geringe Umsätze erzielen und damit am 
Rande des Existenzminimums arbeiten.

Und die Teilbranchen

Die Entwicklung der verschiedenen 
Teilbranchen ist, wie in den Vorjahren 
auch, diff erenziert zu betrachten. Mit 
Blick auf die Zahl der Unternehmen ist 
im Vergleich der Jahre  und  
folgende Entwicklung festzustellen
 • Software-/Games-Industrie + .,
 • Designwirtschaft + .,
 • Markt für darstellende Künste + .,
 • Rundfunkwirtschaft +,
 • Filmwirtschaft +,
 • Buchmarkt + ,
 • Architekturmarkt + ,
 • Musikwirtschaft + ,
 • Kunstmarkt - ,
 • Pressemarkt - .,
 • Werbemarkt - ..
Der größte Zuwachs an Unternehmen 
ist in der Software-/Games-Industrie 
festzustellen. Einem Teilmarkt der be-
reits seit einigen Jahren wächst. Spürbar 
mehr Unternehmen sind ebenso in der 
Designwirtschaft und im Markt für dar-
stellende Künste zu verzeichnen. Wie 
stabil diese Entwicklung und vor allem 
welche ökonomischen Perspektiven die 
Unternehmen in diesen Branchen ha-
ben, wird sich noch erweisen müssen. 
Insbesondere im Markt für darstellende 
Künste wird es sich teilweise auch um 
Schauspieler bzw. Schauspielerinnen 
oder Tänzer bzw. Tänzerinnen handeln, 
die noch vor einem Jahrzehnt üblicher-
weise angestellt waren. Gesunken ist die 
Zahl an Unternehmen im Kunstmarkt, 
im Pressemarkt und im Werbemarkt. 
Speziell im Pressemarkt wirkt sich die 
Konzentration im Pressewesen auch in 
sinkenden Unternehmenszahlen aus. 

Hinsichtlich der Umsatzentwicklung 
in Millionen Euro kann im Vergleich 
des Jahres  mit dem Jahr  das 
Folgende ausgewiesen werden:
 • Software-/Games-Industrie + .,
 • Musikwirtschaft + .,
 • Rundfunkwirtschaft + .,
 • Architekturmarkt + .,
 • Markt für darstellende Künste + ,
 • Filmwirtschaft + ,
 • Designwirtschaft + ,
 • Werbemarkt - , 
 • Kunstmarkt - ,
 • Buchmarkt - ,
 • Pressemarkt - .
Das größte Umsatzplus verzeichnet die 
»Boombranche« Software-/Games-In-
dustrie, gefolgt von der Musikwirtschaft, 

der Rundfunkwirtschaft, dem Architek-
turmarkt, dem Markt für darstellende 
Künste, der Filmwirtschaft und der De-
signwirtschaft. Eine negative Entwick-
lung, also im Jahr  einen geringeren 
Umsatz als im Jahr , verzeichneten 
der Werbemarkt, der Kunstmarkt, der 
Buchmarkt und der Pressemarkt. Beim 
Werbemarkt, Kunstmarkt und Presse-
markt ist auch die Zahl der Unterneh-
men zurückgegangen.

Wird die Zahl der Erwerbstätigen, 
also der Selbständigen, der sozialversi-
cherungspfl ichtig Beschäftigten und der 
geringfügig Beschäftigten betrachtet, 
zeichnet sich im Vergleich des Jahres 
 mit dem Jahr  folgendes Bild:
 • Software-/Games-Industrie + .,
 • Designwirtschaft + .,
 • Architekturmarkt + .,
 • Werbemarkt + .,
 • Markt für darstellende Künste + .,
 • Rundfunkwirtschaft + .,
 • Musikwirtschaft + .,
 • Filmwirtschaft + .,
 • Kunstmarkt - ,
 • Buchmarkt - .,
 • Pressemarkt - ..
Die stärksten Zuwächse sind an Er-
werbstätigen sind in der Software-/
Games-Industrie festzustellen. Sie hat 
nicht nur einen Zuwachs von . Er-
werbstätigen zu verzeichnen, sie stellt 
mit . Erwerbstätigen im Jahr 
 die meisten Beschäftigten einer 
Teilbranche in der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft überhaupt. Auch in der 
Designwirtschaft und im Architektur-
markt sind Zuwächse bei der Zahl der 
Erwerbstätigen zu verzeichnen. Hin-
gegen ist die Zahl der Erwerbstätigen 
im Kunstmarkt, im Buchmarkt und vor 
allem im Pressemarkt gesunken.

Wird eine Reihenfolge der Teilbran-
chen mit Blick auf die Zahl der Erwerbs-
tätigen gebildet, so liegt auf Platz  ganz 
klar die Software-/Games-Industrie. 
Erst mit deutlichem Abstand folgen der 
Pressemarkt, der mit . Erwerbs-
tätigen trotz Verlusten in den letzten 
Jahren an Platz  steht, gefolgt vom 
Werbemarkt und der Designwirtschaft. 
Die geringste Zahl an Erwerbstätigen 
weist mit . der Kunstmarkt auf. 
 • Software-/Games-Industrie .,
 • Pressemarkt .,
 • Werbemarkt .,
 • Designwirtschaft .,
 • Architekturmarkt .,

 • Buchmarkt .,
 • Filmwirtschaft .,
 • Musikwirtschaft .,
 • Rundfunkwirtschaft .,
 • Markt für darstellende Künste .,
 • Kunstmarkt ..

Vergleich mit anderen Branchen

Wird die Kultur- und Kreativwirtschaft 
mit anderen Branchen verglichen, so 
sind die Befunde deutlich nüchterner 
zu bewerten. Andere Branchen, insbe-
sondere die exportorientierten Bran-
chen des herstellenden Gewerbes wie 
Maschinenbau und Automobilindustrie 
weisen höhere Wachstumsraten auf. 
Auch liegt deren Beitrag zur Brutto-
wertschöpfung in der Bundesrepublik 
deutlich höher als der der Kultur- und 
Kreativwirtschaft. Um nicht zu sagen, 
dass der Abstand in den letzten Jahren 
gewachsen ist. Hieraus folgt, dass die 
Kultur- und Kreativwirtschaft zwar in-
nerhalb der Branche eine positive Ent-
wicklung nimmt, sie aber im Vergleich 
zu anderen Wirtschaftszweigen keine 
herausgehobene Position einnimmt.

Internationalisierung

Neben den in jedem Monitoringbericht 
verbindlich dargestellten Entwicklungen 
zur Zahl der Unternehmen, Umsatzent-
wicklung sowie Erwerbstätigen in der 
Kultur- und Kreativwirtschaft insgesamt 
und speziell in den Teilbranchen widmet 
sich jeder Monitoringbericht einem spe-
ziellen Thema. Im Jahr  war es das 
Thema Internationalisierung. Der we-
sentliche Befund ist hier, dass die Kultur- 
und Kreativwirtschaft sehr viel weniger 
exportorientiert ist als die Branchen aus 
dem verarbeitenden Gewerbe wie Ma-
schinenbau oder Automobilindustrie. 

Die Kultur- und Kreativwirtschaft 
gehört also nicht wie der genannte Ma-
schinenbau oder die Chemische Indus-
trie, die fast  Prozent Exportquote 
aufweisen, zu den Branchen, die zum 
Status von Deutschland als Export-
weltmeister beitragen. Die Autoren des 
Monitoringberichts führen die gerin-
ge Exportorientierung auf den hohen 
Dienstleistungsgrad in der Kultur- und 
Kreativwirtschaft zurück. 

Dieses ist sicherlich ein Aspekt. We-
sentlicher erscheint mir aber ein ande-
rer. Kulturgüter sind, man kann es gar 
nicht oft genug sagen, besondere Güter. 
Sie sind einerseits Handelsgüter, ande-
rerseits haben sie aber einen ideellen 
Wert und transportieren Ideen, Werte 
und Einstellungen. Sie sind daher nicht 
überall verständlich und einsetzbar wie 
es bei einer Maschine der Fall ist. 

Kunst und Kultur sind zumeist nur 
im Kontext verständlich und sehr oft 
sprachgebunden. Das Verständnis und 
damit der Genuss dieser Waren und 
Dienstleistungen sind nicht so ohne 
weiteres möglich, wie es bei einem Auto 
oder eine Maschine der Fall ist.

Gerade weil dies so ist, besteht in der 
Kultur- und Kreativwirtschaft auch eine 
große Zurückhaltung gegenüber der Li-
beralisierung des Freihandels. Vorteile 
durch höhere Exporte sind kaum zu er-
kennen, weil die Handelshemmnisse 
nicht beim Zoll oder unterschiedlichen 
Blinkerfarben liegen, sondern weit-
aus grundsätzlicher in verschiedenen 
künstlerischen Ausdrucksformen sowie 
der deutschen Sprache. 

Den Besonderheiten dieser Branche 
gilt es daher, bei Freihandelsverhand-
lungen besondere Aufmerksamkeit 
zu schenken, um negative Eff ekte zu 
vermeiden. Bislang ist eine solche Auf-
merksamkeit kaum zu erkennen.

 Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 
Kulturrates

Kunst und Kultur sind zumeist nur im Kontext verständlich und sehr oft sprachgebunden. Das Verständnis und damit der Genuss dieser Waren und Dienstleistun-
gen sind nicht so ohne weiteres möglich, wie es bei einem Auto oder eine Maschine der Fall ist
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Kultur in strukturschwachen 
Regionen stärken
 Fragen zu »TRAFO – 
Modelle für Kultur im 
Wandel«

Theresa Brüheim: Was genau ist 
»TRAFO – Modelle für Kultur im 
Wandel«? Was sind Idee und Ziel-
setzung des Programmes?
Samo Darian: Bei dem Programm 
TRAFO geht es darum, die Angebote 
und Inhalte von Kultureinrichtungen 
in ländlichen Räumen und struk-
turschwachen Regionen zu stärken: 
Bestehendes soll neu gedacht und 
Altes vielleicht auch losgelassen wer-
den. Viele kulturelle Einrichtungen 
wie Heimatmuseen, Stadtbüchereien, 
Kulturzentren oder Musikschulen in 
kleinen Städten und auf dem Land 
stehen vor großen Herausforderungen. 
Sie alle stellen sich Fragen nach ihrer 
Zukunftsfähigkeit: Was können wir 
uns in Zukunft überhaupt noch leis-
ten? Welches Kulturangebot können 
wir unseren Bürgern noch bieten? Wie 
können wir junge Menschen erreichen, 
aber auch die Älteren? Kommen viel-
leicht ganz neue Aufgaben auf uns als 
kulturelle Einrichtung zu? Und wie 
können Impulse von unseren Inhalten 
für die Menschen in der Region aus-
gehen? Die durch TRAFO geförderten 
Kultureinrichtungen haben sehr un-
terschiedliche Strategien entwickelt, 
Antworten auf diese Fragen zu fi nden, 
um das kulturelle Angebot in ihrer Re-
gion weiterzuentwickeln.

Mit »TRAFO« wendet sich die 
Kulturstiftung des Bundes erst-
mals gezielt an ländliche Regionen 
und kleinere Gemeinden mit ihrem 
Kulturangebot, um dort Transfor-
mationsprozesse anzustoßen. Wes-
halb erscheint es gerade zu diesem 
Zeitpunkt erstrebenswert, Kultur 
in ländlichen Regionen gezielt zu 
fördern?
Außerhalb der Metropolen existiert 
eine große Dichte an interessanten 
kulturellen Einrichtungen. Diese 
gilt es zu stärken und sichtbar zu ma-
chen, denn genau hier, in den 
kleineren Städten und Gemeinden, 
leben die meisten Menschen in 
Deutschland. Doch in einigen, ins-
besondere strukturschwachen Regi-
onen, drohen diese über Jahrzehnte 
gewachsenen kulturellen Strukturen 
wegzubrechen. Die Frage, die sich 
daher stellt, ist, was in diesen Orten 
noch bleibt, wenn neben Arztpraxen 
und Dorfl äden auch noch die Büche-
rei, das Dorfmuseum oder andere 
kulturelle Orte der Begegnung ihre 
Arbeit reduzieren müssen oder sie 
ganz wegfallen. Wo und mit welchen 
Mitteln werden dann dort aktuelle 
Themen und Fragen der Bevölkerung 
diskutiert? Darauf müssen Antworten 
gefunden werden. Im Rahmen von 
TRAFO nehmen beispielsweise zwei 
Projekte ganze Landkreise in den 
Blick und etablieren regionale Fonds 
zur Stärkung kooperativer Projekte 
oder Patenschaften zum Wissens-
transfer zwischen größeren und 
kleineren Institutionen. Die Projekte 
in zwei weiteren Regionen konzen-
trieren sich darauf, einzelne Kultur-
einrichtungen zu transformieren, 
sie beispielsweise interkulturell zu 
öff nen oder die Verantwortung für In-
halte und Strukturen an die regionale 
Bevölkerung zu übergeben. 

Mit welchen Herausforderungen 
sehen sich Kulturinstitutionen 
fernab von Großstädten heute 
konfrontiert? Wie unterscheidet 
sich ihre Arbeitsweise und auch 

Zielsetzung von städtischen Ein-
richtungen und Initiativen?
Die Anforderungen an Kultur und 
kulturelle Angebote wandeln sich in 
ländlichen Räumen ähnlich stark wie 
in der Stadtgesellschaft. Wenn es also 
glückt, Kultureinrichtungen für heu-
tige Aufgaben »fi t« zu machen, dann 
können sie neue und wichtige Funk-
tionen erfüllen – in Metropolen wie 
auf dem Land. Die Voraussetzungen 
sind aber zum Teil unterschiedlich. 
Beispielsweise spielt das Ehrenamt 
bei vielen Heimatmuseen, kleinen 
Bühnen und Kulturzentren in klei-
neren Städten eine sehr große Rolle. 
Doch oft tun sich diese Einrichtungen 
schwer mit dem Generationenwech-
sel. Immer weniger junge Menschen 
interessieren sich für ihre Arbeit oder 
engagieren sich aktiv. Daher ist es 
ein großes Anliegen, in allen TRAFO-
Projekten junge Menschen wieder für 
diese Einrichtungen zu begeistern, sie 
zu befragen, was sie mit dem Museum 
oder Theater verbinden und auch 
den Alltag der jungen Leute in diesen 
Orten mit abzubilden. Hinzu kommt, 
dass es gerade in dünn besiedelten 
Gebieten wichtig ist, Kooperationen 
einzugehen und gemeinsam mit 
Partnern, Kulturangebote für eine 
ganze Region zu gestalten. Diese 
beiden Strategien der Öff nung der 
Einrichtungen hin zu neuen Themen, 
neuen Mitstreitern und neuen Koope-
rationen fi nden sich in allen TRAFO-
Projekten. Und wir sind sehr gespannt, 
welches veränderte Selbstverständnis 
die Kultureinrichtungen vielleicht für 
ihre Arbeit entwickeln und welche 
neuen Aufgaben sie in Zukunft in ih-
ren Regionen übernehmen werden.

Für »TRAFO« wurden in ganz 
Deutschland vier Modellregionen  – 
Oderbruch, Südniedersachsen, 
Saarpfalz und Schwäbische Alb
 – ausgewählt, die exemplarisch 
für die vielfältigen Herausforde-
rungen in strukturschwachen 
Regionen stehen. Nach welchen 
Kriterien erfolgte die Auswahl? 
Weshalb wurde gerade diesen vier 
Regionen Modellcharakter zuge-
schrieben?
Dem TRAFO-Programm war eine 
zweĳ ährige Recherche- und Ent-
wicklungsphase vorangestellt. Wir 
haben in diesen zwei Jahren viele 
verschiedene Regionen bereist, sind 
dort mit den Kulturakteuren, der 

Politik und den Verwaltungen ins 
Gespräch gekommen, um zu erfahren, 
vor welchen Herausforderungen die 
einzelnen Regionen stehen. Zwei 
Voraussetzungen waren dann aus-
schlaggebend, damit sich aus diesen 
Erstgesprächen Ideen für Transfor-
mationsprojekte entwickeln konnten: 
Einerseits engagierte Institutions-
leiter, die eine Vision haben, wie ihre 
Kultureinrichtung in fünf oder zehn 
Jahren aussehen soll. Daraus sind tol-
le Ideen entstanden, wie sie ihre Ar-
beit und Strukturen weiterentwickeln 
wollen. Andererseits Bürgermeister, 
Landräte und politische Vertreter, die 
bereit sind, an den Transformations-
prozessen ihrer Einrichtungen aktiv 

mitzuwirken: fi nanziell und inhalt-
lich. Diese Allianz aus Kultur, Politik 
und Verwaltung ist aus unserer Er-
fahrung eine Bedingung für erfolgs-
versprechende Transformationspro-
zesse der kulturellen Einrichtungen. 
Und diese Voraussetzungen sind in 
den vier ausgewählten TRAFO-Regi-
onen gegeben. 

Das Projekt ist zunächst auf fünf 
Jahre angelegt. Noch steht es ganz 
am Anfang der Förderperiode, 
aber wie plant die Kulturstiftung 
des Bundes das Programm und die 
daraus gezogenen Erkenntnisse 
nachhaltig zu etablieren?
Die Frage nach einer nachhaltigen 
Sicherung unserer Arbeit beschäf-
tigt uns auf zwei Ebenen. Einerseits 
haben wir uns das Ziel gesteckt, dass 
die geförderten Einrichtungen nach 
dem Ende der Förderung  mit 
ihren Inhalten und Angeboten von 
der Bevölkerung auch weiterhin als 
attraktiv bewertet und angenommen 
werden. Dazu gehört auch, dass wir 
gemeinsam mit unseren Partnern 
einen regelmäßigen Austausch mit 
den Verantwortlichen aus Politik und 
den Verwaltungen vor Ort haben, um 
ein gemeinsames Verständnis dafür 
zu entwickeln, welche Rolle die Kul-
tureinrichtungen in ihren Regionen 
spielen und welchen Beitrag sie zur 
Gestaltung des demographischen 
Wandels dort leisten können. Darüber 
hinaus geht es uns aber auch darum 
darzustellen, wie solche Transfor-
mationsprozesse vor Ort eigentlich 
funktionieren. In den Modellregi-
onen suchen wir mit TRAFO nach 
modellhaften Ansätzen, die wir Ak-
teuren und Einrichtungen woanders 
zur Nachahmung empfehlen können. 
Gleichzeitig nehmen wir zentrale 
Fragen aus den Projekten auf: Wel-
che neuen Aufgaben und Funktio-
nen haben Kultureinrichtungen in 
ländlichen Räumen in Zukunft? Wie 
können sich Kultureinrichtungen in-
terkulturell öff nen? Oder wie schaff t 
man den Generationenwechsel eh-
renamtlich geführter Kultureinrich-
tungen? Diese und 
weitere grundlegende Fragen wollen 
wir in den Regionen, in den Ländern 
aber auch überregional mit Entschei-
dern diskutieren und so die Erkennt-
nisse aus den Regionen nach außen 
geben. 

Samo Darian ist Leiter des 
Programms »TRAFO – Modelle für 
Kultur im Wandel«. Theresa Brüheim 
ist Chefi n vom Dienst von Politik & 
Kultur 
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In dieser Ausgabe:

Christina Aus der Au

Peter Clever

Ronald Grätz

Omid Nouripour

Nasrin Sotudeh

und viele andere

Dossier »Kunst- und Musikhochschulen«

Beiblättchen
Seit Mitte des . Jahrhunderts ist 

das Feuilleton als Kulturteil einer 

Zeitung eines der fünf klassischen 

Ressorts neben Politik, Wirtschaft, 

Sport und dem Lokalteil. Doch wird 

seit vielen Jahren im Zeitungsfeuil-

leton ein wichtiger Teil der Kultur, 

die Kulturpolitik, vollkommen unzu-

reichend journalistisch erfasst. 

Besonders augenfällig wurde 

das bei der weitgehenden Nichtbe-
P t ste

FOKUS

Das TRAFO-Projekt »Transformation des Museums Altranft – Werkstatt für ländliche Kultur« nimmt das Thema 
»Landschaft und Identität« in den Fokus
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Eine Haltung, sich 
nicht unterkriegen 
zu lassen 

»Malplatte« – ein Projekt der Kulturfabrik Hoyerswerda: ein leer stehender Plattenbau als Kunstobjekt, dem über  
Künstler allen Alters Farbe gaben

Auf der Suche nach neuer Lebenskultur
Kulturelle Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft in Hoyerswerda

DORIT BAUMEISTER

U nd zum ersten Mal dachte 
sie mit einer Art kalter Scha-
denfreude an die Vergäng-
lichkeit dieser Siedlung, ihr 

Leben, das kurz sein wird wie das einer 
Goldgräberstadt: Die Kinder der Roll-
schuhläufer werden schon in fremden 
Städten arbeiten, wenn Bagger ihre 
Zähne in die Eingeweide dieser Stadt 
schlagen, und die Blöcke in Rauch 
und Staub zusammenstürzen, und die 
Wasser werden st eigen und Boote mit 
weißen und orangenen Segeln über die 
Plätze und Viertel der Stadt gleiten, Vi-
neta ohne Glocken, …«

Anfang der er Jahre lässt die 
Schriftstellerin Brigitte Reimann ihre 
berühmte Romanheldin Franziska 
Linkerhand diese Prophezeiung aus-
sprechen. Sie gilt der Zukunft von Ho-
yerswerda. 

Die Stadt befand sich seit Mitte der 
er Jahre im rasanten Wachstum. 
Die reichlich vorhandenen Braunkoh-
levorkommen in der Umgebung galt es 
für die junge Republik wirtschaftlich zu 
nutzen. Vor den Toren der Stadt grün-
dete sich  dafür das weltweit größte 
Braunkohlenveredlungswerk »VEB Gas-
kombinat Schwarze Pumpe«.   

Parallel dazu erfolgte der Ausbau 
der ehemaligen Ackerbürgerstadt Ho-
yerswerda zur modernen Wohn- und 
Lebensstadt. Ein städtebaulicher und 
technologischer Pilot mit Utopiean-
spruch. Neue Heimat für die landesweit 
anzuwerbenden Arbeitskräfte und ihre 
Familien. 

Der Aufbau der Stadt zog sich bis zur 
Wende . Ihre Einwohnerzahl hatte 
sich auf ca. . Menschen verzehn-
facht, im Durchschnitt  Jahre jung 
und besonders kinderreich. 

Die ab  einsetzende Deindustri-
alisierung des Ostens und der Einbruch 
der Geburtenraten läuteten auch für 
Hoyerswerda eine neue Ära ein. Rund 
. Arbeitsplätze, direkt oder indi-
rekt mit der Kohle verbunden, fi elen fast 
schlagartig weg. Der hohen Arbeitslo-
sigkeit und wachsenden Perspektivlo-
sigkeit konnten sich die Hoyerswerdaer 
nur noch durch Abwanderung in ver-
heißungsvollere Gegenden entziehen. 
Zehn Jahre nach der Wende hatten 
bereits . Menschen die Stadt 
verlassen. Unter den Dagebliebenen 
breitete sich immer mehr Lethargie 
aus. Jeder konnte vom Wegzug von 
Familienangehörigen und Freunden 
berichten. Viele sahen sich der Frage 
ausgesetzt, ob man bleibt oder geht. 
Erste Abbrüche von Wohnblöcken als 
Vorboten kennzeichneten bereits das 
Unvorstellbare, das Unumkehrbare.  Das 
Image der Stadt, verbunden mit einem 
empfi ndlich gestörten Selbstwertgefühl, 
steuerte um die Jahrtausendwende auf 
seinen Tiefpunkt zu. Die rechtsradika-
len Ausschreitungen  und der an-
haltende Funktions- und Bedeutungs-
verlust der Stadt drohten sich zum Bild 
eines Verlierers zu manifestieren. Ein 
öff entlicher Dialog darüber stellte sich 
nicht ein. Das Rathaus wandte sich erst 
Ende der er Jahre planerisch dem 
Schrumpfungsprozess zu. Mit einer Of-
fenbarung der realen Verhältnisse und 
deren Zukunftsprognosen befürchtete 
man jedoch das Abwanderungsverhal-
ten der Einwohner noch zu verstärken. 

Heute, , leben in Hoyerswerda 
noch . Einwohner plus . 
eingemeindete Bürger aus dem Um-
land. Das Straßenbild ist grauhaarig 
geworden. Und der Trend hält an, auf 
weitere . Einwohner wird die Stadt 
bis  wohl verzichten müssen. Tau-
sende Wohnungen, Schulen, Kindergär-
ten, Straßen etc. sind bereits abgerissen. 
Große Flächen erhielt der Wald zurück, 
weitere werden folgen. Und obwohl der 

verbliebene Stadtkörper zu großen Tei-
len durchsaniert wurde, innerstädtische 
Brachen eine Gestalt erhalten haben, 
sogar Lücken in der Altstadt aufgefüllt 
wurden. Der Schrumpfungsprozess hat 
sich radikal auf die gesamte Stadt- und 
Funktionslandschaft, auf die gesamte 
Stadtgesellschaft ausgewirkt und prägt 
den Alltag. 

Umso verblüff ender ist es, festzustellen, 
dass das Lebensgefühl in Hoyerswer-
da  ein anderes ist. Nämlich span-
nend, vielseitig, reibungsvoll. Schein-
bar unbeeindruckt vom anhaltenden 
Schicksal: dem Verlust an Menschen, 
an gebauter Heimat, an Arbeit, dem aus 
eigener Kraft nicht mehr zu beheben-
den Ungleichgewicht zwischen Jung 
und Alt …  

Nicht wenig Dagebliebene nehmen 
heute weite Arbeitswege in die Region 
und weit darüber hinaus in Kauf. Nicht 
wenige akzeptieren geringere Löhne 
und Gehälter.

Dafür berichten sie von ungewöhnli-
chen Möglichkeiten und sozialem Mit-
einander. Von Qualitäten, die Identität, 
Stolz und Heimatgefühl stiften. Passiert 
ist der mentale Umbau in den Köpfen. 
Die Entwicklung einer selbstbewuss-
ten Haltung zur Verbannung von Trauer 
und Sprachlosigkeit. Eine Haltung, sich 
nicht unterkriegen zu lassen. Der Leere 
engagiert mit Kreativität, Fantasie und 
Anspruch zu kontern.

Hoyerswerda, Wohnkomplex  (WK),
Buchwalder Straße, im Sommer : 
Auf einem seit Jahren verwaisten Wä-
scheplatz flattert plötzlich wieder 
Wäsche. Dahinter ein bereits ausge-
schlachteter Plattenbau vom Typ P. 
Das Bauschild davor verkündet »Hier 
entsteht eine Wiese«. Der benachbarte 
leerstehende Kindergarten hat wieder 
geöff net. 

Hoyerswerdaer Senioren führen dort 
das Theaterstück »Kap der Unruhe« auf, 
alle Vorstellungen sind restlos ausver-
kauft. Eine Berliner Künstlergruppe un-
terhält im Obergeschoss ein Baubüro, 
von dort aus begleiten und kommen-
tieren sie den Abriss des P. 

Im Café hat ein Dokumentarfi lm 
Premiere. Hoyerswerdaer refl ektieren 
ihr Leben in der Stadt. 

Absperrband mit der Auff orderung 
»Platz da« okkupiert einen großen Teil 
vom noch einzig belebten Platz in der 

Neustadt. Provokation zum Nachden-
ken im Umgang mit der Leere, in einer 
Stadt, in der reale Freiräume durch Ab-
riss immer mehr werden.

Hängematten baumeln zwischen 
Wäschestangen, man kann es sich be-
quem machen zur Urauff ührung des 
Einar Schleef-Textes »Das Denkmal«. 
Die hohle Platte im Hintergrund über-
nimmt die Rolle des Kyff häusers.

Extreme Klänge erfüllen die Nacht, 
FM Einheit & Casper Brötzmann im 
Konzert. Wenige Momentaufnahmen 
des stadtsoziologischen Kunstprojek-
tes Superumbau. Sechs Wochen lang 
begleiten über  Künstler den realen 
Abriss eines Wohnblocks bis zur Aus-
saat des Rasens. Dazu Stadtgespräche, 
Konzerte, Theater- und Filmvorfüh-
rungen. 

Superumbau gelang es  das 
Schweigen zu brechen. Es hat dem 
Schmerz, den Ängsten eine erste öff ent- 
liche Plattform eingerichtet. In der 
Stadt selbst entbrannte darüber ein 
zum Teil heftiger Diskurs. Das Projekt 
forderte auf, sich dem Schrumpfungs-
prozess mit genauso viel Energie zu 
stellen, ihm schöpferisch zu begegnen 
wie seinerzeit dem Aufbau der Stadt. 
Es plädierte für einen gemeinsamen, 
öff entlichen Umgang und die Wahr-
nehmung sowie Aktivierung der Po-
tentiale vor Ort. Superumbau setze 

den Impuls für eine außergewöhnliche 
Beteiligung am Wandel. 

Den Staff elstab übernahm der Verein 
Kulturfabrik. Als Betreiber eines sozio-
kulturellen Zentrums stellte er sich die-
ser experimentellen Herausforderung. 
Daraus entstanden ist eine anhaltende, 
zivilgesellschaftliche Bewegung von 
mitreißender künstlerischer und kul-
tureller Vielfalt. Von Beginn an erfolgte 
dabei die Einbeziehung von Bewohnern 
als Akteure.

Erste Projekte wie »Hier bin ich ge-
born…« und »die . Stadt« dienten noch 
der Erinnerungskultur, der Schärfung 
des Bewusstseins für das noch unvor-
stellbare Ausmaß. 

Mit »Verwunschene Orte« begann 
die temporäre Wiederbelebung von 
Brachen und Leerstand. Z. B. gestalte-
ten über  Künstler und Bewohner je-
den Alters einen zum Abriss geweihten 
Plattenbau im Vorfeld um und erfreuten 
damit über . Besucher. 

Zum Wohngebietsfest ohne Wohn-
gebiet reisten auch hunderte ehemali-
ge Bewohner aus ganz Deutschland an. 
Straßenschilder aus Pappe halfen dabei, 
sich auf der neu errichteten Wiese zu 
orientieren. Insgesamt acht verwun-
schene Orte erzeugten einfach pure 
Lebensfreude.

»Auszeit-Nachdenken über H.« 
nutzte wiederholt eine zum Abriss 
geweihte Platte. Sieben thematische 
Forschungslabore generierten Visionen 
für die Stadtzukunft. Über . Besu-
cher wurden zu Experten des Alltags 
bzw. ließen sich inspirieren.  

Die Tanztheaterreihe »Eine Stadt 
tanzt« stellt über  Laien unter pro-
fessioneller, choreografi scher Leitung 
auf die Bühne. Monatelange, intensi-
ve Proben liegen vor jeder Premiere. 
Deutschlandradio äußert sich  so: 
»In Hoyerswerda tanzen Laien aus allen 
Berufen und jeden Alters regelmäßig 
zusammen und sie erzählen immer 
wieder neue Seiten ihres Lebens. Und 
wie sie das machen, geht tief unter die 
Haut«.

Es ist unmöglich, den wirklichen 
Umfang dieser Beteiligungsform zu 
schildern. Wesentlich ist die Erfah-
rung, was eine kulturelle, zielgerich-
tete Begleitung von gesellschaftlichen 
Problemstellungen leisten kann. Sie 
bringt Menschen dazu, sich ausein-

anderzusetzen und zu engagieren. Sie 
schaff t neue Formen von Lebenskultur, 
off enbart ungeahnte Potenziale, eröff -
net neue soziale Räume. Den Aderlass 
anhalten konnte sie bisher nicht. Die 
Gegenwart wird gerade erst gestaltet, 
sie hilft jedoch Optionen auf Zukunft 
off enzuhalten.

Der Transformationsprozess allein 
in seiner Schwere macht Hoyerswer-
da bemerkenswert. Er bildet eine Art 
Matrix ab für das ostdeutsche und in-
ternationale Phänomen Schrumpfung 
in historisch kurzer Zeit. Doch erst die 
dadurch ausgelöste, kontinuierliche Su-
che nach einer neuen Form von urbaner 
Lebenskultur macht die Stadt und ihre 
Bewohner einzigartig. 

Und die gleitenden Segelboote? Ja, 
es gibt sie. Die Tagebaulöcher sind mit 
Wasser gefüllt. Im Umfeld entsteht Eu-
ropas größte künstliche Seenkette.

Dorit Baumeister ist Architektin und 
erste Stellvertreterin des Vorstands 
von Kulturfabrik e.V.

Gegenwart gestalten 
hilft Optionen auf 
Zukunft off enzuhalten
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Wasserkrater auf dem Gelände des Kulturparks  »Aqua Magica« in Bad Oeynhausen
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»LandArt« im Mühlenkreis 
Minden-Lübbecke
Kultur und Lebensqualität im ländlichen Raum

RALF NIERMANN UND 
RAINER RIEMENSCHNEIDER

D er Kreis Minden-Lübbecke 
hat ca. . Einwohner 
und liegt im Nordosten Nord-

rhein-Westfalens. Der Südosten des 
Kreisgebietes mit den Städten Minden, 
Bad Oeynhausen und Porta Westfa-
lica grenzt an den ostwestfälischen 
Ballungsraum und ist eher städtisch 
geprägt. Der Norden und Westen des 
Kreises sind dagegen sehr ländlich 
geprägt.

Diese Siedlungsstruktur hat auch 
Auswirkungen auf das Kulturange-
bot des Kreises. In Minden und Bad 
Oeynhausen gibt es attraktive Kul-
turangebote, z. B. das Stadt-Theater 
Minden und das GOP Varieté-Theater 
im Kaiserpalais Bad Oeynhausen, die 
auch von den Menschen des Umlan-
des genutzt werden. Darüber hinaus 
sind die Kulturangebote der näheren 
Umgebung in Bielefeld, Osnabrück, 
Bremen und Hannover gut erreichbar.

Aber welche kulturellen Angebote 
gibt es im ländlichen Bereich? Lokale 
Kulturzentren, die Stadthalle Lübbe-
cke, Theatergruppen, das Neue The-
ater Espelkamp, drei Freilichtbühnen, 
Musikschulen, Volkshochschulen sowie 
dörfl iche Kulturgruppen sorgen für ein 
vielfältiges kulturelles Angebot. Diese 
interessanten Angebote allerdings wa-
ren vor der Etablierung des LandArt-
Festivals nicht vernetzt und wurden 
häufi g nur lokal wahrgenommen.

Im Kreis Minden-Lübbecke leben 
und arbeiten viele Künstlerinnen und 
Künstler, Akteure des Kunsthandwerks 
und andere kreative Menschen, die vor 
dem LandArt-Festival ebenfalls eher 
lokal bekannt waren.

Diese Situation war im Jahr  der 
Ausgangspunkt für eine Idee: Lasst uns 
diese Initiativen sowie Künstlerinnen 
und Künstler, diese »Kultur-Inseln« im 
ländlichen Raum, miteinander vernet-
zen und zusammenführen. Die Idee der 
»LandArt-Route« mit über  Kultur-
Stationen war geboren. Die Fahrrad-
route mit auff allendem Logo wurde im 
Sommer  eingeführt.

Bereits bei der Einweihung waren 
sich die Beteiligten einig, dass diese 
gute Vernetzung weiterentwickelt 

werden müsste. Es entstand die Idee 
eines Festivals, das durch die beteilig-
ten Kulturakteure der Region gestal-
tet werden sollte. Bereits im Sommer 
 fand das erste LandArt-Festival 
im Kreis Minden-Lübbecke mit über 
 Einzelveranstaltungen und vielen 
tausend Gästen und Besuchern statt.

Das Grundkonzept des LandArt-
Festivals ist einfach: Die beteiligten 
Akteure führen in einem gemeinsam 
vereinbarten Festival-Zeitraum or-
ganisatorisch und fi nanziell eigen-
ständig Kultur-Events durch. Der 
Kreis Minden-Lübbecke sorgt für das 
Dachmarketing mittels der Webseite 
www.landart-muehlenkreis.de, des 
»LandArt-Magazin« als Programm-
heft, Flyern, Plakaten, Radiowerbung 
etc. sowie für die Presse- und Öff ent-
lichkeitsarbeit für das Gesamt-Festival. 
Dadurch wird eine stärkere Resonanz 
in den lokalen und überregionalen 
Medien erreicht.

Dieses Konzept hat sich bewährt 
und wurde seit dem Jahr  fortge-
führt und weiterentwickelt. Die Fes-
tivals fi nden immer im zweĳ ährigen 
Rhythmus statt. So gibt es jeweils eine 
große zentrale Veranstaltung, bei der 
alle Kulturakteure der Region einge-
bunden werden und die auch einen 
größeren Teilnehmerkreis anspricht. 
Dadurch, dass das Festival schon vor 
Beginn der Sommerferien startet, 
können auch Jugendensembles und 
schulische Kulturgruppen teilnehmen. 
Bewährt hat sich auch, zu den Festivals 
jeweils ein verbindendes Motto fest-
zulegen, das die beteiligten Veranstal-
ter für ihre Events aufgreifen können. 
Beim Festival  lautete das Motto: 
»Wasser – Element, Elixier, Emotion«. 
Inzwischen ist das LandArt-Festival 
fest in der kulturellen Landschaft der 
Region etabliert.  Einzelveran-
staltungen pro Festival, jeweils viele 
tausend Gäste und Besucher aus der 
Region, aber auch weit darüber hinaus 

– das Konzept und das Format passen. 
Einige besondere Highlights der Fes-
tivals haben sich tief im Bewusstsein 
der Bevölkerung verankert wie z. B. das 
mit blauem Licht illuminierte Kaiser-
Wilhelm-Denkmal an der Porta West-
falica oder die Abschlussveranstaltung 
 an dem wunderschönen spätba-

rocken Schloss Hüff e mit Händels Feu-
erwerksmusik und einem Höhenfeuer-
werk bei traumhaftem Sommerwetter.

Was bringt dieses Kulturangebot 
dem Kreis und der Region? Zunächst 
einmal hat das Festival zur Stärkung 
der Kulturszene im ländlichen Raum 
beigetragen. Durch das entstandene 
Netzwerk ergeben sich für die Künst-
lerinnen und Künstler vielfältige 
Kontakte. Für die hier lebenden Men-
schen trägt das Kulturangebot über die 

LandArt-Stationen wesentlich zur Le-
bensqualität und zum Freizeitwert bei. 
Für einen vom demografi schen Wandel 
betroff enen Kreis ist ein attraktives 
Kulturangebot ein wichtiger Standort-
faktor, um die hier lebenden Menschen 
sowie auch zukünftige Fachkräfte der 
größeren Unternehmen für die Regi-
on zu begeistern. Eine vielfältige und 
bunte Kulturszene trägt besonders 
im ländlichen Raum auch stark zum 
Selbstbewusstsein der Menschen bei. 
Gerade in den letzten Jahren hat die 
regionale Kulturszene starken Zulauf 
aus den Ballungszentren bekommen: 
Die traditionelle Buchdruck-Künst-
lerin aus Stuttgart, die einen Resthof 
am Oppenweher Moor erworben hat; 
der holländische Maler, der auf einem 
Resthof in Stemwede heimisch gewor-
den ist oder der Schauspieler und The-
aterr egisseur aus Dortmund, der heute 
in einem Dorf in Petershagen wohnt. 
Diese Beispiele zeigen: Kultur kann 
dem Trend des Wachsens der Städte 
und des Schrumpfens der Dörfer etwas 
entgegensetzen.

Ralf Niermann ist Landrat des 
Kreises Minden-Lübbecke. Rainer 
Riemenschneider arbeitet für das 
Amt für Wirtschaftsförderung und 
Kreisentwicklung des Kreises Minden-
Lübbecke 

Kultur kann 
dem Trend des 
Schrumpfens 
der Dörfer etwas 
entgegensetzen

Kulturen verbinden 
 Jahre ifa – ein Gespräch 
mit Ronald Grätz, General-
sekretär des Instituts für 
Auslandsbeziehungen

Theresa Brüheim: Herr Grätz,  
feiert das Institut für Auslandsbe-
ziehungen (ifa) sein -jähriges 
Bestehen. Dabei blickt es auf eine 
bewegte Geschichte zurück. Wie 
würden Sie die historischen Ker-
nereignisse und die geschichtliche 
Entwicklung in wenigen Sätzen zu-
sammenfassen?
Ronald Grätz: In der Geschichte des ifa 
zeigt sich die Geschichte Deutschlands. 
 wurde auf Initiative von Theodor 
Wanner das »Museum und Institut zur 
Kunde des Auslanddeutschtums und 
zur Förderung deutscher Interessen 
im Ausland« gegründet. Noch im sel-
ben Jahr folgte die Umbenennung in 
»Deutsches Ausland-Institut« (DAI). 
Der württembergische König Wilhelm 
II., Schirmherr der Institution, be-
zeichnete das DAI als »ein Werk des 
Friedens inmitten des Krieges«. In den 
er Jahren wurde das ifa gleichge-
schaltet.
Mit der Neugründung und -ausrich-
tung im Jahr  und der Aufnahme 
der Arbeit als »Institut für Auslands-
beziehungen« (ifa) wurden unter 
anderem die Tournee-Ausstellungen 
initiiert, und es entstand ein Angebot 
an interkulturellen und landeskund-
lichen Seminaren für Deutsche, die 
sich auf einen Aufenthalt im Ausland 
vorbereiten wollten. Seit  gibt das 
ifa eine Zeitschrift heraus, die heute 
unter dem Namen »Kulturaustausch. 
Zeitschrift für internationale Pers-
pektiven« ein leitendes Medium für 
aktuelle Themen der internationalen 
Kulturbeziehungen ist. Willy Brandts 
drei Säulen der Außenpolitik zeigten 
sich in verstärkter Kulturarbeit. Die 
erste ifa-Galerie eröff nete Anfang der 
er Jahre in Stuttgart, um der zeit-
genössischen Kunst aus Transformati-
onsländern ein Forum in Deutschland 
zu geben. Mit dem Fall des Eisernen 
Vorhangs und den Transformations-
prozessen in Europa begann das ifa, 
seine Förderschwerpunkte neu aus-
zurichten. Die Zusammenarbeit mit 
deutschen Minderheiten und die Stär-
kung des europäischen Einigungspro-
zesses gewannen an Bedeutung und 
fanden Ausdruck in der Förderung von 
Redakteuren und Kulturmanagern. Die 
Bedeutung des euro-islam-Dialogs er-
kannte das ifa bereits Ende der er-
Jahre. Erweitert wurden daraufhin 
die Förderaktivitäten  durch das 
»CrossCulture«-Programm. Die ständi-
ge Entwicklung neuer Programme und 
Projekte zeigt die Qualität des ifa.

Nach  ereignete sich wohl das 
dunkelste Kapitel in der Geschich-
te des ifa: Das damalige Deutsche 
Ausland-Institut wurde unter den 
Nationalsozialisten gleichgeschal-
tet – wie sie bereits erwähnten. Es
entwickelte sich zu einem Planungs -
zentrum der Volkstumspolitik des 
Staates. Deutsche »Rassenpolitik« 
und die »Eindeutschung« fremder 
Gebiete standen auf der Agenda. 
Wie hat das ifa diesen Teil seiner 
Geschichte aufgearbeitet? 
Anlässlich der -Jahr-Feier gab das 
ifa eine Dissertation zu diesem Kapitel 
in Auftrag. Katja Gesche beschrieb in 
ihrer Doktorarbeit unter dem Titel 
»Kultur als Instrument der Außenpo-
litik totalitärer Staaten« die Rolle und 
Funktion des DAI. Konnte es bis  
als überparteilich bezeichnet werden, 
so wurde das Institut nach der Macht-
übernahme der Nationalsozialisten 
gleichgeschaltet. Unter dem Stuttgar-
ter NSDAP-Oberbürgermeister Karl 
Strölin entwickelte es sich zu einem 

Planungszentrum der Volkstums-
politik des Staates. Es war beteiligt 
an der Propagierung, Vorbereitung, 
Durchführung und Auswertung von 
Umsiedlungen in den eroberten ost-
europäischen Gebieten. Es arbeitete 
eng mit der Gestapo, der NSDAP/AO 
und dem Außenpolitischen Amt der 
NSDAP zusammen und ließ ihnen 
Informationen zukommen, bis hin zur 
Denunzierung politisch unliebsamer 
Ratsuchender. Nach dem Krieg blieb 
dem Institut die Weiterarbeit zunächst 
gestattet, bis es dann  unter neu-
em Namen neue Aufgaben erhielt. 
Mit der Dissertation wurde dieser 
wesentliche Teil der Geschichte des ifa 
aufgearbeitet.

 wurde das Institut unter dem 
heutigen Namen wiedergegründet. 
Theodor Heuss gab dabei dem ifa 
die Funktion mit auf den Weg, die 
»Elementarschule für den Verkehr 
mit dem Ausland« zu sein. Wie hat 
das ifa diesen Auftrag bis heute 
umgesetzt? Wie aktuell ist er noch?
Dieser Auftrag ist immer noch aktuell. 
Das heutige Spektrum unserer Arbeit 
ist international, vielschichtig und 
geleitet von zwei Wörtern: Kulturen 
verbinden. Das ifa ist ein international 
arbeitender Kulturmittler, ein Kompe-
tenzzentrum für Fragen auswärtiger 
Kulturbeziehungen und eine zentrale 
Anlaufstelle für die Vermittlung zeit-
genössischer Kunst aus Deutschland. 
Es versteht sich heute als eine Institu-
tion, die der internationalen Zusam-
menarbeit, der Vermittlung zwischen 
den Kulturen und damit auch der Kon-
fl iktbewältigung verpfl ichtet ist. Und 
obgleich das Institut in Stuttgart ge-
gründet wurde und in der Stadt und in 
Baden-Württemberg stark verwurzelt 
ist, denkt es europäisch und ist insbe-
sondere der europäischen Integration 
verpfl ichtet.

Wie wird das ifa das . Jubiläum 
begehen? Sind rückblickende 
Projekte, Festakte etc. geplant?
Die  Jahre sind für uns ein Funda-
ment, auf dem wir aufbauen. Daher 
steht als erste Veranstaltung im Jubi-
läumsjahr der Festakt in Stuttgart am 
Gründungstag, den wir gemeinsam mit 
unseren langjährigen Partnern und 
Unterstützern feiern – dem Auswärti-
gen Amt, dem Land Baden-Württem-
berg und der Landeshauptstadt Stutt-
gart. Doch in erster Linie wollen wir 
nach vorn blicken mit Veranstaltungen, 
Publikationen, Konferenzen und 
Ausstellungen zum Thema »Kulturen 
des Wir«. Dazu haben wir ein Online-
Magazin konzipiert, das crossmediale 
Beiträge zu diesem Thema aus unter-
schiedlichen Perspektiven beinhaltet. 
Im September wird es ergänzend dazu 
eine programmatische Konferenz in 
Berlin geben. Darüber hinaus wurden 
spezielle Projekte zu »Kulturen des 
Wir« konzipiert – so eine neue Tour-
neeausstellung unter dem Titel Pure 
Gold zum Thema Upcycling und De-
sign, die in Hamburg eröff net wird, die 
Ausstellungen Johannes Haile und In 
the Carpet in den ifa-Galerien Stutt-
gart und Berlin sowie mit CrossCulture 
On Tour eine kulturelle Reise durch 
Deutschland. 

Was wünschen Sie dem ifa für die 
nächsten  Jahre?
Dass unsere Arbeit am Frieden noch 
wirkungsvoller wird, dass der gemein-
same Dialog und dass das koproduk-
tive Arbeiten in nationalen, europäi-
schen und internationalen Netzwer-
ken langfristige Erfolge erzielen. 

Ronald Grätz ist Generalsekretär des 
Instituts für Auslandsbeziehungen. 
Theresa Brüheim ist Chefi n vom Dienst 
von Politik & Kultur
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Die Kultur ist heute die wirkliche Chance 
für das vereinigte Europa 
Warum eine gemeinsame europäische Identität so wichtig ist

OLAF ZIMMERMANN

H eute erscheint es uns viel-
fach als selbstverständlich, 
dass es ein gemeinsames 
kulturelles Band in Europa 

gibt, das die Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union eint und die Europäi-
sche Union darüber hinaus mit ihren 
Nachbarstaaten sowie den Mitgliedern 
des Europarates verbindet.

Und immer wieder wird das Zitat des 
großen Europäers Jean Monnet bemüht: 
»Wenn ich nochmals mit dem Aufbau 
Europas beginnen könnte, dann würde 
ich mit der Kultur beginnen«. Gerade in 
kulturpolitischen Kreisen wird dieses 
Zitat gerne angeführt, um die Kultur 
als gemeinsame transzendente Struktur 
von der rein ökonomischen Interessen 
folgenden Wirtschaft abzugrenzen. Ich 
möchte dieses Bild gründlich zerstören. 
Ich bin der festen Überzeugung, dass 
der europäische Einigungsprozess nur 
unter dem Primat der Wirtschaft ge-
lingen konnte.

Erinnern wir uns zurück. Der erste 
europäische Vertrag war die »Europäi-
sche Gemeinschaft für Kohle und Stahl«. 
Die Initiative hierzu ging vom Franzo-
sen Robert Schumann im Jahr  aus. 
Schumann sprach sich zunächst dafür 
aus, die Kohle- und Stahlproduktion 
Frankreichs und Deutschlands unter 
eine Behörde zu stellen. Es fanden sich 
weitere Mitstreiter, sodass die »Euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl«, zumeist Montanunion genannt, 
im Jahr  durch Belgien, die Bun-
desrepublik Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg und die Niederlande 
gegründet wurde.

Diese sechs Staaten, auch die Grün-
derstaaten der EU genannt, verein-
barten gemeinsame Institutionen zur 
Regulierung von Kohle und Stahl. An 
Institutionen wurden die Hohe Behör-
de, der Nucleus der heutigen EU-Kom-
mission, der Ministerrat, der Vorläufer 
des Rates der EU und die Beratende 
Versammlung, hieraus ging das EU-
Parlament hervor, gebildet.

Erinnern wir uns noch einmal an 
den Zeitpunkt des Schumannschen 
Vorstoßes. Der von Deutschland aus-
gehende . Weltkrieg war erst fünf 
Jahre zu Ende, Trümmer und zerstörte 
Häuser waren allerorts zu fi nden, der 
europäische Kontinent war geteilt in 
Ost und West, zwei der Gründerländer 
der Montanunion, Deutschland und 
Italien, hatten den Krieg verloren und 
gerade in Deutschland war über mehr 
als ein Jahrzehnt Kunst und Kultur zu 
propagandistischen Zwecken benutzt 
worden, viele Künstler, die verfolgt wur-
den, waren noch immer im Exil.

Die Kultur, die so stark von einer 
Diktatur in Anspruch genommen wur-
de, stand damals nicht für ein neues 
Europa. Die Montanunion hingegen war 
etwas Neues. Kohle und Stahl waren 
die wirtschaftlichen Motoren der Nach-
kriegszeit. In den Kohle- und Stahlre-
vieren der beteiligten Staaten fand die 
Wertschöpfung statt. Sie waren die 
Motoren des wirtschaftlichen Aufstiegs 
und Aufblühens. Noch im Nachhinein 
betrachtet, angesichts einer inzwischen 
noch stärkeren weltweiten Verfl echtung 
der Wirtschaft, waren die ersten euro-
päischen Verträge, die allesamt Wirt-
schaftsverträge waren, wegweisend, um 
Europa im weltweiten Wettbewerb stark 
zu machen. Hier wurde der Grundstein 
gelegt, dass die Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union heute einen gemein-
samen Binnenmarkt haben und nach 
außen bei Freihandelsverhandlungen 
gemeinsam auftreten. Bei aller Kritik, 

die an einzelnen dieser bestehenden 
oder geplanten Abkommen zu üben 
ist – und ich gehöre zu den scharfen 
Kritikern der aktuell in Verhandlung be-
fi ndlichen CETA- und TTIP-Abkommen 

– ist dies eine positive Entwicklung.
Halten wir als erstes fest: nicht die 

Kultur war das gemeinsame Band, das 
die Mitgliedstaaten der Montanuni-
on und damit die Gründerstaaten der 
Europäischen Union zusammenführte, 
sondern die Wirtschaft war es.

Nach der Montanunion bildeten im 
Jahr  die Römischen Verträge mit 
der Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft den nächsten Mei-
lenstein. Die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft, manche werden sich an 
die Abkürzung EWG noch erinnern, 
zielte darauf ab, einen gemeinsamen 
Markt für Waren, Dienstleistungen und 
Arbeitskräfte zu schaff en. Der im Jahr 
 zwischen Frankreich und Deutsch-
land geschlossene Freundschaftsver-
trag, der Elysee-Vertrag, war dann eines 
der ersten weitreichenden Dokumente 

und Abkommen, die darauf abzielten, 
auch die Kulturbegegnungen zwischen 
europäischen Ländern zu intensivieren. 
Gerade die Städtepartnerschaften soll-
ten die Begegnung fördern.

Nach der Aufbruchsstimmung der 
er Jahre erlahmte allerdings das 
Interesse an einer gemeinsamen eu-
ropäischen Politik. Jener so oft zitierte 
große Europäer Jaques Delors war es, 
der in den er Jahren der Idee eines 
gemeinsamen Europas durch einen ge-
meinsamen Europäischen Binnenmarkt 

– auch hier wieder die Ökonomie – neu-
es Leben einhauchte.

Womit ich zu weiteren europäischen 
Verträgen und vor allem dem Stellen-
wert der Kultur in den europäischen 
Verträgen komme. Kultur, so wird oft 
geklagt, spielt in den europäischen Ver-
trägen, also dem Vertrag von Maast-

richt aus dem Jahr , dem Vertrag 
von Amsterdam , dem Vertrag von 
Nizza  bis zum Vertrag von Lis-
sabon  nur eine untergeordnete 
Rolle. Dem ist nicht zu widersprechen. 
Alle diese Verträge zielen darauf ab, die 
Zuständigkeiten von EU-Kommission, 
Europäischem Rat, Europäischem Par-
lament und den Mitgliedstaaten, und 
hier besonders den Parlamenten der 
Mitgliedstaaten, auszutarieren. Kom-
petenzen werden zugeschrieben, ein-
gegrenzt oder abgesprochen. Dabei 
galt und gilt es, den unterschiedlichen 
Interessen einer wachsenden Zahl an 
Mitgliedstaaten gerecht zu werden.

Gut  Jahre von  bis  blieb 
der Club der sechs Gründerstaaten 
der Montanunion unter sich. Erst  
folgte eine erste Erweiterung mit dem 
Beitritt des Vereinigten Königreichs, Ir-
lands und Dänemark. Nach dem Ende 
der Militärherrschaft in Griechenland 
trat Griechenland  bei,  kamen 
Spanien und Portugal als neue Mit-
gliedstaaten hinzu. Mit der Vereinigung 
Deutschlands im Jahr  kam Ost-
deutschland hinzu. Im Jahr  traten 
Schweden, Finnland und Österreich bei. 
Im Jahr  fand mit dem Beitritt von 
zehn neuen Mitgliedstaaten eine erheb-
liche Erweiterung statt. Als neue Mit-
glieder wurden aufgenommen: Estland, 
Lettland, Litauen, Polen, Tschechien, 
Slowenien, Slowakei, Ungarn, Malta und 
Zypern.  stießen Rumänien und 

Bulgarien hinzu und im Jahr  wurde 
Kroatien der vorerst . Mitgliedstaat. 

Je nachdem wie schnell die Aus-
trittsverhandlungen zwischen der EU 
und dem Vereinigten Königreich ver-
laufen, werden es in zwei bis drei Jahren 
vorerst wieder  Mitgliedstaaten sein, 
die einen gemeinsamen Binnenmarkt 
haben mit der Freizügigkeit im Waren- 
und Dienstleistungsverkehr sowie der 
Niederlassungsfreiheit und einer mehr 
oder weniger gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik. 

Diese bisher noch  Staaten verei-
nen wirtschaftliche Interessen. Und sie 
vereinen Werte, die in der Grundrechte-
Charta der EU niedergeschrieben sind. 
Und, so verrückt es klingen mag, je 
größer die EU wurde, je unterschied-
licher die Mitgliedstaaten wurden, je 
verschiedener ihre wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit und Einbindung 
in den Binnenmarkt einerseits und 
in den Weltmarkt andererseits wurde, 
desto wichtiger wurde Kultur. Auf den 
ersten Blick ein Paradox. Aber nur auf 
den ersten. Denn die große Europäische 
Union zeichnet sich besonders durch 
ökonomische Disparität und weniger 
durch Angleichung aus. Kultur wurde 
zum verbindenden Element!

Trotz der gewachsenen Bedeutung 
der Kultur darf die EU Kultur nur sub-
sidiär fördern. Zuerst sind die Mitglied-
staaten gefordert, die EU hat nur eine 
schmale direkte Kulturzuständigkeit. 
Dass dies so ist, ist nicht zuletzt auch 
auf Deutschland zurückzuführen. Kul-
tur sollte in erster Linie Sache der Mit-
gliedstaaten bleiben. Dass die EU über 
die Handelspolitik, die Wettbewerbs-
politik, die Urheberrechtspolitik, die 
Steuerpolitik und andere Politikfelder 
längst wirkmächtig Kulturpolitik macht, 
sei nur am Rande erwähnt. Die Kultur-
politik und Kulturförderung der EU sind 
subsidiär, deshalb ist auch das Budget 
der Kulturförderung in der Regel relativ 
schmal. 

Egal, welches Programm man nimmt, 
ob Raphael, Ariane und Kaleidoskop 
als erste Programmgeneration, Kul-
tur , Kultur  oder aktuell 
Kreatives Europa, die europäische 
Kulturförderung ist stets ein Zusatz. 
Sie kann, darf und will die nationale 
Kulturförderung nicht ersetzen, sie 

will sie noch nicht einmal unterstüt-
zen. Es geht allenfalls um zusätzliche 
Vorhaben. Das Budget ist mit Blick auf 
 Mitgliedstaaten und der Möglichkeit, 
dass assoziierte Staaten beteiligt wer-
den können, äußerst gering. So entsteht 
gerade bei der Europäischen Kultur-
förderung mitunter eine große Lücke 
zwischen den beschworenen Eff ekten 
und den tatsächlichen Ressourcen. Die-
se Lücke ist meines Erachtens auch bei 
den europäischen Dokumenten für das 
Europäische Jahr des Kulturerbes un-
verkennbar. Hier klaff t zwischen dem 
Anspruch, was durch dieses Jahr alles 
bewegt werden soll, und den zur Verfü-
gung stehenden europäischen Mitteln 
eine deutliche Lücke.

Ein gutes Beispiel dafür ist das Eu-
ropäische Kulturerbejahr , das ge-
rade geplant wird. Das übergeordnete 

Ziel des Europäischen Kulturerbejahres 
besteht darin, »die gemeinsame Nut-
zung und Aufwertung des kulturellen 
Erbes Europas zu fördern, das Bewusst-
sein für die gemeinsame Geschichte 
und die gemeinsamen Werte zu schär-
fen und das Gefühl der Zugehörigkeit 
zu einem gemeinsamen europäischen 
Raum zu stärken«. Letztlich geht es um 
die Frage nach der Bildung einer euro-
päischen Identität. Einer gemeinsamen 
europäischen Identität, die gelebt wird 
in der Stadtgesellschaft und die ables-
bar ist unter anderem am baulichen 
Erbe.

Warum ist eine gemeinsame euro-
päische Identität auf einmal so wich-
tig? Warum soll anhand des baulichen 
Erbes und der Stadtgesellschaft eine 
Diskussion und Refl exion des europä-
ischen Kulturerbes stattfi nden? Warum 
auf einmal Kultur im Mittelpunkt und 
nicht die Wirtschaft? 

Zum einen wird, wie ich schon ange-
führt habe, die Wirtschaft als gemein-
sames Element in Europa brüchiger. 
Ich habe die regionalen Disparitäten 
in Europa bereits angesprochen. Über 
diese Disparitäten hinaus ist ein ge-
meinsamer Markt nicht so attraktiv 
als dass er tatsächlich Bindungskraft 
entfalten kann oder wie bereits Jaques 
Delors wusste: »In einen Binnenmarkt 
verliebt sich niemand«. Die Wirtschaft, 
so wichtig die Konzentration hierauf 
am Anfang des europäischen Eini-
gungsprozesses auch war, kann kein 
starkes verbindendes Element Euro-
pas mehr sein. Die Globalisierung ist 
für viele Menschen immer deutlicher 
auch negativ spürbar. Und nicht zu-
letzt die Debatte um Migration und 
Zuwanderung hat die Diskussion um 
eine europäische Identität verstärkt. 
Eine Diskussion, die einerseits in Form 
einer Abgrenzung geführt wird unter 
dem Motto: hier das christlich-jüdi-
sche Abendland und dort die anderen. 
Und andererseits findet aber auch 
Selbstvergewisserung in Form einer 
Refl exion statt, was die eigene, die eu-
ropäische Identität ist, was die Men-
schen in Europa verbindet und welche 
Spuren die wechselvolle Geschichte 
Europas hinterlassen hat.

Diesen wechselvollen Spuren zu 
folgen, sei es das Erbe der Mauren in 
Spanien, der Niederländer in Branden-
burg und anderes mehr zieht sich nach 
meinem Verständnis durch das europä-
ische Kulturerbejahr. Ich bin der Über-
zeugung, dass in dem europäischen 
Kulturerbejahr und darüber hinaus 
deutlich wird, dass Europa eben mehr 
zu bieten hat als einen gemeinsamen 
Markt, dass die Europäer mehr verbin-
det als der freie Waren- und Dienstleis-
tungsverkehr, dass Kultur heute eine 
wichtige Klammer in Europa ist.

Eine Klammer, die von Menschen 
gelebt wird und am Erbe erkennbar und 
vermittelbar wird. Dass wir uns jetzt 
mit dieser gemeinsamen Klammer of-
fensiv beschäftigen können, ist dem 
Wirken jener Europäer zu verdanken, 
die die Kultur zwar nicht bewusst an 
den Anfang des europäischen Eini-
gungsprozesses stellten, aber europä-
ische Kultur gelebt haben.

Die Kultur ist heute die wirkliche 
Chance für das vereinigte Europa!

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates und Heraus-
geber von Politik & Kultur

Der Text basiert auf einem Vortrag des 
Autors auf dem Kongress »Die europäi-
sche Stadt und ihr Erbe« am . Dezember 
 in Berlin

Das ARoS Kunstmuseum in der dänischen Stadt Aarhus, die im Jahr  europäische Kulturhauptstadt ist

Die Wirtschaft als 
gemeinsames 
Element in Europa 
wird brüchiger
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Wally Badarou

Digitalisierbare Kunst
Ein Appell

WALLY BADAROU

W ally Badarou ist ein aus dem Benin 
stammender französischer Musiker 
von internationalem Niveau, der als 
Synthesizer-Spezialist, Komponist, 
Produzent und Regisseur sowohl 
mit Mick Jagger, Marianne Faithfull, 
Joe Cocker, Herbie Hancock, Miriam 
Makeba und Salif Keita, als auch mit 
Youssou Ndour und Papa Wemba 
gearbeitet hat. Der ehemalige Mu-
sikdirektor der Parade zur Zweihun-
dertjahrfeier der Französischen Revo-
lution hat die Organisation der Kora 
Awards unterstützt - ein Preis, der das 
musikalische Schaff en afrikanischer 
Künstler auszeichnet.  hat er ein 
Manifest über die »digitalisierbare 
Kunst« (Création numérisable) ver-
öff entlicht, das er seitdem laufend 
überarbeitet und das ihm nach wie 
vor von brisanter Aktualität erscheint. 
 wurde er zum Mitglied des 
Aufsichtsrats der französischen Ge-
sellschaft zur Verwaltung der Musik-
Urheberrechte Société des Auteurs, 
Compositeurs et Editeurs de musique 
Française (SACEM) gewählt. 

I nternet, Peer-to-Peer, Musik, ein 
globaler Tsunami? Der Legende 
nach soll das Reich Atlantis un-

tergegangen sein, weil es zum Opfer 
einer Waffe wurde, die es selbst ge-
schaff en hatte. Nach der Angst von ei-
ner Atomkatastrophe ausgelöscht zu 
werden, fürchtet sich unsere Gesell-
schaft heute vor der Vernichtung der 
ökologischen Ressourcen, die ebenfalls 
menschengemacht ist. Und was, wenn 
die Menschheit noch vor dem Eintre-
ten dieser Schreckensszenarien an dem 
Sterben der Kultur zugrunde ginge, sich 
selbst kannibalisiert hätte durch die 
Digitalisierung?

Ich habe lange nachgedacht, bevor 
ich mich zu diesem Thema geäußert 
habe, denn bereits zu Beginn der Debat-
te ahnte ich, dass die Revolution, um die 
es sich hier handelt, viel weitreichende-
re Konsequenzen haben könnte, als vor-
her abzusehen war, denn sie ruft ebenso 
völlig berechtigte Ängste wach wie die 
verrücktesten Hoff nungen. Angesichts 
der unwägbaren Wendungen, 
zu denen die diversen Ver-
suche einer Rechtssetzung 
geführt haben, von denen 
Frankreich und Europa 
unlängst betroffen waren, 
konnte ich mir eine Vor-
stellung von dem machen, zu 
dem wir alle früher oder spä-
ter bereit sein müssen: Einer 
Revolution des Denkens, um 
die digitale Revolution nicht 
nur zu überleben - sondern um sie uns 
anzueignen. Anders ausgedrückt, das 
angekündigte schwarze Loch der Zu-
nichtemachung der Kultur in einen 
gewaltigen Impuls für das künstleri-
sche Schaff en zu verwandeln. Dieses ist 
möglich, und daher dringend.

Was nun folgt ist die zweite Version 
eines langen Plädoyers, das zu komplex 
ist, um es scharf zu umreißen, und das 
von Überlegungen ausgeht, zu denen 
mich meine eigenen Erfahrungen wäh-
rend des Aufkommens der Digitalisie-
rung inspiriert haben, gefolgt von einer 
Bestandsaufnahme seit der Einführung 
des Internets, die in einem Vorschlag in 
Form eines Appels mündet. Einige mö-
gen meine Erwartungen für zu gemäßigt 
halten, oder zu radikal, wenn nicht sogar 
schockierend. Sie sind das Ergebnis lan-
ger Jahre der Beobachtung, und ich bin 
gerne bereit, sie zu verteidigen. 

Ein einheitliches System

Ich appelliere an die Großen und Mäch-
tigen der Welt, an alle Entscheider und 

nationalen und internationalen Institu-
tionen, eine einfache, transparente, ge-
meinsame und für jeden durchsetzbare 
Gesetzgebung zu schaff en, zu fördern 
und zu verteidigen, die alle Unterneh-
men, die in irgendeiner Weise kom-
merziellen Nutzen aus dem digitalen 
Konsum ziehen, den sie gestatten oder 
zu dem sie auff ordern, dazu verpfl ich-
tet, auf alle geistigen Werke, die sie 
speichern oder deren Speicherung sie 
gestatten, die sie hosten oder deren 
Hosting sie erlauben, die sie ins Inter-
net stellen oder deren Veröff entlichung 
im Internet sie zulassen, die sie verbrei-
ten oder deren Verbreitung sie erlauben, 
einen substantiellen Anteil ihrer Netto-
gewinne vor Steuern abzuführen. Die-
ser Beitrag, der gemäß einer an die Art 
des Unternehmens und seine Gewinne 
angepassten Skala erhoben wird, sollte 
dann über nationale und übernationale, 
vertrauenswürdige und transparente 
Verwaltungsstrukturen, die bereits exis-
tieren oder noch zu gründen sind und 
die als gemeinnützig anerkannt sind, 
zugunsten des künstlerischen Schaff ens 
ausgeschüttet werden.

Verschwimmende Grenzen

Ich appelliere an alle, endlich zu er-
kennen, dass das digitale Zeitalter in 
einer freien Welt fortlaufend die Gren-
zen missachtet, von denen wir glauben, 
dass sie zwischen Speicherung, Hos-
ting und Verbreitung existieren, drei 
Konzepten aus der physischen Welt, 
die ihren digitalen Entsprechungen 
nur entfernt vergleichbar sind, da der-
jenige, der speichert, sich nicht damit 
begnügt, zu speichern, genauso wenig 
wie diejenigen, die Werke ins Internet 
stellen oder hosten, sich im physischen 
Sinne der Begriffe damit begnügen. 
Auch wenn die Speicherung, das Hos-
ting und die Einstellung ins Internet im 
eigentlichen Sinne keine Übertragung 
darstellen, kommen sie einer solchen 
doch sehr nah, da sie eine öff entliche 
Bereitstellung, potenziell unbegrenzt 
in Raum und Zeit, mit dem Original 
identisch und fast unmittelbar, eine au-
tomatisierbare Versendung und einen 
automatisierbaren Empfang, in gleicher 
oder höherer Quantität und Qualität als 
ein konventionell übertragenes Produkt 

ermöglichen oder darauf hi-
nauslaufen. Sich hinter den 
Gesetzgeber zurückzuziehen, 
der unfähig ist, die begriffl  i-
che Schwelle zu überwinden, 
die das sogenannte Fehlen 
der Übertragung errichtet 
hat, schafft die Vorausset-
zungen für ein aktives und 
lukratives Gewinnstreben. 
Niemand in der Welt kann 
es heutzutage noch recht-

fertigen, dass diejenigen, die aus einer 
solchen öff entlichen Bereitstellung 
kommerziellen Profi t gezogen haben, 
den Rechteinhabern nicht vertraglich 
zu einer angemessenen Vergütung ver-
pfl ichtet sind. 

Das »legale« digitale Angebot

Ich appelliere an alle zu erkennen, dass 
das sogenannte »legale« digitale An-
gebot - so wie es heute besteht - unter 
dem Deckmantel der Konformität mit 
den vorhandenen Gesetzen eine mehr 
oder weniger langfristige Täuschung 
ist: Seine dominante Position, seine 
Vielschichtigkeit, seine Verfl echtung 
mit anderen Angeboten und Dienst-
leistungen in Form von Package Deals, 
die damit einhergehende Undurchsich-
tigkeit der Preispolitik, sowie die den 
Produzenten und Künstlern auferlegten 
Vermarktungsbedingungen tragen zur 
allgemeinen Verwirrung bei, bereichern 
die ohnehin schon reichen Konzerne, 
erlauben sämtliche Vorschriften im 
Kleinen und im Großen und überlassen 

den Rechteinhabern eine jämmerliche 
Lizenzgebühr. Wir sollten uns darüber 
im Klaren sein: Ein System, das etwas 
zum Verkauf anbietet, das man sich 
gratis beschaff en kann, auf welche Art 
auch immer, legal oder illegal, kann 
keine Zukunft haben. Das aktuelle 
»legale« digitale Angebot, qualitativ 
dem Physischen gleich, führt daher 
gleichermaßen früher oder später in 
eine Sackgasse.

Freie Räume 

Ich appelliere an alle einzusehen, dass 
es durchaus sinnvollere Maßnahmen 
gibt, als die Internetanbieter zu Hand-
langern der Polizei zu machen, die sich 
in einem endlosen Rennen daran abar-
beitet, straff ällig gewordene Internet-
nutzer zu jagen. Man sollte sie im Ge-
genteil über diese Gesetzgebung dazu 
verpfl ichten, innerhalb ihres Angebots 
einen »Raum des freien Konsums« zu 
schaffen, und zwar bezüglich Hos-
ting, Herunterladen, Übertragung und 
Streaming, für alle gegenwärtigen und 
zukünftigen Verfahren und für sämt-
liche Arten von geistigen Werken der 
Gegenwart und der Zukunft, mit dem 
Einverständnis der Rechteinhaber, im 
Gegenzug zu der erwähnten anteiligen 
Abgabe auf die kommerziellen Gewinne, 
mittels einer dem Willen des Anbieters 
frei überlassenen Anpassung der Abon-
nementpreise. Und zwar mit dem Ziel:
 •  Eine echte und überprüfbare Abrech-

nung der »konsumierten« Werke zu 
ermöglichen, anstatt Stichproben 
durchzuführen, und zwar ohne die 
IP-Adresse des Internetnutzers zu 
verlangen.

 •  Peer-to-Peer eher zu marginalisieren 
als es zu kriminalisieren, sodass es 
wieder auf den Zweck reduziert wird, 
für den es ursprünglich entwickelt 
wurde: als großartiges Austausch-
tool für Profi s und Spezialisten, aus 
welchem Bereich auch immer.

 •  Alle sogenannten »legalen« digita-
len Angebote in überprüfbaren und 
transparenten Strukturen zu rekana-
lisieren.

Ich appelliere an alle Rechteinhaber, 
Künstler, Produzenten und Herausge-
ber, den Vorteil zu erkennen, der mit der 

Bereitstellung ihrer gesamten Werke 
einhergehen würde, mit dem Ziel, diese 
Räume des »freien Konsums« unver-
zichtbar zu machen und die Effi  zienz 
der Abrechnung der Werke und der 
oben erwähnten Marginalisierung zu 
gewährleisten. Ich appelliere an die 
Unternehmen, die sogenannte »legale« 
digitale Angebote vertreiben und die 
behaupten, sich ehrlich für das künstle-
rische Schaff en einzusetzen, dieses auf 
den oben genannten Räumen des »frei-
en Konsums« der Internetanbieter zu 
tun, indem sie ihnen ihren Katalog und 
ihr Know-how zur Verfügung stellen, 
mit einem Anteil der Gewinne für die 
letzteren, um dafür deutlich mehr zu 
bekommen: Das Label als wahrer För-
derer der Kunst, vergleichbar mit dem 
Umweltlabel, das in unserem umwelt-
besorgten Zeitalter bereits für so viele 
Unternehmen attraktiv geworden ist. 

Transparenz

Ich appelliere an alle, einschließlich der 
nationalen und übernationalen Institu-
tionen, die Verwertungsgesellschaften 
nicht mehr in Konkurrenz zueinander 
zu setzen und sie stattdessen zu Trans-
parenz und zur Harmonisierung ihrer 
an dieses universale Gesetz angelehn-
ten Geschäftsordnungen aufzufordern, 

um die Unübersichtlichkeit zu lichten, 
die die exponentielle Vervielfachung 
der Angebote, der Mittel, der Methoden 
und der Betriebssysteme hervorbringen, 
auf Kosten talentierter Kunstschaff en-
der, die dazu verdammt sind, auf der 
Schattenseite zu verharren, weil sie den 
Fehler begangen haben, sich nicht ge-
schickt und geschmeidig angepasst zu 
haben. Ich appelliere an uns alle, den 
wuchernden ein-, zwei- und dreiseiti-
gen Vereinbarungen und anderen Pa-
ckage Deals zwischen Telefonanbietern 
und Major Labels, zwischen Verwer-
tungsgesellschaften und Streaming-
webseiten, bei denen der Mindestbie-
tende aufgrund der simplen Tatsache 
gewinnt, dass die Krümel besser sind als 
nichts, ein Ende zu setzen; Schluss zu 
machen mit dieser pseudo-fortschritt-
lichen Deregulierungspropaganda, die 
darauf setzt, uns digitale Zersplitterung 
als digitale Freiheit zu verkaufen, was 
zu einer verwirrenden Unübersichtlich-
keit führt, die weder dem Internetnut-
zer noch dem Künstler und letztendlich 
niemandem nutzt.

Allgemeingültigkeit

Ich appelliere an alle, diese Gesetzge-
bung zu einer einheitlichen Regelung 
zu machen, die für die gesamte digita-
lisierbare Kunst Geltung hat, vom Foto 
bis zum Kinofi lm, von der Software bis 
zum Buch, auch wenn der ihnen zuge-
standene Anteil in der ersten Zeit im 
Vergleich zu dem, den aufgezeichnete 
Musik beansprucht, eher symbolisch 
sein wird: Denn die Musikindustrie 
hat einen Schiff bruch erlitten, den die 
anderen Bereiche der digitalisierbaren 
Kunst noch nicht erlebt haben. Die 
Gesetzgebung sollte eine regelmäßige 
Neubewertung der Teilungskoeffi  zien-
ten der gegenwärtigen und zukünftigen 
Bereiche des künstlerischen Schaff ens 
einplanen. Es ist jedoch zwingend not-
wendig, dass alle Bereiche ab dem Zeit-
punkt der Erarbeitung einer Regelung 
auf die eine oder andere Weise einbe-
zogen werden, und zwar aus folgenden 
Gründen:
 •  Um darauf hoff en zu können, eines 

Tages eine derartige Gesetzgebung 
durchzusetzen, brauchen wir die Mit-
wirkung aller. Keine »digitalisierbare« 
Stimme ist überfl üssig.

 •  Es ist eine Möglichkeit, die universale 
Geltung unseres Ersuchens auszudrü-
cken: Es handelt sich sehr wohl um 
digitalisierbare Kunst, was auch im-
mer Kunst in der Vergangenheit war, 
heute sein mag und morgen sein wird, 
an jedem Ort des Universums, der von 
der Menschheit bewohnt wird.

Wally Badarou ist ein aus dem Benin 
stammender französischer Musiker

Aus dem Französischen übersetzt von 
Corinna Böcker mit Unterstützung der 
Französischen Botschaft in Deutschland
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Das Village Underground Lisboa ist kreativer Schaff ensort der Metropole am Tejo
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Lissabon ist das neue Lissabon!
Ein  Einblick in die Kultur-
szene der portugiesischen 
Hauptstadt

JANA PRIGGE

L isbon is the new Lisbon! So prangt 
es verheißungsvoll zwischen den 
Containern und Bussen des Vil-

lage Underground Lisboa – Lissabons 
Ableger des Londoner Originals, das 
seit  Schaffensort für Künstler 
und Kreative, Schmiede und Bühne für 
kulturelle Projekte und Events ist. Wie 

lebt es sich als Künstler in dieser Stadt, 
die wahlweise als das neue Berlin, San 
Francisco oder Los Angeles – Kreativi-
tät, Tech, Start-Ups, Surfen – angeprie-
sen wird, sich neben allen Jubelrufen 
in den Nachwehen einer verheerenden 
Finanz- und Schuldenkrise befi ndet und 
auf eine Geschichte zurückblickt, die 
die portugiesische Sprache und Kultur 
auf vier Kontinenten verteilt hat?

Zunächst einmal lässt sich hier viel 
Angenehmes mit Notwendigem verbin-
den. »So viel Sonne hatte ich sonst nur 
in L. A., das sind ideale Bedingungen für 
die Kamera.« Francisco Mira Godinho 
ist Filmproduzent und Schriftsteller. 
Er sieht am Tejo eine neue Bewegung 
heranziehen, die die Aufmerksamkeit 
auf neue alternative Künstler jenseits 
der alten Mainstreamprojekte wirft. 
Künstler, die für ihre Projekte brennen, 
dafür um sechs Uhr morgens aufste-
hen und auch mal einen unbezahlten 
Drehtag einlegen, um ihre Visionen zu 
verwirklichen. Auswirkungen der Krise? 
»Großartig. Es hat uns stärker gemacht, 
das Augenmerk auf die Passion gelegt 

und nicht länger auf die Interessen der 
Geldgeber. Der kreative Wettbewerb 
macht uns besser. Lissabon ist dabei 
klein genug, um es wirklich richtig ken-
nenzulernen und umgekehrt die Stadt 
sich selbst kennenlernen zu lassen. All 
die emotionalen Erfahrungen auf klei-
nem Raum beeinfl ussen viele Künstler.«

Die Krise als Kreativmotor? Klingt 
vielversprechend. Der Vibe, der Lissa-
bon derzeit so attraktiv macht, ist aber 
sicher auch handfesten Bemühungen, 
wie Steuererleichterungen für kreative 
Community-Projekte und Mietzuschüs-
sen für kleine Unternehmen geschuldet. 
Beim Web-Summit im November lern-
ten Mitglieder der Tech- und Start-up-

Community aus  Ländern die son-
nige, kulturreiche Metropole kennen, 
die mittlerweile als heiße Kandidatin 
für Europas nächstes Start-up-Mekka 
gehandelt wird – Eff ekte eines solchen 
Status: siehe Berlin. 

Doch zurück zur Kunst: Alice Duar-
te ist Tänzerin. Als Freelancerin kennt 
sie die freie alternative Szene der Stadt 
und deren expansive Entwicklung. »Lis-
sabon ist das künstlerische Zentrum 
Portugals. Auch wenn es oft mit Porto 
im Norden verglichen wird, hier ist alles 
größer. Mit Beginn der Krise wurde die 
portugiesische Identität, besonders im 
europäischen Kontext zu einem viel be-
sprochenen Thema. Nova Dança – zeit-

genössischer Tanz in Portugal – ist aber 
auch zutiefst beeinfl usst von der Szene 
in anderen europäischen Ländern wie 
Belgien, Deutschland oder England. Wir 
müssen deshalb in jedem Fall in Verbin-
dung mit dem bleiben, was außerhalb 
Portugals passiert.« Auch sie fühlt die 
zunehmende Experimentierfreudigkeit 
von Künstlern, Stile zu kombinieren 
und kleine Projekte ins Leben zu rufen.

Genau diese Dynamik, gepaart mit 
einer Freiheit, die in anderen europäi-
schen Städten so nicht zu fi nden sei und 
natürlich das unschlagbar gute Wet-
ter ziehen auch nicht-portugiesische 
Künstler an. Vania Pramova ist Foto-
grafi n, wuchs im bulgarischen Karlovo 

auf, machte sich einen Namen in Paris 
und nennt seit einigen Jahren Lissabon 
ihren Arbeits-, Wohn- und Wohlfühlort. 
Für sie spiegeln sich all die »Feel-Good-
Faktoren« auch in der Kunst wider. Und 
immer wieder: das Licht. Morgens, zur 
»hora mágica«, und am Abend mischen 
sich die pudrigen Farben des Himmels 

– blau, lila, rosa – mit einer glühenden 
Sonne und der grauen Weite des Was-
sers. Caspar David Friedrich wäre hin 
und weg.

Jana Prigge arbeitete als studentische 
Mitarbeiterin für den Deutschen 
Kulturrat. Aktuell studiert sie in 
Lissabon

Emotionale 
Erfahrungen auf 
kleinem Raum 
beeinfl ussen viele 
Künstler

Vereinnahmung des öffentlichen Raumes
Über die politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen in der Türkei

REINHARD BAUMGARTEN

V or fünfeinhalb Jahren bin 
ich als ARD-Korrespondent 
in die Türkei gekommen. In 
dieser Zeit hat sich in dem 

Land unglaublich viel geändert. Die-
se Feststellung ist wohlfeil, weil sich 
in den meisten Ländern der Welt in 
fünf Jahren sehr viele Dinge ändern. 
Deutschland des Jahres  ist in 
vielerlei Hinsicht auch nicht mehr das 
Land, das ich damals verlassen habe. 
Immer wieder werde ich mit der Frage 

konfrontiert, ob die Türkei auf dem Weg 
sei, zu einem »Gottesstaat« zu werden. 
Der Begriff  »Gottesstaat« ist irritierend 
und irreführend zugleich. Auch die Is-
lamische Republik Iran ist kein »Got-
tesstaat«. Nicht Gott regiert im Iran, 
sondern Menschen aus Fleisch und 
Blut, die für sich beanspruchen, Gottes 
Willen zu kennen und auszuführen. Da-
von ist die Türkei noch ein gutes Stück 
entfernt und ich sehe auch nicht, dass 
es die Absicht von Präsident Erdoğan 
ist, sein Land in einen von westlichen 
Medien sogenannten »Gottesstaat« zu 

verwandeln. Es ist aber seine erklär-
te Absicht, die türkische Gesellschaft 
nach seinen Vorstellungen umzubauen. 
Er will eine religiös konservative Ge-
sellschaft, in der der Islam sunnitisch-
hanafi tischer Prägung eine starke Rolle 
spielt. Oft wird die Behauptung aufge-
stellt, in der Türkei werde die Trennung 
von Staat und Religion aufgehoben, der 
Säkularismus werde abgeschaff t. Hier 
werden zwei Prinzipien verwechselt: 
Säkularismus und Laizismus. In der 
Türkei gilt seit Gründung der Republik 
 das Prinzip des Laizismus. Dieses 
Prinzip sieht die Kontrolle der öff ent-
lich gelebten Religion durch den Staat 
vor. Der Staat bestimmt, was Religion 
im öff entlichen Raum darf und zu sein 
hat. Wobei unter öff entlichem Raum 
alles subsummiert werden kann, was 
nicht das eigene Heim betriff t.  Jah-
re lang bestimmten dem Erbe Atatürks 
verpfl ichtete Kemalisten die Grenzen 
der Religion.

 Seit  ist die AKP an der Macht. 
Nach und nach verschieben sich die 
Gewichte. Die kemalistische Elite hat 
lange mit Verachtung und Ignoranz auf 
die Religiösen des Landes geschaut. Sie 
galten als Relikte einer überkomme-
nen, rückständigen Epoche. Das Pendel 
schwingt jetzt in die entgegengesetzte 
Richtung. Die türkische Bevölkerung 
war und ist mehrheitlich wertkonser-
vativ. Für viele Menschen in der Türkei 

war und ist Religion als Richtschnur 
wichtig. Sie erleben jetzt, wie Religi-
on immer stärker in ihrem Alltag auf-
taucht: Die Gebetsrufe werden lauter; 
mehr Moscheen werden gebaut; all-
gemeinbildende Schulen 
werden in Predigerschu-
len umgewandelt. Nach 
seiner Wahl zum Präsi-
denten ging Recep Tayyip 
Erdoğan wie einst die os-
manischen Sultane nach 
ihrer Thronbesteigung 
zum Beten in die Sultan-
Eyyüp-Moschee. Am Mor-
gen des . Juli nach dem abgewehrten 
Putsch rief der Präsident höchstselbst 
zum Morgengebet. Sein Ruf wurde im 
Fernsehen live übertragen. Von PKK-
Kämpfern getötete Soldaten oder Poli-
zisten werden Şehit genannt – Märtyrer. 
Die religiöse Konnotation ist dabei be-
absichtigt. Der öff entliche Raum wird 
deutlich wahrnehmbar islamisiert. Es 
wird immer schwerer, sich dem zu ent-
ziehen. 

Die Türkei unter Präsident Erdoğan 
liegt im Trend anderer Staaten der Re-
gion. Während meiner Korresponden-
tenzeit in Kairo konnte ich die gleiche 
Entwicklung beobachten. Dort ging 
sie zu Lasten der christlichen Kopten 
und jener Menschen, die wirklich eine 
Trennung zwischen Staat und Religi-
on wollen. Die Türkei hat noch längst 

nicht diesen Grad der »Islamisierung« 
des öff entlichen Raums erreicht wie 
etwa Ägypten oder der Iran. In Ägypten 
unterliegt diese Entwicklung einem 
aus Alternativlosigkeit geborenen ge-

sellschaftlichen Prozess. 
Im Iran ist er von den 
Herrschenden verordnet 
worden und wird gegen 
den passiven Widerstand 
großer Teile der Bevöl-
kerung aufrechterhalten. 
Es ist schwer vorstellbar, 
dass die von Präsident 
Erdoğan und seiner AKP 

ins Werk gesetzte Vereinnahmung des 
öff entlichen Raums mit Religion und 
religiösen Symbolen zum Nutzen und 
Frommen der ganzen Nation sein wird. 
Wo sich etwas ausbreitet, muss ande-
res weichen. Nicht-religiöse Menschen 
und jene, die Religion tatsächlich auf 
die Privatsphäre beschränkt sehen 
möchten, werden die Leidtragenden 
sein. Eine Homogenisierung des öf-
fentlichen Raumes unter religiösen 
Vorzeichen droht die gesellschaftli-
che Vielfalt einzuschränken und wird 
in letzter Konsequenz zu Intoleranz 
und einer gefährlichen Ausgrenzung 
führen.

Reinhard Baumgarten ist 
ARD-Korrespondent für die Türkei, 
Griechenland und den Iran

Seit über  Jahren fördert das 
Goethe-Institut die Kenntnis der 
deutschen Sprache im Ausland, 
es pfl egt die internationale 
kul turelle Zusammenarbeit und 
vermittelt ein umfassendes 
Deutschlandbild durch seine 
Informationsangebote. Doch wie 
sieht der Alltag der deutschen 
Kulturbotschafterinnen und 
Kulturbotschafter konkret aus?

ISBN: ----, 
 Seiten, € ,–

www.kulturrat-shop.de
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Die Plattformen 
müssen rechtswidrige 
Inhalte aussortieren, 
aber sie sind keine 
Zensoren

Keine Medien – aber mediale Wirkung
Sollen soziale Netzwerke 
reguliert werden?

HELMUT HARTUNG

I n den vergangenen fünf Jahren ha-
ben soziale Netzwerke zweimal für 
weltweite grundsätzliche Debat-

ten über ihre Rolle und Wirkung in der 
modernen Mediengesellschaft gesorgt: 
Zum einen beim arabischen Frühling, 
wo sie die Proteste gegen Unterdrü-
ckung, Menschenrechtsverletzungen 
und soziale Ungerechtigkeit in den 
autokratischen Regimen wesentlich 
vorangetrieben haben; zum anderen 
im November  als sie anscheinend 
bei der Wahl des neuen US-Präsidenten 
eine entscheidende Rolle spielten.

Bei beiden Ereignissen haben die 
sozialen Netzwerke in den klassischen 
Medien und in Teilen der Öff entlichkeit 
unterschiedliche Wertungen erfahren: 
Gut oder schlecht. Die Beispiele zei-
gen, wie sich die Funktionsweise von 
Intermediären und ihr Einfl uss auf die 
Meinungsbildung innerhalb kurzer Zeit 
gewandelt haben. 

Die Veränderungen in der Medi-
ennutzung und Kommunikation, wie 
wir sie gegenwärtig auch durch soziale 
Netzwerke und den Einsatz von tech-
nischen Werkzeugen wie Algorithmen 
oder Meinungsrobotern, sogenannten 
Bots, erleben, üben großen Einfl uss auf 
das Funktionieren der Demokratie und 
das Zusammenleben der Menschen aus. 
Die Auswirkungen sind größer, als sie 
vor wenigen Jahren prognostiziert wor-
den sind. Denn die sozialen Netzwerke 
können geschlossene Welten schaff en, 
in denen man seine Freunde, die die 
eigene Meinung teilen, Argumente, die 
man hören will und Fakten, die zum 
eigenen Weltbild passen, fi ndet. Sie 
können aber auch demokratische Pro-
zesse unterstützen und die Partizipa-
tion der Bürger befördern. Je nachdem 
wie sie genutzt werden. Der zuneh-
mende Einfl uss sozialer Netzwerke auf 
die gesellschaftliche Kommunikati-
on stellt das Wirkprinzip klassischer 
Medien aus Recherche, Auswahl, In-
formation, Wertung, Diskussion und 
Meinungsbildung infrage. Ein Prinzip, 
das die Verantwortung für Richtigkeit 
und Wahrhaftigkeit von Informationen 
implementiert. Wer übernimmt diese 
Verantwortung bei sozialen Netzwer-
ken? Der Absender, der Provider, die 
Plattform?

Zwei aktuelle Studien der Medien-
anstalten belegen: Meinungsbildungs-
prozesse sind ohne Intermediäre nicht 
mehr denkbar. Sie durchdringen die 
Informations- und Kommunikations-
praktiken heute in vielfältiger Weise. 
Gleichzeitig sind Intermediäre aber nur 
ein Baustein im Prozess der Meinungs-
bildung. Täglich nutzen , Prozent 
der Internetnutzer in Deutschland – 
also mehr als  Millionen Menschen 

– auch mindestens einen Intermediär 
zur Information über das Zeitgesche-
hen in Politik, Wirtschaft und Kultur. 
Suchmaschinen liegen dabei mit , 
und soziale Netzwerke mit , Pro-
zent informierender Nutzung klar vor 
Videoportalen (, Prozent) und Instant 
Messengern (, Prozent).

Einen diff erenzierten Blick auf die 
Rolle von Google, Facebook, YouTube 
und Instant Messaging im Meinungs-
bildungsprozess wirft die Studie des 
Hans-Bredow-Instituts: In Bezug auf 
die Bedeutung für die Meinungsbildung 
ist demnach Intermediär nicht gleich 
Intermediär. So dient Google über alle 
Altersgruppen hinweg als zentrales 
Informationswerkzeug zur gezielten 
Informationssuche. Facebook dagegen 
ermöglicht es eher, das Meinungsklima 
wahrzunehmen – und gegebenenfalls 
auch auf unerwartete Informationen 
zu stoßen.

Traditionelle Medien und der persön-
liche Austausch zu gesellschaftlich re-
levanten Themen spielen laut der HBI-
Studie nach wie vor eine entscheidende 
Rolle bei der Meinungsbildung. 

Fast  Prozent der Online-Nutzer 
in Deutschland gewinnen schon heute 
ihre Nachrichten aus Facebook, Twitter 
und Co. Soziale Netzwerke sind längst 
nicht mehr die beliebigen Austausch-
plattformen privater Informationen 
und Empfehlungen. Sie sind erstrangige 
Informationsgeber für die Meinungsbil-
dung geworden. Sie sind keine Medien 
im herkömmlichen Sinne, weil sie keine 
Verantwortung für den Wahrheitsgehalt 
ihrer Inhalte übernehmen, aber sie ha-
ben inzwischen einen vergleichbaren 
Einfl uss auf die Werte, Vorstellungen 
und das Handeln vieler Menschen. Sie 
sind zudem durch spezielle Software 
manipulierbar. Mittels Nutzerdaten 
können spezifi sche Profi le erstellt wer-
den, die wiederum missbraucht werden 
können. Soziale Netzwerke sind keine 
digitalen Stammtische, wo man sei-
nen »Dampf« ablassen kann. Sie sind 
in letzter Konsequenz eher der ideolo-
gischen Gleichschaltung in Diktaturen 
vergleichbar.

Soziale Netzwerke konnten diese 
Bedeutung erlangen, weil sich:
 • die technischen Möglichkeiten der 

Individualkommunikation grundle-
gend verbessert haben,

 • das Internet die zur eigenen Meinung 
passenden Informationen aus nahezu 
allen Lebensbereichen bereithält,

 • in der Gesellschaft der Trend zu Di-
versifi kation, zur Individualisierung 
der Bedürfnisse und Bedürfnisbefrie-
digung weiter anhält,

 • die politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Prozesse komple-
xer und für den  Einzelnen schwerer 
durchschaubar geworden sind,

 • die klassischen Medien sich auf 
diesen Prozess nicht rechtzeitig 
und ausreichend eingestellt und an 
Glaubwürdigkeit verloren haben. 

Für den Glaubwürdigkeitsverlust klas-
sischer Medien sind mehrere Ursachen 
verantwortlich, unter anderem:

 • die schwierige wirtschaftliche Situ-
ation in den Zeitungsverlagen und 
damit der Abbau von journalistischen 
Arbeitsplätzen,

 • ein zeitlicher Druck, der auch durch 
soziale Netzwerke besteht,

 • eine zu späte Präsenz in sozialen 
Netzwerken und auf Plattformen,

 • fehlende Geschäftsmodelle und in-
haltliche Konzepte für journalistische 
Angebote im Internet,

 • teilweise falsches Verständnis der 
Funktion des Journalismus,

 • teilweise unkritische Haltung gegen-
über dem eigenen journalistischen 
Produkt.

»Das Prinzip Zeitung ist das 
Prinzip Verantwortung«

»Das Prinzip Zeitung ist das Prinzip Ver-
antwortung«, so der neue Präsident des 
Bundesverbandes Deutscher Zeitungs-
verleger (BDZV) Matthias Döpfner auf 
dem Zeitungskongress des Verbandes 
Ende September. Döpfner grenzte damit 
die Zeitungen und andere Medien von 
Technologieplattformen ab. »Auswahl 
und verantwortliche Absenderschaft 
sind unsere Aufgaben, nicht die Auf-
gabe digitaler Vertriebsplattformen. 
Facebook und seinesgleichen sollten 
betrachtet und reguliert werden wie 
Telekom-Firmen«, so Döpfner weiter. 
Viele Beispiele zeigen, wie wichtig es 
sei, dass Facebook oder Snapchat oder 
Pinterest nicht als Medium, als digita-
ler Superverleger, als verantwortlicher 
Absender operierten und wahrgenom-
men würden. Zugleich sagte der Vor-
standsvorsitzende von Axel Springer 
aber auch, unter welcher Voraussetzung 
dieses Postulat weiter Bestand hat: 
»Wenn wir nicht relevant sind und nicht 
da sind, wo die Menschen sind, werden 
wir unsere Leser verlieren.«

Die Thesen des neuen BDZV-Präsi-
denten unterscheiden sich von der Auf-
fassung vieler Politiker, die von diesen 
Plattformen Objektivität, Fairness und 
Verantwortungsbewusstsein fordern. 
Normen, die für die Medien gelten, in 
denen Journalisten mit ethischen und 
moralischen Grundsätzen arbeiten.

Kann man solche ethischen Normen 
von Algorithmen erwarten? Sicher nicht, 
denn deren Funktion besteht darin,
Suchergebnisse nach dem Zufrieden-
heitsprinzip zu präsentieren, Nutzer-
daten über Orte, Bedürfnisse und Vor-
lieben zu verknüpfen oder Meinungen 
unkritisch weiterzuleiten. Das bedeutet 
aber auch, dass sich für Lügen, Ver-

leumdungen und Hetze nicht in erster 
Linie Facebook und Co. zu verantwor-
ten haben, sondern die Absender. Die 
Plattformen müssen rechtswidrige In-
halte aussortieren, aber sie sind keine 
Zensoren.

Plattformen müssen unsere Gesetze 
respektieren – vom Urheber- bis zum 
Wettbewerbsrecht. Aber sie müssen we-
der die Anforderungen eines Mediums 
erfüllen, noch genießen sie den Schutz 
durch das Presserecht. Mediale Inhalte 
müssen über diese Technologieplattfor-
men uneingeschränkt und ungehindert 
verbreitet werden. Um das alles sicher-
zustellen, ist der Gesetzgeber gefragt.

Klare Normen und Regeln für 
soziale Netzwerke

Auch wenn Facebook oder Twitter kei-
ne Medien sind, haben sie unbestritten 
Einfl uss auf die Meinungsbildung und 
sollen deshalb in die Überlegungen zur 
Sicherung der Medien- und Meinungs-
vielfalt einbezogen werden, wie es die 
Bund-Länder-Kommission zur Medien-
konvergenz in ihrem Abschlussbericht 
im Juni  gefordert hat.

So soll einerseits die Arbeitsweise 
von Plattformen und Intermediären 
transparenter werden, Rechtsverstöße 
wie die Verbreitung von Hass, Lügen 
und Aufrufen zu Gewalt sollen geahn-
det werden können und zum anderen 

müssen diese Netzwerke entmythisiert 
werden. Dazu ist es aber erforderlich, 
dass die Intermediäre die Einhaltung 
gesetzlicher Normen garantieren.

Der Vorsitzende der Kommission zur 
Ermittlung der Konzentration im Me-
dienbereich (KEK), Ralf Müller-Terpitz, 
fordert klare Normen und Regeln für 
soziale Netzwerke: Ein demokratisches 
Gemeinwesen müsse ein elementares 
Interesse an der Off enhaltung von Kom-
munikationsprozessen und an einem 
Höchstmaß kommunikativer Chan-
cengleichheit haben. »Hierfür muss die 
Gesellschaft Spielregeln defi nieren, die 
eine informative Nutzung von Interme-
diären zu fairen Bedingungen ermögli-
chen«, so Müller-Terpitz. Dazu müsste 
die Herstellung von Transparenz in Be -
zug auf die Wirkungsweise der einge-
setzten Empfehlungsalgorithmen sowie 
die Einbeziehung von Intermediären 
in die medienkonzentrationsrechtliche 
Bewertung gehören. »Aufgrund ihrer 
quantitativen Bedeutung für den Infor-
mationszugang und den Verzerrungsef-
fekten, die jedem Empfehlungssystem 
inhärent sind«, so der KEK-Vorsitzende 
weiter, »würde ich es begrüßen, wenn 
der Gesetzgeber die von der Bund-Län-
der-Kommission formulierten Ergebnis-
se alsbald in Gestalt off en formulierter 
Normen umsetzen würde, auch um (ers-
te) Erfahrungen mit der Regulierung des 
Phänomens ›Intermediär‹ zu sammeln 
und hierdurch möglicherweise als Vor-
bild für andere Rechtsordnungen bzw. 
Rechtsräume zu fungieren«. 

Die Setzung und Durchsetzung von 
Normen für soziale Netzwerke durch 
Gesetze oder Selbstverpfl ichtungen 
ist dringend. Doch für die demokrati-
sche Relevanz der gesellschaftlichen 
Kommunikation ist ebenso erforderlich, 
dass die klassischen Medien durch seri-
öse und transparente Berichterstattung 
Glaubwürdigkeit zurückgewinnen und 
mit ihren Meinungen und Fakten auch 
in sozialen Netzwerken präsenter sind 
als bisher.

Helmut Hartung ist Chefredakteur 
von promedia – das medienpolitische 
Magazin

Initiative kulturelle  
Integration

www.kulturelle-integration.de

Die Initiative kulturelle Integration will zeigen, 
welchen Beitrag Kultur zur Integration leisten 
kann – zur Integration der Menschen, die nach 
Deutschland kommen, aber auch der jenigen,  
die bereits in Deutschland leben.

Initiatoren: 
Bundesministerium des Innern, Bundesministerium  
für Arbeit und Soziales, Die Beauftragte der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien, Die Beauftragte der Bundes-
regierung für Migration, Flüchtlinge und Integration,  
Deutscher Kulturrat

Mitwirkende Institutionen: 
ARD, Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege, Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigranten- 
verbände, Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger,  
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände,  
Deutsche Bischofskonferenz, Deutscher Beamtenbund  
und Tarifunion, Deutscher Gewerkschaftsbund, Deutscher 
Journalisten-Verband, Deutscher Landkreistag, Deutscher  
Naturschutzring, Deutscher Olympischer Sportbund,  
Deutscher Städte- und Gemeindebund, Deutscher Städte- 
tag, Evangelische Kirche in Deutschland, Forum der Migran-
tinnen und Migranten im Paritätischen, Koordinations- 
rat der Muslime, Kultusministerkonferenz, Neue Deutsche  
Organisationen, Verband Deutscher Zeitschriftenverleger,  
Verband Privater Rundfunk und Telemedien, ZDF, Zentral- 
rat der Juden in Deutschland
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Die Patenschaftprogramme umfassen u. a. die Hilfe bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz
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Persönlichkeits-
entwicklung lässt sich 
nicht steuern, aber sie 
lässt sich fördern

Fürs Leben lernen 
Verantwortung übernehmen durch soziale Patenschaftsprogramme im Studium

PETER CLEVER

W as heißt Persönlichkeits-
bildung? Reife Persön-
lichkeiten verfügen 
nicht nur über mentale 

Stärke, hohe Lebenszufriedenheit und 
ausgeprägte Problemlösungs- sowie 
Krisenbewältigungskompetenzen, son-
dern auch über Empathie und soziales 
Verantwortungsbewusstsein. Letztlich 
ist das Ziel der Persönlichkeitsbildung, 
handlungsfähiger, unabhängiger und 
damit auch zufriedener zu werden – ein 
Mensch, der couragiert und selbstbe-
stimmt durch das Leben geht, der mit 
Frustrationen umzugehen weiß, Un-
sicherheiten aushalten kann, solida-
risch handelt und dafür gewappnet ist, 
Verantwortung für sich und andere zu 
tragen. Persönlichkeitsbildung oder 
besser Persönlichkeitsentwicklung,  ein 
lebenslanger Prozess, kommt damit al-
len Lebensbereichen zugute – sie ist 
das Fundament auch für die berufl iche 
Entwicklung. Persönlichkeitsbildung 
heißt: für das Leben zu lernen. 

 Immer mehr junge Menschen stu-
dieren – aktuell starten jedes Jahr rund 
. Männer und Frauen mit einem 
Studium. Umso wichtiger ist, dass die 
Hochschule neben der fachwissen-
schaftlichen Bildung und der Arbeits-
marktorientierung auch die Persön-
lichkeitsbildung in den Fokus nimmt. 
Auf diese drei zentralen Dimensionen 
hochschulischer Bildung hat auch der 
Wissenschaftsrat, das wichtigste wis-

senschaftspolitische Beratungsgre-
mium in Deutschland, jüngst in einer 
Empfehlung hingewiesen.

Aber wie entwickelt sich Persönlich-
keit? Persönlichkeit wächst außerhalb 
der Hochschule in der Familie, unter 
Freunden, durch gesellschaftliches 
Engagement in der Zivilgesellschaft, 
durch erste Jobs, Mitarbeit in Vereinen 
und Initiativen. 

Und in der Hochschule? Fast jeder 
zweite Studierende sieht das Studi-

um als eine Phase des Lebens, in der sich 
Persönlichkeit entwickelt. Persönlich-
keit wächst sicherlich nicht durch »ex 
cathedra«-Vorlesungen und -Seminare, 
sondern eher durch das Miteinander der 
Studierenden in Lerngruppen und Tu-
torien, durch Praktika und aktivieren-
de Formen des Lehrens und durch den 
Austausch unter den Studierenden, sei 
es studienbezogen oder in der Freizeit. 
Persönlichkeit entwickelt sich auch, in-
dem Verantwortung als studentischer 
Mentor oder Mentorin für einen Mentee 
übernommen wird – z. B. einen jünge-
ren oder ausländischen Studierenden 

– oder in der umgedrehten Rolle, indem 
ich von Älteren und Erfahreneren lerne. 

Persönlichkeitsentwicklung lässt 
sich kaum steuern, aber sie lässt sich 
unterstützen und fördern. Auslandser-
fahrung während des Studiums ist ein 
wichtiger Katalysator. Der bewusste 
Wechsel in ein anderes soziales Um-
feld, eine andere Kultur verlangt dem 
Einzelnen und der Einzelnen einiges 
ab: Toleranz, Flexibilität, neue Bezie-
hungen aufbauen. Niemand kommt 
von einer Reise so zurück, wie er oder 

sie weggefahren ist. Letztendlich hilft 
alles, was den Einzelnen dazu bringt, 
sich mit sich selbst und seiner Umwelt 
auseinanderzusetzen, die eigene Rol-
le zu klären, sich selbst zu refl ektieren 
und eine Identität zu entwickeln.

Den meisten Angeboten an Hoch-
schulen gemein ist aber, dass sich die 
Studierenden unter ihresgleichen be-
wegen – in einem privilegierten Milieu. 
Kontakt zu anderen gesellschaftlichen 
Gruppen und Schichten ist stark be-
grenzt. Denn trotz der Expansion des 
Hochschulstudiums ist die soziale Selek-
tivität immer noch hoch. Vor allem die 
Weichenstellungen während der Schul-
zeit führen dazu, dass von  Kindern 
aus nicht-akademischen Elternhäusern 
nur  studieren, bei Kindern aus akade-
mischen Elternhäusern sind es dagegen 
, das heißt mehr als dreimal so viele. 
An der Hochschule triff t in der Regel der 
Arztsohn die Architektentochter – selten 
die Tochter eines Maurers. 

Andererseits gibt es Menschen, 
die wir stärker als bisher in die Mitte 
unserer Gesellschaft holen müssen – 
Flüchtlinge, Menschen mit Behinde-

rung, Hauptschülerinnen und -schü-
ler, junge Menschen ohne Schul- oder 
Berufsabschluss. Allein , Millionen 
junge Menschen zwischen  und  
Jahren haben keinen berufsqualifi zie-
renden Abschluss und damit kaum eine 
Chance auf ökonomische, soziale und 
kulturelle Teilhabe. 

Auf Basis eines bundesweiten Pro-
gramms sollten darum Patenschaften 
zwischen Studierenden und Leistungs-
schwächeren zu einem selbstverständ-
lichen Teil des Studiums im Sinne einer 
umfassenden Persönlichkeitsentwick-
lung werden und mit Leistungspunkten  
unterlegt werden. Gewiss: Soziales En-
gagement kann und soll nicht objektiv 
gemessen und honoriert werden. Aber 
Leistungspunkte messen den Arbeits-
aufwand im Studium. Werden sie für ein 
solches Mentoring vergeben, machen 
sie deutlich, dass Engagement für we-
niger Privilegierte den Zielen des Stu-
diums sowie der Gesellschaft dient und 
Wertschätzung erfährt. 

Eine Patenschaft selbst kann sehr 
unterschiedliche Formen annehmen: 
Hausaufgabenbetreuung, Nachhilfe, 

Suche nach einem Ausbildungsplatz 
oder einer behindertengerechten Woh-
nung, Unterstützung bei Bewerbungs-
schreiben, gemeinsame Museums- oder 
Restaurantbesuche und sportliche 
Aktivitäten. Pro Patin oder Pate wäre 
ein Budget von etwa  Euro pro Jahr 
ausreichend, um die Kosten zu decken. 
Die Bundesbildungsministerin und die 
Landesbildungsministerinnen und -mi-
nister sollten über die unbürokratische 
Ausgestaltung und Finanzierung eines 
solchen großen Patenschaftsprojektes 
Gespräche aufnehmen.

Beide Seiten – Pate und »Patenkind«, 
Mentor und Mentee – würden profi tie-
ren: eine klassische Win-win-Situation. 
Von einem solchen Programm könnte 
darüber hinaus auch ein Impuls für ein 
stärkeres Miteinander in unserer Ge-
sellschaft ausgehen – für mehr Solida-
rität, gesellschaftlichen Zusammenhalt, 
Teilhabe und sozialen Frieden. 

Peter Clever ist Mitglied der Haupt-
geschäftsführung der Bundes-
vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA)

Vom Wahren, 
Schönen, Guten
Ein Prachtstück im Zusammenwirken 
von Politik und Kultur ist die nun 
doch vollendete Hamburger Elb-
philharmonie. Die Kartenpreise auf 
dem Schwarzmarkt erreichen schon 
Rekordhöhen. Die Stadt hat ein neues 
Wahrzeichen. Von der aufregendsten 
Nachkriegsarchitektur in Deutsch-
land ist die Rede. Ein Jahrhundert-
werk. Und ein Werk für Jahrhunderte. 
Kultur adelt. Besonders, wenn es um 
klassische Musik geht. 
Die künstlerische Arbeit im Gebäude 
soll bereits bei ersten Proben die Mu-
siker des Elbphilharmonie-Orchesters 
so ergriff en haben, dass allen nach 
dem Spielen von Brahms . Sinfonie 
die Tränen gelaufen sind. In der Tat 
etwas Kostbares in einer Zeit, wo Mu-
sik oft durch technische Reproduk-

tion oder als Klangteppich genutzt 
wird. Ein gelungener Resonanzraum 
für die Musik. Die Musikkultur hat 
das zweifellos verdient. Nicht nur, 
dass Brahms ein gebürtiger Hambur-
ger war. Das Pfl egen der klassischen 
Musik hat hierzulande eine gute 
Tradition. Zahllose Konservatorien, 
die in der Welt einen guten Ruf ha-
ben, bilden hervorragend aus. Die 
Junge Deutsche Philharmonie und 
die Mannheimer Philharmoniker sind 
gute Beispiele für die Qualität, die 
sich da entfalten kann.
Für die Wirtschaft hat diese Form, 
mit Kultur Politik zu machen, schon 
längst funktioniert. Speziell für die 
Immobilienwirtschaft. Am Hafen, 
wo früher Schauerleute und eine 
Kultur der elenden Arbeit waren, ist 
um das Leuchtturmprojekt Elbphil-
harmonie eines der hochwertigsten 
Immobilien areale des Landes ent-
standen. Und in ganz Hamburg zieht 
der Markt kräftig an. Hier funktioniert 
der Spruch der neoliberalen Ökono-
men perfekt: Wenn das Wasser steigt, 
schwimmen alle Boote nach oben. 
Welche Kraft die Kultur doch hat! 
Schaff t sie nicht perfekte Harmonie?
Verzweifl ung und Skandale der um 

Jahre verlängerten Bauzeit und die 
Explosion der Kosten, das zählt nun 
nicht mehr. Die Feuilletons über-
schlagen sich. Neidisch kann der 
Bahnchef aus der Grube des Stuttgar-
ter S-Loches diesen Glanz erleben. 
Der neue Rot-Rot-Grün-Senat in Ber-
lin ist noch weit von solchen Erfolgen 
entfernt. Er hat nicht nur die Groß-
baustelle am Flughafen geerbt. Ein 
Projekt, das auch später im Betrieb 
keine Wohlklänge hervorrufen wird. 
Nein, mit der Lindenoper wächst auch 
in Berlin ein kulturelles Prestigeob-
jekt, das wie die Elbphilharmonie von 
Bauverzögerungen und Kostensteige-
rungen begleitet ist.
Bevor eine solche Kathedrale dem 
Wahren, Guten und Schönen dienen 
kann, passiert halt so manches Un-
wahre, Ungute und Unschöne. Um ein 
solches Projekt durchzusetzen ist es 
fast schon normal, zunächst einen 
unrealistisch niedrigen Preis dafür 
auszurufen. Niemand hätte das zum 
tatsächlichen Preis durchsetzen kön-
nen. Wie abgekartet wird der Entwurf 
runtergerechnet, so gut es geht, um 
ihn politisch abzusegnen. Und wenn 
das Projekt dann einmal gestartet ist, 
wird man es auch irgendwann irgend-

wie fertigstellen. Das kostet.
Dieser Hang zum Unwahren und Un-
schönen besteht beileibe nicht nur bei 
Kulturprojekten. Man könnte sagen: 
Das ist heute die Kultur unserer Politik. 
Es ist, wie man so sagt, der Zeitgeist. 
Der ist rational schwer zu fassen. In 
diesem Fall hat er auch schon einen 
modischen Namen. Wir leben im 
postfaktischen Zeitalter. Information 
war gestern. Heute wird mit Desinfor-
mation gearbeitet. Und das teils sehr 
erfolgreich. Die Wahl Donald Trumps 
wurde off enbar befördert durch den 
massiven Einsatz von Fake-News. Aus 
Facebook wurde Fakebook. Die kuri-
ose Story, wonach Hillary Clinton aus 
einer Pizzeria in Washington einen 
Kinderpornoring führe, hat schließlich 
gar einen Mann zum Gewehr greifen 
lassen. Er hat in dieser Pizzeria 
darum wild geschossen. Aus Fake-
News erwachsen Tatsachen, die wir 
ganz altmodisch und gar nicht post-
faktisch als Fakt zu akzeptieren haben.
Trump ist gewählt. Wie raffi  niert das 
dort in Szene gesetzt wurde, welche 
Wahlkampfstrategien, wie viel Milli-
onen Dollar und welche analytischen 
Ansätze von Psychometrie bis Kaff ee-
satzleserei dazu aufgewendet wurden, 

das kann man nun alles untersuchen. 
Fest steht: Es wird Aufwand betrieben, 
uns aus dem Informationszeitalter 
herauszukatapultieren in das Post-
faktische.
Wird die Faktenbiegekultur unsere 
Wahlen und Politik verändern? Wie es 
der Verkehrsminister bereits schaff t, 
den Dieselskandal zu vernebeln, ist 
schon ein großartiges postfaktisches 
Meisterwerk. Es funktioniert, weil 
wir alle als Opfer und Täter drinhän-
gen. Wir wollen gern sparsame und 
umweltfreundliche Autos fahren. Wir 
wollen Arbeit haben. Der Staat will 
Steuern kassieren. Natürlich wissen 
wir, wie stark unsere  Millionen Au-
tos und deren Produktion die Umwelt 
belasten, unsere Städte verlärmen, 
verrußen, uns die Tränen in die Augen 
treiben. Und unsere Institutionen 
streuen uns noch obendrein Sand dazu. 
Von was sollen wir denn so etwas wie 
die Elbphilharmonie fi nanzieren?
Es ist zum Weinen. Aber das können 
wir dann gepfl egt in der Elbphilharmo-
nie bei Brahms. Denn wir leben nicht 
allein vom Wahren, Schönen, Guten. 
Wir leben von schönen, guten Waren.

Arnulf Rating ist Kabarettist
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Thomas Oberender

Netzwerk für gleichberechtigten Austausch
Zur Neugründung der Bundesvereinigung Kulturelle Teilhabe –  Fragen an Sabine Ruchlinski

Theresa Brüheim: Frau Ruchlinski, 
am . Oktober in Köln gründeten 
Vertreter zahlreicher Initiativen 
wie KulturLeben, Kulturtafel 
oder auch KulturRaum aus ganz 
Deutschland die Bundesvereini-
gung Kulturelle Teilhabe e.V. Sie 
waren für den KulturRaum Mün-
chen vor Ort. Wie kam es zu dieser 
Neugründung? Wurde sie bereits 
von langer Hand geplant oder war 
es ein eher spontaner Entschluss?
Sabine Ruchlinski: Nein, das war 
kein spontaner Entschluss, sondern 
wurde intensiv vorbereitet. Bereits 
nach der Gründung der ersten Ini-
tiativen für kulturelle Teilhabe in 
Marburg, Berlin, Hamburg, München 
und Köln wurde im Frühjahr  
eine Bundesarbeitsgemeinschaft ge-
gründet. Ein loser Zusammenschluss, 
der in erster Linie dem gemeinsamen 
Austausch diente. In den darauff ol-
genden Jahren hat sich die Arbeits-
gemeinschaft jährlich getroff en und 
zu einer sehr gewinnbringenden Ein-
richtung für die über  beteiligten 
Vereine entwickelt. Nach vier Jahren 
entstand der Wunsch, die Arbeitsge-
meinschaft zu institutionalisieren, 
damit die gemeinsamen Ziele und 
Wünsche auch offi  ziell besser nach 
außen getragen werden können. Auf 
dem Treff en im Herbst  in Berlin 
wurde deshalb eine Arbeitsgruppe 
mit den Vorbereitungen für eine Ver-
einsgründung beauftragt.

Was verstehen Sie unter kultu-
reller Teilhabe? Wie würden Sie 
die Bundesvereinigung Kulturelle 
Teilhabe kurz beschreiben?

Unter kultureller Teilhabe verstehen 
wir in erster Linie die Möglichkeit, 
am kulturellen und gesellschaftli-
chen Leben einer Stadt teilnehmen 
zu können. Hierzu zählen Theater-
und Konzertbesuche, Lesungen, Vor-
träge, Museumsbesuche – aber auch 
Workshops und Sportveranstaltun-
gen. Da vielen Menschen dies aus 
fi nanziellen Gründen verwehrt ist, 
vermitteln wir ihnen Karten, die von 
den Veranstaltern kostenfrei zur Ver-
fügung gestellt werden: Karten, die 
nicht verkauft werden können, gehen 
an Menschen, die sie sich nicht leis-
ten können. Eine Win-win-Situation 
für alle Seiten. Das wichtigste Ele-
ment hierbei ist die ehrenamtliche 
persönliche Vermittlung der Karten 
am Telefon. Die Mitarbeiter laden die 
Gäste ein und beantworten alle off e-
nen Fragen zum Kulturbesuch. Das 
führt zum Abbau von Schwellenängs-
ten und zur breiten Akzeptanz des 
Angebots. Die Bundesvereinigung 
Kulturelle Teilhabe sieht sich als 
Netzwerk aller Initiativen für einen 
kollegialen und gleichberechtigten 
Austausch. Sie soll in Zukunft den 
Anliegen und Bedürfnissen der sehr 
unterschiedlichen Vereine bundes-
weit eine Stimme verleihen.

Was ist die Idee des Vereins? Wel-
che Zielsetzung verfolgt er?
Erstens soll der Verein die Arbeit der 
Initiativen für kulturelle Teilhabe 
bundesweit bekannt machen und 
sich in die kultur- und sozialpoliti-
schen Debatten einbringen. Zweitens 
soll der Verein versuchen, fi nanzielle 
Mittel zu akquirieren, um z. B. Mit-

glieder, die wenig bis gar keine 
öff entliche Förderung erhalten, 
unterstützen zu können. Drittens 
können wir an große Kulturveran-
stalter, die bundesweit tätig sind, he-
rantreten, um diese als Partner 
für alle Mitglieder zu gewinnen. 
Darüber hinaus wird die Bundesver-
einigung weiterhin für alle Fragen 
zur Verfügung stehen und Bürger 
und Vereine beraten, die eine neue 
Initiative für kulturelle Teilhabe in 
ihrer Stadt oder ihrem Ort gründen 
möchten. 

Wie viele Mitglieder zählt die 
Bundesvereinigung Kulturelle 
Teilhabe zu diesem Zeitpunkt? 
Wer war an der Gründung betei-
ligt? Wie planen Sie in Zukunft 
die Interessen Ihrer Mitglieder zu 
vertreten?
In Köln waren zwölf Gründungsmit-
glieder vor Ort. Die Bundesarbeits-
gemeinschaft hatte ca.  Mitglieder 
und wir gehen davon aus, dass die 
meisten auch Mitglieder der Bun-
desvereinigung werden. Natürlich 
werden wir versuchen, weitere Initi-
ativen für den Verband zu begeistern. 
Die Interessen der Mitglieder sollen 
in bundesweiten Gremien durch die 
zweite Vorsitzende Evelin Schulze in 
Berlin vertreten werden und darüber 
hinaus durch die Presse- und Öff ent-
lichkeitsarbeit der Geschäftsstelle, 
die von München aus betreut wird, 
unterstützt werden.

Welche politischen Ziele hat sich 
die Bundesvereinigung kurz- und 
langfristig gesteckt?

Kurzfristig soll das sehr erfolgrei-
che und nachhaltige Engagement 
für kulturelle und gesellschaftliche 
Teilhabe der Initiativen bundesweite 
Anerkennung fi nden und einer brei-
ten Öff entlichkeit bekannt gemacht 
werden. Mittelfristig sollten alle 
Vereine Zugang zu öff entlichen För-
dermitteln erhalten. Alle Initiativen 
arbeiten mit vielen ehrenamtlichen 
Mitarbeitern – in den großen Städten 
engagieren sich teilweise über  
Freiwillige. Das Ehrenamtsmanage-
ment benötigt feste und zukunfts-
sichere Strukturen in Form von 
hauptamtlichem Personal. Außer-
dem müssen ausreichend Mittel für 
die Verwaltungsarbeit zur Verfügung 
stehen. Langfristig fordern wir in-
stitutionelle Förderungen für unsere 
Mitglieder, da sie maßgeblich zur 
Integration benachteiligter Bevöl-
kerungsgruppen in die Gesellschaft 
beitragen. Das geringe Einkommen 
ist die Klammer – und das triff t über-
proportional viele Alleinerziehende, 
Menschen mit Behinderung, Senio-
ren, Menschen mit Migrationshin-
tergrund oder Fluchterfahrung und 
Familien. 
Ein weiteres langfristiges Ziel ist, 
unsere Idee in andere europäische 
Länder zu tragen, damit auch dort 
kulturelle Teilhabe für alle Menschen 

– unabhängig von ihrer fi nanziellen 
Situation –  möglich wird.

Sabine Ruchlinski ist erste 
Vorsitzende der Bundesvereinigung 
Kulturelle Teilhabe. Theresa Brüheim 
ist Chefi n vom Dienst von 
Politik & Kultur

Lustprinzip Ost
Thomas Oberender, Intendant der Berliner Festspiele, im Porträt

ANDREAS KOLB

M useum sneubauten werden 
heute in der Regel mit Per-
formancebühnen geplant. 

Vor diesem Hintergrund kann man die 
Idee der Bundeskulturpolitik, vor gut 
zehn Jahren die Berliner Festspiele in 
eine Konstruktion umzuwandeln, die 
Ausstellung und Performance zusam-
menführt und unter eine künstlerische 
Leitung stellt, als zukunftsweisen-
de Entscheidung einstufen. Mit ihrer 
Verbindung von Martin-Gropius-Bau 
und dem Haus der Berliner Festspiele 
stellen die Festspiele ein einzigartiges 
Modell dar. 

Thomas Oberender, seit  Inten-
dant der Berliner Festspiele, beschreibt 
sein Konzept konzis in drei Worten: 
»Sehen, was kommt.« Und en detail: 
»Mit allen unseren Formaten erkunden 
wir, wo ästhetisch und konzeptionell 
die Reise im Feld der zeitgenössischen 
Künste hingeht. Das Musikfest Berlin 
entwickelt Impulse für ein neues Kon-
zert-Repertoire und führt die alte Ma-
schinerie Orchester zu neuen Klängen 
und Auff ührungspraxen. Das Festival 
MaerzMusik experimentiert am Grenz-
bereich der Musik zur Installation, zum 
Zeitdiskurs und neuen Erlebnisformen 
des Formats Konzert. Das Jazzfest Ber-
lin sucht nach den Meistern des Jazz 
und den Erneuerern der nächsten Ge-
neration, die dieses Genre in Berührung 
mit elektronischer und populärer Musik 
bringen, aber auch mit anderen Küns-
ten wie Tanz oder Film. Wer sich für 
Neues interessiert, nicht nur im Sinne 
der Neuinterpretation, sondern auch 
ganz andersartiger Erlebnisformen zeit-
genössischer Künste, für den sind die 
Festspiele der ideale Ort. Es geht nie 
nur um gutgemachte Kunst, sondern 
auch um Transformationen von Erzähl-
weisen und Institutionen. Das gilt auch 
für den Martin-Gropius-Bau und sein 
Programm zwischen Ausstellung und 
Auff ührung, aber auch für das Theater-
treff en, die neue Programmreihe Im-
mersion oder die Bundeswettbewerbe 
mit ihren Akademieprogrammen für 
den künstlerischen Nachwuchs.«

Thomas Oberender wurde  in 
eine Akademikerfamilie hineingebo-
ren: Der Vater studierte Tiermedizin 
an der Humboldt-Universität zu Ber-
lin, die Mutter Psychologie in Jena. Das 
Einzelkind kam durch den Großvater, 
der als Bühnenbildner gearbeitet hatte, 
erstmals mit der Bühne in Kontakt. Die 
bürgerlichen Berufe der Eltern präg-
ten das Leben der Familie Oberender 
in heute kaum mehr verständlicher 
Hinsicht, denn es war für den Heran-
wachsenden in der DDR aufgrund sei-
ner Herkunft nicht einfach, Abitur zu 
machen. Da er kein Arbeiterkind war, 
gab es für ihn trotz sehr guter Noten 
keinen Platz auf der erweiterten Ober-
schule und so konnte er das Abitur nur 
in Verbindung mit einer Lehre zum Ma-
schinen- und Anlagenmonteur in einem 
Schwermaschinenkombinat in Weimar 
machen. Dazu musste er sich zu einem 
Ingenieurstudium im Anschluss an das 
Abitur verpfl ichten, an dessen Ende ein 
Arbeitsplatz in einem ländlichen Be-
trieb für Stallanlagen stand. Mit  war 
Oberenders Lebensweg eine staatlich 
beschlossene Sache.

Doch der junge Oberender hatte an-
dere Pläne: Er wollte Theaterwissen-
schaften an der Humboldt-Universität 
studieren. Als Lehrling hatte er im Ju-
gendclub im Nationaltheater Weimar 
Theater gespielt und von da an wusste er, 
wohin für ihn die Reise gehen sollte. Als 
Berufsschüler Theaterwissenschaft stu-
dieren zu wollen, war exotisch und im 
Grunde aussichtslos, wurden doch in der 
Planwirtschaft nur alle zwei Jahre zwölf 
Studenten aufgenommen. Der junge 

Frank Castorf war übrigens einer von ih-
nen. Trotz hervorragender Noten gab es 
für Oberender scheinbar nur zwei Wege 
an die Universität: entweder durch den 
Eintritt in die SED oder die Verpfl ich-
tung zu drei Jahren Dienst in der Volks-
armee. Er zog Letzteres  vor und konnte 
sich  an der Humboldt-Universität 
einschreiben. Parallel belegte er nach 
dem Mauerfall das Studium Szenisches 
Schreiben an der Hochschule der Künste 
Berlin. Seine Veröff entlichungen umfas-
sen seither Stücke und Übersetzungen,  
sowie Aufsätze, Kritiken und Essays zu 
Positionen und Persönlichkeiten der 
zeitgenössischen Kunst, darunter auch 
zwei Bücher über Botho Strauß –  
hatte er über ihn promoviert.

 ging Oberender »direkt vom 
Schreibtisch in die Direktion« des Bo-
chumer Schauspielhauses, dort begann 
quasi über Nacht der Ernst des Lebens 
für den Autor, Intellektuellen und 
Kunstforscher.  wurde er Ko-Di-
rektor am Zürcher Schauspielhaus,  
bis  folgte die Schauspieldirektion 
der Salzburger Festspiele. Heute sagt 
Oberender im Rückblick auf seinen cur-
riculum vitae: »Ich stehe selber ein biss-
chen staunend vor meinem Lebensweg. 
Ich habe getan, was mir Spaß gemacht 
hat. Etwas im Karrieresinne erreichen 
zu wollen, war nie meine Art. Andere 
Dinge wollte ich hingegen unbedingt 
erreichen – eine reichere Art, Theater 
zu gestalten oder Texte und Künstler zu 
verstehen. Ich wusste dabei immer eher, 
was ich nicht wollte. Was man will, das 
zeigt einem das Leben selber.«

Oberenders Sozialisation als Intel-
lek tueller verlief bis zu seinem . Le -
bensjahr in der eingemauerten DDR, 
dann siegte  die friedliche Revo-
lution und die Welt stand denen, die 

wie er eben noch auf der Straße de-
monstriert hatten, endlich offen. 
Oberenders Vita ist wie die vieler Ost-
deutscher von einer Dichotomie ge-
prägt: einem Leben in der stillen bzw.  
oft auch off enen Opposition im Osten 
und danach eines im Westen, wo ver-
meintlich das Lustprinzip regiert und 
an die Grenzen zu gehen, sehr viel 
schwieriger ist. Oberender hält dem 
scheinbar ein Lustprinzip Ost entge-
gen: »Natürlich hat das unfreie System 
DDR in meinem Leben Spuren hinter-
lassen und es oft auf andere Bahnen 
gelenkt. Nirgends in der Welt war im 
Widerstand zu sein übrigens so einfach 
wie in der DDR. Der Staat, das waren 
die anderen. Sich davon frei zu machen 
und anderen Themen zu folgen, war für 
viele Menschen wie mich im Osten ein 
Lustprinzip. Im Grunde hat das System 
einen auch in Ruhe gelassen, weil das 
»Böse« so off ensichtlich und vorgeb-
lich auf der anderen Seite blieb. So lebte 

man in Cliquen, mit Büchern und statt 
zu telefonieren, klopfte man an die Tür 
des Nachbarn. Das private Leben war 
viel weniger normiert als heute, weil es 
nicht so bürgerlich war. Ich habe an die 
DDR natürlich auch nicht die grauen 
Erinnerungen, die jene haben, die sie 
von außen sahen.«

Nach der Revolution im Osten – 
Oberender war gerade im ersten Stu-
dienjahr – entdeckte der -Jährige die 
späte Berliner Schaubühne und den 
Dramatiker Botho Strauß. »In seinen  
frühen Stücken stand, wie wir wohl 
werden würden. Seine Werke waren für 
mich eine einführende Mentalitätskun-
de. Sich mit seinen Stücken, Büchern 
und Essays zu beschäftigen, hieß, sich 
mit der Geschichte der Bundesrepublik 
zu beschäftigen und hieß auch, sich mit 
Spielarten des Bürgerlichen zu beschäf-
tigen, in die man selber hineinwächst. 
Botho Strauß ist jemand, der sich im 
Widerstand begreift, aber ganz anders, 

als ich mir das je vorgestellt habe und 
viele Jahre war er für mich der Weg-
weiser in diesem inneren Ausland der 
neuen Bundesrepublik.« Während sei-
ner Zeit am Bochumer Theater, aber vor 
allem bei den Salzburger Festspielen, 
wurde dann Peter Handke jemand, der 
ihm neue Sichtweisen und Kontinente 
erschloss. »Er ist der Künstler, der mich 
von meinen Komplexen und meiner 
Blödheit als Intellektueller am gründ-
lichsten geheilt hat, weil er sich selber 
so oft erfunden hat. Finden dauert län-
ger als suchen«, zitiert er ihn. 

Heute ziehen Arbeiten junger Künst-
ler wie Tino Sehgal, Thom Luz oder Su-
sanne Kennedy die Aufmerksamkeit des 
Festspielintendanten auf sich. Wer jetzt 
vermutet, dass Oberender das eigene 
Schreiben und Forschen seiner Inten-
danz geopfert hat, liegt falsch. Jedes 
Jahr entstehen eine Anzahl von Essays 
und Artikeln, die jüngsten zum »Gegen-
wartstheater« in der Zeitschrift Lettre 
oder seine kulturpolitischen Thesen 
»Die dritte Geburt« anlässlich des fünf-
ten Kulturkongresses Ruhr.

Der »Intendant« Oberender ist ohne 
den »Intellektuellen« und »Autor« nicht 
denkbar: »Wir leben alle nur fruchtbar, 
wenn wir Hinterland haben. Wenn man 
aufhört, sich Hinterland erarbeiten zu 
können, dann wird man zum Funkti-
onär«. Oberender, der gerne von Ent-
grenzung der Formate und der Genres 
spricht, hat auch seinen eigenen Beruf 
»entgrenzt«. Dass er sich dabei keines-
falls als Allrounder verstehen will, son-
dern als »Entdecker«, verrät ihn als ech-
tes Kind einer Forschungshochschule 
wie der Humboldt-Universität zu Berlin.

Andreas Kolb ist Redakteur von 
Politik & Kultur
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Mit dieser Kolumne 
begleiten wir das 

Reformationsjubiläum.

Die Reformation ist 
kein großer, träger 
Strom, sie speist sich 
aus vielen Quellen

Die Vielfalt von 
Formen und Kulturen
ist sympathisch  – 
und theologisch 
unverzichtbar

Eine Quelle 
lebendigen 
Wassers
Das Reformationsjubiläum in Vielfalt begehen

CHRISTINA AUS DER AU

D ie Lutheraner – das waren für 
uns Schweizer Reformierte 
immer »die Anderen«. Schon 
auch evangelisch natürlich, 

aber doch nicht ganz so reformiert wie 
wir in der Schweiz. Die Lutheraner hat-
ten ein immer noch fast katholisches 
Verständnis vom Abendmahl, eine 
Zwei-Reiche-Lehre mit einer beson-

deren Geschichte, eine aus-
geprägte Kirchenhierarchie 
und – horribile dictu – Bi-
schöfe! Auch Bischöfi nnen, 
das musste man zu ihrer Eh-
renrettung sagen, aber den-
noch ... ganz geheuer waren 
sie uns nie.

Kein Wunder, dass Luthe-
raner und Reformierte erst 
 in der Leuenberger Kon-
kordie öff entlich feststellen 
konnten, dass all diese Dif-
ferenzen keine kirchentren-

nende Bedeutung haben und man trotz 
alldem auf der jeweils anderen Kanzel 
predigen und gemeinsam Abendmahl 
feiern dürfe. 

Und so sollte nun einem gemein-
samen Reformationsjubiläum auch 
nichts im Wege stehen. Das allerers-
te Reformationsjubiläum  wurde 
interessanterweise von Reformierten 
initiiert, die gegenüber einem wieder 

erstarkenden Katholizismus die Einheit 
des Protestantismus demonstrieren 
wollten. Dass nun  Jahre später so 
manches ziemlich lutherisch geprägt 
ist – inklusive des Logos »Luther «, 
mit der alle Akteure der Lutherdekade 
und des Reformationsjubiläums landes-
weit und international werben können 

– nun ja, das lässt mich als Reformierte 
seufzen. Aber natürlich sind hier auch 
die staatlichen und touristischen Stel-
len mit dabei, die ein großes Interesse 
daran haben, mit einem Kopf und einer 
Person für die unzähligen Orte und An-
gebote werben zu können.

Zugleich betonen aber die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland (EKD) und 
der Deutsche Evangelische Kirchentag 
in den von ihnen verantworteten Ver-
anstaltungen auch das Internationale, 
das Vielfältige, das Bunte des Refor-
mationsjubiläums. Ein europäischer 
Stationenweg führt durch  Städte in 
 Ländern und in Wittenberg begegnen 
sich in der Weltausstellung Kirchen und 
Kulturen aus aller Welt.

Die Reformation ist kein großer, trä-
ger Strom, der einer Quelle entspringt 
und dann durch die Jahrhunderte un-
beirrt seinen Weg zum Meer sucht. Sie 
speist sich vielmehr aus vielen Quel-
len, kleinen und großen, die sich zu 
Bächen vereinigen, Wiesen und Äcker 
bewässern und ihrerseits von Land und 
Boden eingefärbt und angereichert wer-
den. Die Bäche kommen zu Flüssen zu-
sammen oder auch nicht, versickern da 
und dort wieder und sprudeln als neue 
Quelle woanders wieder. Wer vermag zu 
sagen, welches nun der eine richtige, 

der reine Fluss ist?
Und nicht jedes Wasser ist lebens-

spendend. Schon in den ersten Refor-
mationsjahren fi elen Andersdenken-
de und Andersglaubende dem neuen 
Mainstream zum Opfer. Kurz nach dem 
ersten Reformationsjubiläum brach der 
Dreißigjährige Krieg aus. Die einen Ver-
treter des rechten Glaubens gegen die 
anderen Vertreter des rechten Glaubens. 
Es gibt auch Flüsse, die Fäule und Tod 
mit sich bringen. Da, wo Gift ins Wasser 
tröpfelt und davon profi tiert, dass es 
sich im Fluss mit dem Wasser vermischt 
und doch heimlich oder auch öff entlich 
wirksam bleibt: Totalitarismus, Rassis-
mus, Antisemitismus, Antiislamismus, 
Nationalismus, Fundamentalismus, 
Egoismus. Da hängt es davon ab, dass 
dieses Gift identifi ziert und ausgefällt 
werden kann – in dieser Welt wohl nie 
vollständig, aber doch so, dass der Fluss 
wieder lebensspendend wirken kann.

Mir ist diese Vielfalt von Fülle und 
Gefälle, von Formen und Kulturen, von 
Farben und Geschmäckern nicht nur 
sympathisch, sondern auch theologisch 
unverzichtbar. Das eine Wasser, die eine 
Taufe, der eine Geist. Aber all dies nie 
abstrakt, nie universal, sondern immer 
partikular und konkret. Und damit in-
kulturiert und wirksam geworden in 
Personen wie dem leidenschaftlichen 
Mönch Martin Luther aus Deutsch-
land, dem politisch engagierten Pfarrer 
Huldrych Zwingli aus dem Schweizer 
Bergdorf, dem französisch-europäi-
schen Juristen und Dissidenten Jean 
Calvin, aber auch im kämpferischen 
Thomas Münzer, den kompromisslosen 
Täufern, den radikalen Schwärmern und 
vielen anderen Frauen und Männern 
vor und nach der Reformationszeit aus 
allen Konfessionen.

So feiern wir im Reformationsjubi-
läum nicht Martin Luther und nicht die 
Protestanten, sondern die vielströmige, 
vielköpfi ge, bunte und lebendige Ge-
schichte Gottes mit den Menschen in 
ihrer Vielfalt und ihrer Katholizität. Wir 
freuen uns darüber, dass immer noch 
Wasser sprudelt, und wir feiern die Ge-
meinsamkeiten der Ströme hüben und 
drüben im Wissen darum, dass es eine 
Quelle des lebendigen Wassers ist, von 
der wir leben, sei dies nun in Eisleben, 
in Zürich, in Dublin, Hermannstadt oder 
Turku.

Oder in Berlin und Wittenberg. Der 
Deutsche Evangelische Kirchentag 
 hat den Vorteil, dass sich hier sehr 
augenfällig Vielfältiges begegnet, die 
Vielfalt der Menschen und Veranstal-
tungen, der Gottesdienste und Gebete, 
der Frömmigkeitsstile und der Lebens-
welten. So lässt sich gut gemeinsam 
Reformationsjubiläum feiern. 

Christina Aus der Au  ist Theologische 
Geschäftsführerin am Zentrum für 
Kirchenentwicklung der Universität 
Zürich sowie Präsidentin des . Deut-
schen Evangelischen Kirchentags  
in Berlin/Wittenberg und der Kirchen-
tage auf dem Weg in Mitteldeutschland

Ein Meilenstein der 
Ökumene
Das Erzbistum Berlin 
verda nkt seine Entstehung 
der Reformation

HEINER KOCH

D as katholische Erzbistum Ber-
lin verdankt seine Existenz  
der evangelischen Reformati-

on! Natürlich war der Protestantismus 
nur mittelbar an der Bistumsgründung 
beteiligt. Zur historischen Wahrheit 
gehört auch, dass diese Beteiligung 
durchaus nicht nur freudige, sondern 
zunächst einmal sehr schmerzliche 
Erinnerungen weckt. Um zu verdeut-
lichen, was damit gemeint ist, ge-
nügt schon ein Blick auf das heutige 
Wappen der Erzdiözese Berlin. Das 
gevierte Wappen erinnert an die vier 
Vorgängerbistümer auf dem heutigen 
Bistumsterritorium. Sie alle »gingen« 
in der Reformation »unter«. Für die Ka-
tholiken in den alten Diözesen Bran-
denburg, Havelberg, Lebus und Kam-
min hatte das gravierende Folgen. Eine 
dramatische Verlustgeschichte begann, 
ja, mehr noch: die Geschichte eines 
nahezu vollständigen »Untergangs«. 
Denn in der Folgezeit wurde die katho-
lische Religion in den protestantisch 
gewordenen Landen unterdrückt. Al-
lenfalls heimlich konnte sie gelebt wer-
den. Um der historischen Gerechtigkeit 
willen muss freilich sofort hinzugefügt 
werden: Andernorts widerfuhr evan-
gelischen Christen dasselbe Schicksal 
unter katholischer Herrschaft. So wird 
deutlich: Protestanten und Katholiken 
sind durch eine gemeinsame Schuldge-
schichte eng miteinander verbunden.

Erst im Jahre  wurde wieder ein 
katholischer Kirchenbau in Berlin ge-
nehmigt. Jeder solle nach seiner Façon 
selig werden, so lautete bekanntlich 
die Losung Friedrichs des Großen. Er 
schenkte der kleinen Gemeinde per-
sönlich Grundstück und Baumaterial. 
 wurde die St. Hedwigs-Kirche ein-
geweiht. Sie gilt heute als Haupt und 
Mutter aller katholischen Kirchen im 
Erzbistum Berlin. Und noch immer 
bewegt sie die Herzen zahlreicher 
(Nicht-)Katholiken. Mit großer Freude 
gilt es daher anzuerkennen: Die Hed-
wigs-Kathedrale verdankt ihr Bestehen 
nicht zuletzt einem Protestanten!

Seit  wurden Brandenburg und 
Pommern in kirchlich-katholischer 
Hinsicht dem Fürstbistum Breslau 

zugeschlagen. Je mehr jedoch Berlin 
zu einem weithin ausstrahlenden Zen-
trum des politischen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und nicht zuletzt auch des 
religiös-weltanschaulichen Lebens 
aufstieg, umso drängender stellte sich 
die Frage, ob nicht das zu Breslau ge-
hörende »Anhängsel« in die kirchliche 
Selbständigkeit entlassen zu werden 
verdiente. Den entscheidenden Schritt 
bedeutete das Preußenkonkordat aus 
dem Jahre . In seiner Folge wurde 
 das Bistum Berlin errichtet. Nach 
dem Zusammenbruch der DDR wurde 
es  im Zug einer territorialen Neu-
ordnung zum Erzbistum erhoben. Wie 
gesagt: Ohne die Reformation würde 
es das heutige Erzbistum Berlin nicht 
geben!

Berlin hat sowohl die schmerzli-
chen als auch die freudigen Folgen 
und unbeabsichtigten Nebenfolgen der 
Reformation an sich erlebt. Weniger 
bekannt ist aber, dass die Metropole 
in ganz besonderer Weise auch für die 
vielfältigen ökumenischen Aufbrüche 
steht, die das . Jahrhundert brachte. 
Nur ein Jahr nach der »Machtergrei-
fung« Adolf Hitlers  äußerte der 
damalige Berliner katholische Bischof 
Nicolaus Bares nämlich mit Blick auf 
den Nationalsozialismus: Die Tren-
nung von Katholiken und Protestanten 
lähme »die Stoßkraft des Christentums 
in dem Augenblick, wo die Zusammen-
fassung aller positiv christlichen Kräf-
te bitterste Notwendigkeit wäre gegen 
den Ansturm der Gottlosen und des 
Neuheidentums«. Ein unscheinbarer 
Satz mit nachhaltiger Wirkung. Der 
evangelische Religionshistoriker und 
Ireniker Friedrich Heiler erkannte 
die Gelegenheit sofort. Schon wenige 
Monate später berief er mit ausdrück-
licher Billigung von Bischof Bares 
jene Veranstaltung in das damalige 
katholische Priesterseminar ein, die 
als »Hermsdorfer Gespräch« in die Ge-
schichte eingegangen ist. Es handelte 
sich um nichts Geringeres als um »die 
erste evangelisch-katholische Theolo-
genkonferenz seit der Reformation auf 
deutschem Boden«, so Jörg Ernesti. Die 
Gespräche nahmen einen unerwartet 
guten Verlauf. Nach ihrem Abschluss 
stand für den evangelischen Theolo-
gen Karl Bernhard Ritter fest, dass der 
ursprüngliche Streitpunkt zwischen 
Protestanten und Katholiken, »die 
Lehre von der Rechtfertigung allein 
aus dem Glauben[,] uns von den le-

bendigen Vertretern der katholischen 
Theologie nicht mehr trennt«. Was für 
ein Schritt! Der Urkonfl ikt, der Protes-
tanten und Katholiken gegeneinander 
aufgebracht hatte, schien plötzlich 
überwindbar zu sein. Tatsächlich un-
terschrieben  Jahre darauf Vertreter 
beider Konfessionen in Augsburg eine 
»Gemeinsame Erklärung zur Rechtfer-
tigungslehre«. Ein Meilenstein für die 
Ökumene! 

Ein vergleichbarer »Ansturm der 
Gottlosen und des Neuheidentums«, 
wie ihn Bischof Bares  hellsichtig 
heraufziehen sah, steht heutzutage 
wohl nicht zu befürchten. Aber greift 
nicht die Herausforderung, vor der wir 
heute stehen, im Grunde 
sogar noch einmal tiefer? 
Scheint doch mitunter die 
Frage nach Gott selbst zu 
verdunsten. Eine große 
Aufgabe, vor der Chris-
tentum und Kirche heute 
stehen! Ich bin überzeugt: 
Wer nach Gott fragt, der 
fragt in letzter Linie nach 
dem Menschen. Und des-
halb gilt auch umgekehrt: 
Wenn wir gemeinsam die 
Frage nach dem Menschen 
stellen, wenn wir immer wieder die 
letzten Grundfragen aufwerfen, die 
das menschliche Leben vom Anfang 
bis zu seinem Ende begleiten, und 
wenn wir dabei unbeirrt an der un-
antastbaren Würde festhalten, mit 
der der Schöpfer einen jeden von uns 
ausgestattet hat, dann machen wir da-
mit die Stimme des Glaubens in un-
serer Zeit vernehmbar. Wenn sich die 
christlichen Kirchen und kirchlichen 
Gemeinschaften dieser Aufgabe stel-
len, dann werden sie auch über ihre 
engeren Grenzen hinaus als eine re-
ligiöse Gestaltungskraft erfahrbar, die 
für eine Kultur des Friedens und der 
Versöhnung wirbt – in unserer Region 
und weit darüber hinaus. Nicht zuletzt 
die historische Erfahrung von konfes-
sionellem Streit und konfessioneller 
Verständigung befähigt sie dazu. Das 
-jährige Reformationsgedenken, 
das wir im kommenden Jahr bege-
hen, gemahnt an eine gemeinsame 
Vergangenheit, die hinter uns liegt. 
Mehr noch aber an eine gemeinsame 
Zukunft, die vor uns liegt.

Heiner Koch ist Erzbischof von 
Berlin

Kippa, 
Koscher, 
Klezmer?
Jüdische Kultur, ist das »Kippa, Koscher, 
Klezmer?« Das Dossier zeigt historische und 
aktuelle Perspektiven auf jüdisches Leben 
in Deutschland, jüdische Kultur sowie Erinne-
rungskultur. Es stellt Gemeinsam keiten und 
Unterschiede der Buch religionen heraus, 
beschäftigt sich mit wissenschaftlichen Jüdi-
schen Studien und betrachtet die Jeckes in 
Israel. Das und vieles mehr ist jüdische Kultur.

ISBN: ----,  Seiten, € ,

—
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ossier »Judentum
 und Kultur«

Kippa, Koscher,
Klezmer?

Jetzt bestellen 
 www.kulturrat-

shop.de
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Zwei junge Frauen tanzen am Stadtrand von Marivan – in Sicherheit vor den Sittenwächtern

Iran, mein unbekanntes Land
Austausch trotz aller Unterschiede

OLAF ZIMMERMANN

D er Iran ist – zumindest für 
mich – ein unbekanntes 
Land, das zugleich allein bei 
der Nennung des Namens 

unmittelbar zahlreiche Assoziationen 
und Bilder weckt. Assoziationen sind 
die Tötung von Benno Ohnesorg beim 
Besuch des letzten Schah Mohammed 
Reza Pahlavi am . Juni  vor der 
Deutschen Oper in Berlin, nur wenige 
hundert Meter von meiner heutigen 
Wohnung in Berlin entfernt. Die Pro-
teste gegen den Schah-Besuch und 
die Tötung von Ohnesorg markieren 
einen der Einschnitte in der bundes-
deutschen Studentenbewegung. Die 
er-Bewegung ist dadurch geprägt 
worden und die daraus folgende Radi-
kalisierung führte letztendlich auch zu 
dem Terrorismus der RAF. Die Bilder 
der auf die Demonstranten einprügeln-
den Schah-Entourage und insbesonde-
re das Bild des erschossenen Ohnesorg 
sind ikonographisch.

Weitere ebenfalls ikonographische 
Bilder sind die Ankunft von Ajatollah 
Ruhollah Khomeini aus dem französi-
schen Exil in Teheran oder die Gefan-
gennahme von  US-amerikanischen 
Botschaftsangehörigen in Teheran im 
November  durch iranische Stu-
dierende. Die  von Ajatollah Kho-
meini über den britischen Schriftstel-
ler Salman Rushdie ausgesprochene 
Fatwa, also die Todesstrafe, aufgrund 
seines Werkes die »Satanischen Ver-
se« steht ebenso für den Iran wie die 
antisemitischen und israelfeindlichen 
Einlassungen des Präsidenten Mahmud 
Ahmadinedschad, dessen Außenpolitik 
das Land immer weiter isolierte. 
Andere Bilder des Irans sind die Ver-

wundeten der irakisch-iranischen Krie-
ge, mit dem Tschador verhüllte Frauen, 
brennende Ölfelder. 

Wiederum andere Assoziationen 
sind die persische Dichtkunst und hier 
besonders der Dichter Hafi s, der Johann 
Wolfgang von Goethe zum West-östli-
chen Divan inspirierte. Persien war für 
lange Zeit der sagenhafte Orient und 
nicht Arabien. Die europäische Kultur 
wurde über Jahrhunderte gerade auch 
von Persien beeinfl usst.

Der Iran, ein unbekanntes Land? 
Der Iran, ein irritierendes Land! Die 
Islamische Republik Iran geografi sch 
zwischen dem Kaspischen Meer im 
Norden und dem Persischen Golf im 
Süden gelegen, grenzend an Turkme-
nistan, Afghanistan, Pakistan, den 
Irak, die Türkei, Armenien und Aser-
baidschan ist ein Land von großer geo-
strategischer Bedeutung. Außerdem 
befi nden sich auf dem Staatsgebiet des 
Irans erhebliche Erdöl- und Erdgas-
Vorkommen, weshalb das Land im . 
und . Jahrhundert auch von großem 
wirtschaftlichem Interesse ist. 

Nach Abschluss des Atom-Abkom-
mens und der damit einhergehenden 
Erwartung an Entspannung reiste 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel im Oktober letzten Jahres mit 
einer großen Wirtschaftsdelegation 
nach Teheran. Der Besuch endete mit 
einem ausgedehnten Museumsbesuch, 
weil Parlamentspräsident Ali Larid-
schani das geplante Gespräch absagte. 
Eine Absage, die teils hämisch in der 
Presse kommentiert wurde, aber vor 
allem eines zeigt, die komplexe Situa-
tion im Iran selbst. Die verschiedenen 
politischen Strömungen sowie die un-
terschiedlichen Protagonisten in der 
Politik im Iran verfolgen heterogene 

Ziele von der vorsichtigen Öff nung gen 
Westen, um das wirtschaftlich stagnie-
rende Land wieder attraktiv für auslän-
dische Investoren zu machen bis hin 
zu Hardlinern, die jegliche – und sei es 
noch vorsichtig – Annäherung ableh-
nen und als Gefahr für die islamische 
Revolution ansehen. 

Die Hoffnungen, die gerade von 
westlichen Ländern in Präsident Has-
san Rohani gesetzt wurden, der als mo-
derat gilt, haben sich bislang zu erheb-
lichen Teilen nicht erfüllt. So werden 
nach wie vor Menschen hingerichtet, 
sind politisch Verfolgte inhaftiert. Mei-
nungs-, Presse- und Informationsfrei-
heit gibt es im Iran nicht. Im Gegenteil, 
Journalistinnen und Journalisten, die 
regimekritische Positionen veröff ent-
lichen, werden verfolgt, ihnen droht 
zumindest Inhaftierung, wenn nicht 
der Tod.

Sogenannte Tugendwächter wachen 
über die Einhaltung von Bekleidungs-
vorschriften und sittlichem Verhalten 
in der Öff entlichkeit. In den eigenen 
vier Wänden führen viele Iranerinnen 
und Iraner ein anderes Leben. Feste, 
Alkohol, Drogen, das Ausleben der Se-
xualität all dies darf nur im Verborge-
nen geschehen.

Wie sich die politische Situation auf 
Kunst und Kultur auswirken, darüber 
geben die Beiträge in diesem Schwer-
punkt Auskunft. Sie zeigen, wie schwer 
es ist, künstlerisch zu arbeiten, wenn 
die Publikationsmöglichkeiten einge-
schränkt bis gar nicht möglich sind, 
wenn Drehbücher zuvor genehmigt 
werden müssen, wenn der künstleri-
schen Phantasie Fesseln angelegt wer-
den. Wie soll eine Liebesgeschichte auf 
der Bühne oder in einem Film erzählt 
werden, wenn sich die Protagonisten 

nicht berühren dürfen? Wie den Ehe-
bruch, eines der sehr alten literarischen 
bzw. künstlerischen Motive, in den Mit-
telpunkt eines Werkes rücken, wenn es 
Tabu ist? Wie frei publizieren, wenn 
Bücher genehmigt werden müssen?

Die Beiträge veranschaulichen auch, 
welche Bedeutung der intellektuelle, 
künstlerische und wissenschaftliche 
Austausch mit dem Iran hat. In diesen 
Kontext ist auch die Teheran-Ausstel-
lung einzuordnen, die in der Gemälde-
galerie der Staatlichen Museen Berlin 
gezeigt werden soll und unter ande-
rem Werke enthält, die von der letzten 
Kaiserin des Irans Schahbanu Farah 
Pahlavi zusammengetragen wurden. 
Die im Teheran-Museum befi ndliche 
Sammlung, die seit der Islamischen 
Revolution kaum zu sehen war, ver-
sammelt Werke der US-amerikanischen 
und europäischen Moderne. Diese 
Arbeiten von Jackson Pollock, Mark 
Rothko und anderen sollen zusammen 
mit zeitgenössischer iranischer Kunst 
gezeigt werden. Es wird damit eine 
Brücke zwischen westlicher Kunst der 
Nachkriegszeit und zeitgenössischen 
iranischen Positionen geschlagen. 

Wie schwierig die Zusammenarbeit 
mit dem Iran ist, zeigt das monate-
lange Hickhack um die Ausfuhr der 
Bilder, nach dem die Weichen eigent-
lich gestellt waren. Doch macht dies 
auswärtige Kulturpolitik nicht erst 
so bedeutsam? Die Zusammenarbeit 
mit Ländern, mit denen es eben nicht 
einfach ist. Die Suche nach Verstän-
digungsebenen und einem Austausch 
trotz aller Unterschiede. In der letzten 
Ausgabe von Politik & Kultur lautete 
das Schwerpunktthema »Auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik«. In dieser 
Ausgabe wird am Beispiel des Irans ge-

zeigt, welche Relevanz die Auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik gerade mit 
Blick auf sogenannte schwierige Länder 
hat und wie wichtig es für die Künstler, 
Journalisten, Verleger, Wissenschaftler, 
Menschenrechtler und andere ist, dass 
der Blick auch in die andere Wirklich-
keit in diesen Ländern gerichtet wird.

Dieser Schwerpunkt hätte so nicht 
realisiert werden können, ohne das 
Engagement und die Unterstützung 
von Reinhard Baumgarten, Hörfunk-
korrespondent der ARD für Türkei, Iran 
und Griechenland. Er hat in der Reihe 
»Nahostansi chten« in dieser Zeitung 
bereits häufi ger über den Iran berich-
tet. Gemeinsam mit ihm entstand die 
Idee, in Politik & Kultur den Iran zum 
Thema zu machen. Reinhard Baumgar-
ten hat für diesen Schwerpunkt Auto-
rinnen und Autoren recherchiert, hat 
mit ihnen die Themen geschärft und 
für die Übersetzung der Beiträge Sorge 
getragen. Auch hat er Interviews für das 
Dossier geführt. Wie schon im Jahr  
beim Dossier »Islam · Kultur · Politik« 
hat er die Tür zu einer – mir – unbe-
kannten Welt aufgestoßen. Danke!

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates und 
Herausgeber von Politik & Kultur

ZU DEN FOTOS

Hanna Noori ist eine aus dem Iran 
stammende Fotografi n. Ihre Bilder 
geben Einblick in iranische Lebens-
welten, die unterschiedlicher nicht 
sein könnten. Wiederkehrendes Mo-
tiv sind Frauen und ihre Rolle in der 
iranischen Gesellschaft.
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Ein Dasein im Schatten der Zensur
Kunst und Kultur  im Iran

REINHARD BAUMGARTEN

D as Volk der Dichter und Den-
ker – im Nahen Osten sind es 
die Iraner. Viele europäische 

Literaten – allen voran der Deutsche 
Johann Wolfgang von Goethe – haben 
sich von persischen Vorbildern inspirie-
ren lassen. Ferdusi, Hafi s, Rumi, Omar 
Khayyam, Saadi, Nizami – sie haben der 
Welt beispiellose Schätze der Weisheit, 
der Dichtkunst und der Erkenntnis ge-
schenkt. Das iranische Volk der Dich-
ter und Denker verstumme, klagt die 
Verlegerin Shahla Lahĳ i in Teheran. In 
der Islamischen Republik Iran werde 
immer weniger gelesen, geschrieben 
und übersetzt: »Der Abstand zur Welt-
literatur vergrößert sich. Wir verstehen 
Tag für Tag weniger, was in der Welt vor 
sich geht«. 

 hat die heute -jährige Lahĳ i 
als erste Frau in der Islamischen Repu-
blik einen Verlag gegründet. Der Ver-
lagsname Roshangarān bedeutet Auf-
klärer. Mehr als  Bücher hat Lahĳ i 
veröff entlicht. »Die Leser halten Bücher 
nicht mehr für vertrauenswürdig. Sie 
glauben, das Leben ist aus den Büchern 
herausgewaschen worden. Bücher seien 
im religiösen Sinne gereinigt worden.«

In Artikel  der Verfassung der 
Islamischen Republik Iran heißt es: 
»Die Meinungsfreiheit in Publikati-
on und Presse wird gewährleistet…«. 
Was zunächst vielversprechend klingt, 
wird im Nachsatz präzisiert: » … es sei 
denn, die Grundlagen des Islams und 
die Rechte der Öff entlichkeit werden 
beeinträchtigt«. »Die Grundlagen des 
Islams« bestimmen seit  Jahren Leben, 
Politik, Wirtschaft und Kultur im Iran. 
Viele Artikel der weltlichen Verfassung 
der Islamischen Republik Iran verspre-
chen Grundrechte und Freiheiten nur 
unter Vorbehalt. In Artikel  heißt es 
beispielsweise: »Das Veranstalten von 
Versammlungen und Demonstrationen 
(…) ist frei, vorausgesetzt, diese verlet-
zen nicht die islamischen Grundsätze«.

Geistlichen ist es in der Islamischen 
Republik vorbehalten, zu defi nieren, 
worin genau die islamischen Grundsätze 
bestehen. »Die Herrschaft im Iran ist 
ideologisch – wie einst die ideologische 
Herrschaft von Stalin, Hitler und Franco 
in Spanien…«, urteilt Sadegh Zibakalam. 
Der Politikwissenschaftler von der Uni 
Teheran ist einer der profi liertesten 
liberalen Intellektuellen im Iran. Die 
Ideologie der Herrscher Irans, so Ziba-
kalam, sei ein Grundpfeiler der Islami-
schen Republik und solle gleichzeitig als 
Schutzwall gegen den westlichen Ein-
fl uss und die zugehörige Kultur dienen. 
Die Annahme westlicher Kultur bedeute 
ein folgenreiches Scheitern der eigenen 
Ideologie, folgert der Politikwissen-
schaftler. Um den Einfl uss des Westens 
sowie den Drang nach künstlerischer 
und letztlich auch politischer Freiheit 
möglichst gering zu halten, greifen die 
iranischen Machthaber unterschiedlich 
intensiv und folgenschwer in alle Le-
bensbereiche ein. 

»Wir dürfen nicht vergessen und alle 
sollen es wissen: Kunst ist nicht gefähr-
lich und Künstler gefährden nicht die 
Sicherheit des Landes«, sprach Hassan 
Rohani Anfang  wenige Monate 
nach seiner Wahl zum Präsidenten. Und 
noch etwas sagte er: »Zensur darf nur 
gesetzmäßig und eindeutig sein. Wenn 
die Gesetze dazu nicht klar sind, müssen 
wir eben transparente Gesetze erlassen, 
wodurch alle ihre Aufgaben und Gren-
zen genau erkennen«.

Rohani will sich Mitte Mai kommen-
den Jahres zur Wiederwahl stellen. In 
den dreieinhalb Jahren seiner Amtszeit 
als Präsident hat der Geistliche im Rang 
eines Hotschatolislam viele Sätze für 
die Galerie gesprochen. Er hat viel ver-
sprochen, aber deutlich weniger als in 

Aussicht gestellt auch tatsächlich ein-
gelöst. »Es gibt eine Kraft stärker als 
Gewehre und Diplomatie und das ist 
nichts anderes als die Kultur. Die Kultur 
kann durch Medien verbreitet werden.« 
Es mag dem -Jährigen nicht an guter 
Absicht mangeln. Aber Rohani ist nur 
eines von vielen Rädchen im Macht-
getriebe der Islamischen Republik Iran 
und sein Einfl uss ist begrenzt. Aber wie 
kein zweiter Mächtiger im Iran warnt er 
immer vor den realen Gefahren, die von 
den Rissen und Verwerfungen in seinem 
Land ausgehen: »In unserer heutigen 
Gesellschaft sind die sozialen Probleme 
die eigentlichen Gefahren. Von Armut 
über Prostitution bis zum allgemeinen 
Misstrauen in der Gesellschaft und der 
Korruption in der Wirtschaft«. 

Tatsächlich hat der Iran massive so-
ziale Probleme. , Millionen Menschen 
sollen offi  ziellen Zahlen zufolge dro-
gensüchtig sein. Experten gehen von 
bis zu , Millionen aus. Die Zahl der 
Ehescheidungen hat sich binnen fünf 
Jahren laut dem Innenministerium auf 
 Prozent mehr als verdoppelt. Die 
Arbeitslosigkeit steht bei , Prozent, 
in manchen Gebieten ist sie höher als 
 Prozent. Transparency International 
listet den Iran in Sachen Korruption auf 
Platz  von . 

Präsident Rohani hat Recht, wenn er 
betont, von Künstlern gehe angesichts 
der gesellschaftlichen Entwicklung 
keine Bedrohung der Gesellschaft aus. 
Diese sollten Symbole der Freude, der 
Hoff nung und der nationalen Einheit 
sein, fordert Rohani. Die Worte hören 
sie wohl – die Autoren, Maler, Regisseu-
re, Musiker, Komponisten und Verleger. 
Leider gebe es im Iran auch knapp  
Jahre nach der Revolution keine Freiheit 
der Kunst, stellt die Rechtsanwältin und 
Menschenrechtlerin Nasrin Sotudeh 
nüchtern fest: »Die Künstler leben in 
einem Klima der Unsicherheit. Wenn ein 
Künstler auf festen Beinen steht, kann 
er solide Kunstwerke schaff en«.

Zensur fi nde im Iran auf vielen Ebe-
nen statt, weiß die Verlegerin Lahĳ i: 
»Zuerst zensiert sich der Autor selbst, 
weil er so wenige Probleme wie möglich 
haben möchte. Dann folgt der Verleger. 
Das macht er entweder mit oder ohne 
Erlaubnis des Autors, oder er setzt ihn 
unter Druck, um Ärger mit dem Minis-
terium zu vermeiden. Danach zensiert 
schließlich noch das Ministerium«.

Das Ministerium für Kultur und Is-
lamische Rechtleitung – kurz Ershad 

– achtet darauf, dass sich keine uner-
wünschten Einfl üsse im Iran breitma-
chen. Mahmoud Doulatabadi gehört 
zu den international renommiertesten 

Schriftstellern Irans. Etliche seiner Bü-
cher sind auf Deutsch erschienen. Im 
Iran sind sie legal oft nicht erhältlich. 

»Ständig fordere ich die Herrschaft 
dazu auf, Druckgenehmigungen für 
Bücher zu erteilen. Literatur führt zu 
keiner materiellen Veränderung. Kein 
Buch hat einen Regimewechsel bewirkt. 
Lasst doch die Bücher erscheinen und 
erlaubt den Menschen zu sagen, was sie 
sagen wollen«, so Doulatabadi.

Die in der Praxis umfangreich geübte 
Zensur zeige Wirkung, beklagt die Ver-
legerin Lahĳ i. Der iranischen Gegen-
wartsliteratur fehle es an Inhalt, Reiz 
und Tiefgang. Sie habe den Anschluss 
sowohl an die eigenen Leser als auch an 
die Welt der Literatur verpasst. Die gro-
ßen Werke der Weltliteratur erzählten 
vom Leben. Wenn man das Leben aus 
den Werken herausnehme, bleibe nichts 
übrig, so Lahĳ i: »Das Leben besteht aus 

Gut und Böse. Es gibt im Leben Sex, Lie-
besbeziehungen, Hass und Liebe, töten 
und getötet werden und vieles mehr. 
Wenn wir über all das nicht schreiben 
und es auch nicht übersetzen dürfen, 
dann entfernen wir uns von dieser Welt«.

Trotz aller Einschränkungen – die 
knapp  Millionen Iraner leben nicht 
im Tal der Ahnungslosen. Das Internet 
wird zwar gefi ltert, Satellitenschüsseln 
werden zertrümmert, leistungsstarke 
Störsender – im Iran Parasit genannt 

– sollen den Empfang von ausländi-
schen Satellitenkanälen verhindern. 
Doch die Menschen wissen Bescheid. 
Sie verstehen es, sich zu informieren 
und sie wissen, was in der Welt vor sich 
geht. Junge Leute stehen trotz offi  ziel-
ler Ablehnung auf westliche Musik, sie 
mögen in London, Berlin oder New York 
gesetzte Trends und kommunizieren 
mit gleichaltrigen diesseits und jenseits 
der iranischen Grenzen. 

Weil sie im Iran lebe, seien ihr die 
roten Linien bewusst, verdeutlicht die 
junge Theaterregisseurin Nasim Saman. 
Das Ergebnis sei eine ständig geübte 
Selbstzensur: »Man arbeitet mit der 
Zensur und das ganze Stück ist eigent-
lich ein Produkt der Zensur«. Es gebe 
ungeschriebene Regeln der Zensur, er-
klärt auch die Verlegerin Lahĳ i, und sie 
nennt ein Beispiel: Ein Mann und eine 
Frau lieben sich. Damit die Geschichte 
gedruckt werden kann, dürfen die bei-
den nicht unverheiratet sein. Deshalb 
wurde der Verlag aufgefordert, die bei-
den im Buch als verheiratet darzustellen. 
Der Reiz einer verbotenen Liebesbezie-
hung ist damit natürlich hin. Natürlich 
gibt es im Iran wie überall auf der Welt 
geheime Liebesbeziehungen. Deren 
Zahl nimmt stetig zu. Aber darüber darf 
nicht geschrieben werden. 

Die Filmregisseurin Manishe Hekmat 
hat vor knapp  Jahren mit dem sozial-
kritischen Film »Das Frauengefängnis« 
einen Kassenschlager gelandet. Zwei 
Jahre durfte der Streifen nach Fertigstel-
lung nicht gezeigt werden. Dann kam er 
in die Kinos und wurde ein Publikums-
renner. Das war während der Präsident-
schaft des Reformers Mohammed Kha-
tami. Heute darf »Das Frauengefängnis« 
im Iran nicht mehr verkauft werden. Die 
Liste der Tabuthemen, stellt Hekmat 
bitter fest, werde immer länger, inhalts-
volle Filme zu realisieren gestalte sich 
für unabhängige Filmemacher zuneh-
mend schwierig: »(Tabuthemen sind) 
Drogensucht, Aids, Scheidung und Ehe-
bruch. Man fängt an, eine Geschichte, 
ein Drama zu erzählen, aber wir dürfen 
die Geschichte nicht in unserem Sinne 
zu Ende erzählen. Irgendwo müssen wir 
aufhören. Wir schneiden ein Problem 
an, können aber nicht sagen und zeigen, 
wie es zu Ende geht«.

Am bedrohlichsten empfi ndet Verle-
gerin Lahĳ i, dass das Kulturniveau Irans 
immer tiefer sinke. Die Literatur werde 
immer oberfl ächlicher: »Es werden Bü-
cher aufgelegt, die literarisch gesehen 
ziemlich wertlos sind. Bücher wie ›Wer 
aß meinen Käse?‹, ›Wie kommt man 
schnell zu Geld?‹ oder ›Management-
kurs in  Minuten‹. So etwas zählt man 
bestimmt nicht zur Weltliteratur«.

Drei Bücher hat Lahiji selbst ge-
schrieben: Über Frauen in der irani-
schen Geschichte, Frauen in der Kunst 
und Frauen auf der Suche nach Freiheit. 
Jedes Mal musste sie um die Veröff ent-
lichung hart kämpfen: »Es gibt keinen 
festen Maßstab für Zensur. Es hängt 
weitgehend vom Sachbearbeiter ab. Wir 
sind seinem Geschmack ausgeliefert, 
denn das Gesetz verbietet Zensur ja im 
Grunde. Wir wissen nicht, was eigent-
lich verboten ist. Es hängt vom Zensor 
und dessen Empfi nden beim Lesen des 
Buches ab«.

Über  Bücher aus ihrem Verlag 
warten auf eine Druckgenehmigung. 
Bei vielen Büchern hat sie die Hoff-
nung bereits aufgegeben. Vor allem 

Büchern zu Frauenthemen bleibt die 
Zustimmung versagt. Auch wenn der 
Druck der Bücher genehmigt wird, ist 
der Vertrieb noch keineswegs sicher. 
Denn das gedruckte Werk muss noch 
dem Geschmack von anderen Beamten 
entsprechen, die das fertige Produkt 
freigeben müssen. Ganze Auflagen 
können so noch einer Zensur zum Opfer 
fallen, die es offi  ziell gar nicht gibt. Die 
Worte von Präsident Rohani verhallen 
ungehört: »Wenn die Medien nicht Si-
cherheit spüren, wenn sie ständig be-
sorgt sein müssen über ihren Weg, über 
ihre Schriften, wie können sie etwas zur 
Sicherheit (unseres Landes) beitragen? 
Gebrochene Schreibstifte und geschlos-
sene Münder können nichts bewirken«.

Rohani mahnt, doch er ist weitge-
hend machtlos. Irans erzkonservative 
Hardliner haben die Kultur zum Kampf-
platz erkoren, um eigene Stärke zu de-
monstrieren und die relative Machtlo-
sigkeit des Präsidenten zu zeigen. Fest 
terminierte Konzerte werden verboten, 
Ausstellungen abgesetzt und der Spiel-

raum für Kulturschaff ende wird immer 
weiter eingeschränkt. Die Politik der 
Herrschenden bleibt nicht unwider-
sprochen. Vor allem junge Menschen 
ziehen ihre eigenen Schlüsse. Zwischen 
. und . gut ausgebilde-
te Iraner verlassen Jahr für Jahr ihr 
Land. Niemand hält sie zurück, obwohl 
dieser Braindrain laut Berechnungen 
des Internationalen Währungsfonds 
einem umgerechneten Kapitalverlust 
von knapp  Milliarden US-Dollar ent-
spricht. Oft gehen eben kritische Köp-
fe, um ihr Glück in der Welt zu suchen, 
die den Herrschenden zuhause keine 
Kopfschmerzen mehr bereiten. Doch 
viele bleiben in ihrem Heimatland, auch 
wenn sie die Möglichkeit hätten, den 
Iran zu verlassen. 

»Kyros ist unser Vater, der Iran ist 
unser Land«, haben Zehntausende 
Menschen unlängst in Pasargadai im 
südlichen Zāgros-Gebirge skandiert. 
Am Grabmal von Kyros dem Großen 
huldigten sie dem sechsten König des 
altpersischen Achämenidenreiches. Es 
war mehr als eine Huldigung. »Freiheit 
des Denkens ist mit Bart und Wolle nicht 
möglich«, riefen die Menschen unter An-
spielung auf die Herrschaft der Geistli-
chen in ihrem Land. Die Versammlung 
am Grab von Kyros habe viele im Herr-
schaftsapparat ins Grübeln gebracht, 
erläutert Zibakalam von der Uni Tehe-
ran: »Die Herrschaft konnte sich nicht 
vorstellen, dass sich bis zu . Men-
schen dort versammeln. Sie kann auch 
keine ausländische Macht wie die USA 
oder die ›Zionisten‹ dafür verantwortlich 
machen«. Niemand habe für Kyros ge-
worben, es seien keine Bücher über ihn 
veröff entlicht und gelesen worden, so 
Zibakalam: »Kyros ist zu einem Symbol 
der Ablehnung des Regimes geworden«.

Was am Grab des Achämenidenkö-
nigs aus dem . Jahrhundert vor Christus 
zu hören war, lässt die Alarmglocken 
bei den Herrschenden der Islamischen 
Republik laut läuten: »Wir sind Arier 
und beten keine Araber an« war dort zu 
hören. Das neupersische Reich der Sa-
saniden wurde in der ersten Hälfte des . 
Jahrhunderts nach Christus sukzessive 
von arabischen Heeren unterworfen. 
Es folgten Jahrzehnte blutigen Wider-
stands mit drakonischen Strafmaßnah-
men durch die muslimischen Eroberer. 
Persien wurde schließlich weitgehend 
islamisch. Seit der Revolution von  
ist der Islam stärker denn je Richtschnur 
für die Herrschenden des Landes. 

Vor  Jahren, als die Revolution begann, 
habe man Kyros keine Bedeutung bei-
gemessen, stellt der -jährige Politik-
wissenschaftler Zibakalam fest: »Die 
heutige Gesellschaft sollte eigentlich 
sehr islamisch und gläubig geworden 
sein, denn alles ist ja hier islamisch: Die 
Führung, der Präsident, das Parlament, 
die staatlichen Medien und die Univer-
sitäten – einfach alles. Wir wissen sehr 
genau, dass es zwischen Kyros und dem 
Islam keine Gemeinsamkeiten gibt«.

Shāh-e Shāhān – König der Könige 
wird Kyros genannt. Direkt nach der Re-
volution sollte sein Grabmal geschleift, 
die Erinnerung an ihn ausgelöscht wer-
den. Tausende Menschen stellten sich 
damals den Abrisstruppen in den Weg. 
Dann herrschte lange Schweigen. Die 
Erinnerung an alte Größe komme nun 
in Zeiten wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Krise zurück, konstatiert 
Zibakalam: »Die (jungen Menschen) 
der zweiten und dritten Generation 
nach der Revolution sind vom Islam 
enttäuscht. Sie suchen nach Ersatz. 
Für meine Generation war der Islam 
die Antwort. (Die jungen Leute) wer-
den wegen ihrer Islam-Enttäuschung 
so lange suchen, bis sie etwas Anderes 
gefunden haben«.

Präsident Rohani weiß die Zeichen 
der Unzufriedenheit zu deuten: »Wenn 
die Jugend dieses Landes ihre Idole und 
Helden nicht in ihrem eigenen kultu-
rellen Umfeld fi nden können«, warnte 
er unlängst, »dann sind sie gezwungen, 
nach Helden in Übersee zu schauen. 
Hier liegt doch die Gefahr«.

Langfristig liegt die Gefahr sicher da-
rin, dass vor allem junge Menschen mit 
dem eng gefassten, sich an »islamischen 
Grundsätzen« orientierenden Kulturbe-
griff  der Herrschenden immer weniger 
anfangen können. Sie wissen sehr wohl, 
welche kulturelle Weite möglich wäre 
und welcher Enge sie ausgesetzt sind.

Einer der gerufenen Slogans am 
Grabmal von Kyros in Pasargadai lautete 
in Anspielung an die arabische Erobe-
rung: »Sie sagen, alles sei Gottes Wille. 
Aber alles Unheil kommt von den Ara-
bern«. Im Land der Velayat-e Faqih – der 
Herrschaft des Rechtsgelehrten – klin-
gen diese Worte wie reinste Blasphemie. 
Denn mit den Eroberern kam auch der 
Islam. Eine Minderheit äußere sich so, 
räumt Zibakalam ein. Aber diese Min-
derheit bringe Gefühle vieler vor allem 
junger Menschen zum Ausdruck. 

»Die Generationen nach der islami-
schen Revolution glauben nicht mehr 
an die Politik der Führung. Wenn die 
Herrschenden hier von (Hizbollah-Chef) 
Hassan Nasrallah (im Libanon) sprechen, 
dann sagen sie, wer ist das überhaupt? 
Die Herrscher sprechen von Hamas und 
die Anderen sagen: Hamas, was bitte-
schön ist das? Die Führung sagt, die USA 
sind unser Feind. Die andere Seite sagt, 
nein, das sehen wir nicht so.« Die Kluft 
zwischen Herrschaft und Volk sei groß, 
sagen vor allem die jungen Menschen 
im Iran. Die Herrschaft folge den Vorga-
ben Gottes und diene dem Volk, sagen 
die Herrschenden. Zu den Aufgaben von 
Kunst gehörten Bildung und Aufklärung 
des Volkes sowie kritische Refl exion der 
Macht, fi ndet die Filmemacherin Hek-
mat. Im Iran sei das möglich, wenn es 
gemäß »den islamischen Grundsätzen« 
umgesetzt werde. In Zeiten der Hoff -
nungslosigkeit ziehe sie es vor, Komö-
dien zu produzieren, um die Menschen 
damit etwas zu beleben: »Eltern sollen 
mit ihren Kindern aus ihren Häusern, 
oder besser gesagt aus ihren Grotten 
herauskommen, sich zusammen einen 
Film anschauen und ein wenig lachen. 
Ich denke dieses kleine Vergnügen wird 
ihnen etwas Kraft geben«.

Reinhard Baumgarten ist ARD-
Hörfunkkorrespondent für den Iran 
und hat ein Büro in Teheran 
Twitter: @ReinBaum

Im Iran wird 
immer weniger 
gelesen, geschrieben 
und übersetzt

Es sollen sich 
keine unerwünschten
Einfl üsse im Iran 
breitmachen
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Ich hoff e der Tag 
wird kommen, 
an dem keiner 
für die Reali-
sierung seiner 
Grundrechte 
Kosten tragen 
muss

 »Nicht erhältlich«
Zensur und Menschenrechtsverletzungen im Iran

NASRIN SOTUDEH

E rlauben Sie mir meinen Artikel 
mit einer persönlichen Erinne-
rung zu beginnen. Es geschah vor 
 Jahren, als ich noch  Jahre 

alt war. Ich hatte gerade mein Abitur ge-
macht, konnte aber wegen der Schließung 
der Universitäten aufgrund der sogenann-
ten »Kulturrevolution« kein Studium auf-
nehmen. 

Ich freute mich aufs Nichtstun und 
nutzte die Gelegenheit, Bücher zu lesen. 
Ich begrüßte sogar heimlich die Schlie-
ßung der Universitäten und entschloss 
mich, meine Bildungslücken in gewissen 
Gebieten zu schließen.

Damals waren Bücher die wichtigste 
Quelle für die Aneignung von Wissen; 
dazu nutzte ich die Bibliothek in unse-
rem Stadtteil.

Früh morgens bestritt ich den Fußmarsch 
von einer halben Stunde zur Bibliothek, 
die ich manchmal erst in der Dunkelheit 
wieder verließ. In meinem jugendlichen 
Enthusiasmus erhoff te ich mir, durch Le-
sen meine Träume erfüllen zu können.

Träume, die sich sehr bald in Luft auf-
lösten. Viele Bücher waren einfach nicht 
zu haben. Wir durften uns nur Bücher aus 
den Listen der Bibliothek aussuchen, aber 
viele Bücher selbst aus diesen Listen waren 
»nicht erhältlich«. 

»Nicht erhältlich?« Es steht doch auf der 
Liste der Bibliothek, fragte ich immer. Es 
war im dritten Jahr der Islamischen Revo-
lution und ich hatte das Ausmaß der revo-
lutionären Säuberung noch nicht begriff en. 
Diese Bücher waren einfach weggesäubert. 
Und so erfolgte der erste erschreckende 
Schlag der Zensur auf meine Psyche und 
Träume.

Das Ungeheuer der Zensur hat mir in 
den folgenden Jahren unter hunderten 
Namen und Facetten gegenübergestan-

den und seinen Schatten über unser Leben 
geworfen. Viele Jahre später, an der Fa-
kultät für Jura, fand ich die Hintergründe 
jener Säuberungen unter dem »Gesetz zur 
Regelung der beschlagnahmten Bücher«: 
ein Erlass des Revolutionsrates in den 
ersten Tagen nach der Machtübernahme.

Die Verletzung dieses Menschenrechts 
geschieht immer im Namen des Gesetzes. 
»Das Pressegesetz«, »Das Islamische Straf-
gesetz«, »Die Vorschriften zur Permanen-
ten Druckerlaubnis von Büchern« und viele 
ähnliche Gesetze und Richtlinien dienen 
nur der Einschränkung dieses bedeutungs-
vollen Rechts im Iran. 

Lassen Sie mich hier die Verletzung des 
Rechts auf freie Ausübung der Kunst und 
Kultur und freie Meinungsäußerung in 
zwei Gruppen, nämlich in »offi  zielle« und 
»inoffi  zielle« Verletzungen, unterteilen. 
Ich denke, totalitäre Systeme greifen zu 

nicht offi  ziellen Methoden, um die Rechte 
ihrer Bürger einzuschränken, wenn sie 
keine Möglichkeit fi nden, es auf legalem 
Weg zu tun.

Einschränkung der Rechte mit 
legalen rechtlichen Mitteln

Die iranische Verfassung garantiert freies 
Denken, freie Meinungsäußerung und die 
freie Ausübung künstlerischer und kultu-
reller Tätigkeiten. Artikel  der Verfassung 
besteht auf den Grundsatz der Freiheit und 
verpfl ichtet die Regierung zu deren Einhal-
tung. Artikel  verbietet die Inquisition, 
Artikel  besteht auf freie Presse, Artikel 
 auf freie Parteien und Verbände und 
schließlich Artikel  auf Freiheit der Ver-
sammlung. Die Gesetzgebung macht auf 
all die Freiheiten aufmerksam. Jedoch bei 
der Aufstellung der Richtlinien des Buch-
druckes, Veranstaltung von Kultur- und 
Kunstereignissen und Herausgabe jeder 
Art von Publikationen, sehen wir, dass 

für all das die Genehmigung staatlicher 
Stellen nötig ist. Strafverfolgung kann die 
Folge einer Verweigerung und Nichtein-
haltung dieser Richtlinien sein.

Nach dem Pressegesetz ist die Her-
ausgabe von Zeitschriften nur nach ei-
ner Genehmigung des Ministeriums für 
Kultur und Islamische Führung, auch 
Erschad-Ministerium genannt, möglich 
und die Nichteinhaltung dieser Regel wird 
als Straftat geahndet. Weitere Genehmi-
gungen werden benötigt für den Druck 
und die Abnahme von der Druckerei, denn 
sonst dürfen die Publikationen nicht ver-
trieben werden. Dieses Gesetz verbietet 
die Veröff entlichung von Artikeln und 
Schriften, die gegen die Verfassung ver-
stoßen und bezichtigt dies als Straftat. 

Ebenso ist die »Verbreitung von Un-
wahrheiten« eine Straftat, womit eine 
Anzahl von Reportern und Kollegen im 

Pressewesen konfrontiert sind. Die Ver-
ordnung über »Die Ziele und Richtlinien 
des Buchdrucks«, die schon als Gesetz 
erachtet wird, schreibt vor, dass der Druck 
eines jeden Buches die Genehmigung des 
Erschad-Ministeriums benötigt. Dieses 
Gesetz wurde  berichtigt. In dem Pa-
ragraph  der Novellierung ist das Ziel des 
Buchdrucks wie folgt defi niert: »Erbau-
ung der religiösen und nationalen Kultur 
durch Verbreitung von Wissenschaften 
und Verfestigung der islamischen, irani-
schen und revolutionären Werte durch 
das Garantieren des freien Buchdrucks, 
den Schutz der Ehre und Freiheit von 
Schriften, den Schutz des hohen Stel-
lenwerts der Wissenschaft und der reli-
giösen Überzeugung und des Denkens…«.

Dieses Gesetz verpfl ichtet das Erschad-
Ministerium, die Veröff entlichung von 
Büchern ohne Genehmigung zu unterbin-
den und die Namen der Verleger der Jus-
tiz bekanntzugeben. Die Aufsicht auf die 
Bereiche der Kunst und Kultur ist jedoch 

nicht beschränkt auf die Gesetzesorgane 
und ihre Maßregelungen. Wie wir wissen, 
ist die Produktion von Spielfi lmen sowie 
das Veranstalten von Musikkonzerten ohne 
Genehmigung der Behörden nicht erlaubt, 
denn der Schutz der religiösen Werte ob-
liegt dem Staat. 

Dennoch, wenn die Behörde trotz all der 
angewandten Schikanen für eine Filmpro-
duktion oder Musikveranstaltung eine Ge-
nehmigung ausstellt, heißt es nicht, dass 
dies von allen angenommen wird. Wenn 
manche es aus ihren religiösen oder ethi-
schen Ansichten für inakzeptabel halten, 
verhindern sie mit Tumulten und Drohge-
bärden die Vorführungen.

Das letzte Ereignis dieser Art im Iran 
war das Verbot eines Musikkonzerts in der 
Stadt Mashad, die zu den konservativen, 
religiösen Städten Irans gezählt wird. Da-
raufhin meldete sich die Stadt Qom, eine 
andere religiöse Stadt und kurz darauf 
weitere Städte, die sich ebenfalls als be-
sonders glaubensstark darstellen wollten, 
und verlangten ein Dauerverbot für alle 
Musikkonzerte. In all diesen Fällen fragt 
kein Beamter nach den Rechten von Musik- 

und Kulturliebhabern in diesen Städten.  
Nach all diesen Erläuterungen ist man be-
rechtigt zu fragen, was wir als Journalisten, 
Künstler, Autoren und Rechtsanwälte tun, 
um die Rechte unserer Bürger zu vertei-
digen. Ich habe hierzu unzählige Beispie-
le, in denen die iranischen Bürger nicht 
geschwiegen, sondern für die Einhaltung 
ihrer eigenen Rechte gekämpft haben.

Viele Journalisten haben Gefängnis-
strafen in Kauf genommen und darüber 
berichtet. Viele Autoren haben trotz der 
Schwierigkeiten, die manchmal sogar ihr 
Leben gefährdeten, ihre Arbeit fortgesetzt. 
Ebenso viele Rechtsanwälte haben ohne 
Furcht vor Folgen und Kosten diesen Jour-
nalisten, Künstlern und Autoren beige-
standen. Ich hoff e der Tag wird kommen, 
an dem keiner für die Realisierung seiner 
Grundrechte Kosten tragen muss.

Nasrin Sotudeh ist Rechtsanwältin, 
Menschenrechtsaktivistin und Trägerin 
des Sacharow-Preises ()
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Hirten weiden in . Meter Höhe Schafe und Ziegen vor dem mächtigen Bergmassiv des persischen Nationalberges Damāvand
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Das Schicksal des Buches
Literaturzensur im Iran

 SHAHLA LAHĲ I

A ls ich vor  Jahren als erste 
Frau meine Arbeit als Verlege-
rin begann, lernte ich beim He-

rausgeben meines ersten Buches, dass 
die größte Hürde auf diesem Weg der 
Kampf gegen die Zensur sein würde und 
dieser Kampf dauert noch immer an. 
Damals befand sich mein Land im Krieg, 
und wir standen unter wirtschaftlichen 
Sanktionen. Neben Lebensmitteln zähl-
te auch Papier zu den strategischen Gü-
tern, so wurde dessen Produktion und 
Import von der Regierung kontrolliert. 
Für den Buchdruck benötigt man Papier, 
und um Papier zu erhalten, musste die 
Buchbehörde im Ministerium für Kultur 
und Islamische Führung, auch Erschad-
Ministerium genannt, dem Druck des 
Buches zustimmen. Ich kann mich gut 
an die Herausgabe des Buches »Die Frau 
auf der Suche nach  Befreiung« erin-
nern. Das vom Kampf der Frauen vor 
und während des ersten und zweiten 
Weltkrieges in Deutschland handeln-
de Buch schien wegen der Ähnlichkeit 
zur Situation der Frauen zu Beginn der 
Islamischen Revolution eine Überfüh-
rung der geschichtlichen Aspekte in 
die Gegenwart zu sein. Insbesonde-
re die berufl ichen Einschränkungen 
wurden thematisiert. Für den Erhalt 
von  Ries, ein Ries sind  Bogen 
Papier, musste ich zusätzlich zu den 
drei Monaten, die ich in der Warteliste 
verbrachte, mein eigenes Vorwort vier 
Mal ändern.

Die Einschränkungen betrafen nicht nur 
das Papier, auch andere für den Druck 
nötige Güter waren betroff en. Aus die-
sen Gründen konnte ich in den ersten 
Jahren meiner Verlegertätigkeit nur 
zwei Bücher im Jahr herausbringen. Wir 
stellten uns vor, dass mit dem Ende des 
Krieges und der Aufhebung der Sank-
tionen auch diese Einschränkungen 
aufgehoben werden würden. Der Krieg 
endete. Papier wurde frei verfügbar. Die 
Zensur aber blieb unerschüttert beste-
hen. Ein Buch musste vor dem Druck 
zur Überprüfung der Zensurbehörde 
überreicht werden. Sie sagten ihr Ur-
teil sei lediglich konsultierender Natur, 
damit das Buch nach dem Druck keine 
Probleme bekomme. Denn das Buch 
musste, um die Druckpresse verlassen 
zu dürfen, vom Erschad-Ministerium 
eine Genehmigung erhalten. Wurde 
diese Genehmigung verweigert, so 
durfte das Buch die Druckpresse nicht 
verlassen und nicht auf den Markt ge-
bracht werden. Im Endeff ekt ist jeder 
fi nanzielle Aufwand, den der Verleger 
betrieben hat, zugrunde gegangen. Hier 
begann die »Selbstzensur« der Autoren 
und Verleger. 

Natürlich konnte kein konkretes Ge-
setz zur Zensur existieren, denn in der 
Verfassung der Islamischen Republik 
war Zensur vor und nach dem Druck 
ausdrücklich verboten. Aber niemand 
kümmerte sich um das Gesetz, und das 
Schicksal des Buches war abhängig von 
der Tagespolitik der Regierung und dem 
Geschmack der Zensoren, die natürlich 
keinem Verleger bekannt waren. Alle 
Themen, die die Zensur betrafen, wur-
den hinter der Bühne behandelt. Der 
Verleger erhielt kein Dokument, das er 
für eine rechtliche Beschwerde nutzen 
konnte. Auf einem Stück Papier ohne 
Name und Anschrift oder Unterschrift 

wurde geschrieben, auf dieser oder je-
ner Seite müssten diese Worte, jene Sät-
ze oder ganze Seiten und Abschnitte 
entfernt werden. Bei Büchern, deren 
Druck komplett verboten war, wurde 
der Verleger mündlich informiert.

Verbotene Themen umfassten 
Frauenfragen, jedwede Kritik an  bür-
gerlichen Rechten, Freiheit, Menschen-
rechte, Demokratie, Antimilitarismus, 
von Klerikern geführte Institutionen, 
Frauenliteratur, Liebe und romantische 
Beziehungen vor der Ehe, Scheidungs-
gesuch seitens der Frau, Worte wie 
»Kuss«, Tanz, alkoholische Getränke, 
voreheliche sexuelle Beziehungen und 
sogar sich bei den Händen halten. Auch 
geisteswissenschaftliche, geschichtliche 
oder psychologische Bücher, insbeson-
dere welche von Freud oder über Sozi-
alwissenschaften, die Entstehung der 
Menschheit und viele weitere Themen, 
von denen wir nichts verstanden, die die 
Zensoren aber als zu individualistisch 
einstuften, wurden verfemt. 

Gründe wurden nicht genannt. Ver-
handeln hatte keinen Zweck, beson-
ders bei Frauenfragen und politischen 
Themen.

Dieser Zustand hielt bis zur Über-
nahme der Regierung durch Mo-
hammad Khatami an. Als Ataollah 
Mohajerani Erschad-Minister wurde, 
hat sich die Situation verbessert. Viele 
bis dahin verbotene Bücher wurden ge-
nehmigt. Sogar das Ministerium selbst 
hat ein Buch über Verletzung der Ver-
fassung und Fälle von Zensur in der 
vorherigen Regierung herausgegeben. 
Ich kann mich erinnern, dass mein Ver-
lag  beschlagnahmte Bücher hatte, 
die allesamt genehmigt wurden. Eine 
vermilderte Zensur hielt dennoch an. 
Raum zum Feilschen gab es aber auch.

Aktuell hat sich die Lage aber zu 
Vor-Khatami-Zeiten, schlimmer sogar, 
zur Ahmadinedschad-Ära zurückent-
wickelt. Für die Grundpfeiler der Kultur 
wie Literatur, Film, Theater und Bilden-
de Künste war dies ein Albtraum. Das 
Schlimme ist, dass während der Amts-
zeit von Mahmud Ahmadinedschad ein 
regulatorisches Gesetz erlassen wurde. 
Demnach hätten Verleger und Autor 
eine Straftat begangen, sollte ihr Buch 
keine Druckgenehmigung erhalten. Vie-
le Beamte in leitenden Positionen des 
Erschad-Ministeriums, die gnadenloser 

Zensur widersprachen, wurden vor Ge-
richt gebracht und entlassen. Außer-
dem besagte dieses Gesetz, dass jedes 
Mal, wenn ein Buch verboten wird, der 
Verleger einen Strafpunkt erhalten 
würde. Im Falle einer Anhäufung von 
Punkten steht es dem Ministerium zu, 
die Arbeitserlaubnis des Verlages zu 
entziehen. Das Gesetz wurde auf viele 
Verleger angewandt, und ihre Verlage 
befanden sich eine Zeit lang in Unge-
wissheit. Einer der mutigeren Verle-
ger erreichte durch eine Beschwerde 
beim Verwaltungsgericht die Aufhe-
bung des temporären Arbeitsverbots. 
Das Erschad-Ministerium antwortete 
jedoch, es sei nicht verpfl ichtend, das 
Urteil auszuführen, und der Fall blieb 
ungeklärt.

In den letzten zwei Jahren der Ahma -
dinedschad-Regierung warteten hun-
derte Bücher auf eine Genehmigung im 
Ministerium. Viele Filme, die sogar in-
ternational ausgezeichnet waren, wur-
den beschlagnahmt, viele Regisseure 
inhaftiert und Theatervorführungen 
gestoppt. Zahlreiche Schriftsteller 
haben das Land verlassen. Ich selbst 

hatte in diesen zwei Jahren  Bücher, 
die im Ministerium auf eine Geneh-
migung warteten. Teilweise hatten 
diese Bücher bereits eine permanente 
Druckgenehmigung erhalten, die je-
doch wieder für ungültig erklärt wurde. 
Als Präsident Rohani mit den Stimmen 
des Volkes die Regierung übernahm – 
ich habe ebenfalls für ihn geworben – 
waren wir voller Hoff nung, dass sich 
die Situation ändern würde. Über jene 
 Bücher setzte ich mich mit dem 
Erschad-Minister in Kontakt. Er sag-
te: »Falls möglich, werde ich handeln«, 
aber er tat nichts. Ich wandte mich an 
den Staatssekretär für Kultur. Er leitete 
mich weiter zum Generaldirektor. Der 
Direktor sagte, nicht alles läge in seiner 
Hand. Ich erzählte es dem zuständigen 
Sachbearbeiter. Er sagte, die Befehle 
kämen von woanders. Am Schluss hat 
keines der  Bücher, die größtenteils 
wissenschaftliche Abschlussarbeiten 
meistens zu Frauenfragen waren, eine 
Genehmigung erhalten. Gründe für die 
Verbote wurden nicht genannt. Viel-
leicht hat sich in der Rohani-Regierung 
die Lage für manche Verlage verbessert. 

Vor allem, wenn ihre Bücher keine der 
oben genannten kritischen Bereiche 
zum Thema machen.

Aber momentan ist das besorgnis-
erregende die Aufl age, die  oder 
gar  Bücher erreicht hat. Dies ist 
für eine Nation von fast  Millionen 
Bürgern, davon größtenteils Jugendli-
che und junge Akademiker mit hoher 
Bildung, eine Katastrophe. Die wirt-
schaftliche Lage hat zum Entfernen des 
Buches aus dem Einkaufskorb vieler Fa-
milien geführt. Doch der größte Grund 
für die fehlende Vorliebe für Bücher ist 
die aufgrund von Zensur verloren ge-
gangene Achtung. Es zeigt sich für das 
Buch das gleiche Schicksal, das der Film 
und jeder weitere Aspekt der Kultussze-
ne erlitten hat.

Arbeitet Hassan Rohani nicht unmit-
telbar auf Reformen zu, erwartet ihn ein 
politischer Abgang, wie ihn Mohammad 
Khatami erleben musste.

Shahla Lahĳ i ist Verlegerin, 
Schriftstellerin, Übersetzerin und 
Direktorin des Verlagshauses 
Roshangarān (Aufklärer)

 Freiheit? Was ist Freiheit!?
Über die Aspekte und unterschiedliche Defi nitionen des Begriff s Freiheit 

MAHMUD DOULATABADI

A ls Schriftsteller besteht mei-
ne Freiheit aus mehreren 
Aspekten. Der erste ist, an 
die Abwesenheit der Freiheit 

zu glauben.
Dies behaupte ich aus reinem Re-

alismus und aufgrund meiner Erfah-
rungen. In den politischen Systemen 
der dritten Welt ist »Freiheit« nur noch 
ein leerer Ausdruck und weiter nichts.

Im Laufe meines Lebens ließ ich 
mich nie von Parolen der politischen 
Parteien wie »Freiheit« und »Gerech-
tigkeit« verführen. Ich glaube an die 
Vergänglichkeit dieser Slogans, obwohl 
ich der Meinung bin, dass soziale Frei-
heiten in einer bürgerlichen Gesell-
schaft ohne politische Parteien nicht 
erreichbar sind.

Aus der Geschichte meines Landes 
habe ich gelernt, dass der Begriff  »Frei-
heit« den politisch-wirtschaftlichen 
Mächten entsprechend unterschiedlich 
defi niert wird. Dennoch habe ich stets 
an mein Land und das Volk gedacht und 
zu ihnen geschrieben. Dies habe ich 
mit hoher innerer Zufriedenheit getan.  
Voltaire sagte ebenfalls, die Freiheit 

könne mit Unwissenheit nicht erlangt 
werden. Daher ziehe ich es vor, anstatt 
des diff usen Begriff s der »Freiheit«, das 
Prinzip des Gesetzes zugrunde zu le-
gen, denn das Gesetz ist explizit, wenn 
auch interpretierbar. 

Meine Forderungen – wie die vieler 
anderer Kunstschaff enden – basieren 
auf dem Gesetz, jenes Gesetz, das mei-
ne / unsere Zustimmung durch Stimm-
zettel erhalten hat. 

Zu Beginn meiner Tätigkeit als 
Schriftsteller und noch bevor ich mich 
als solcher fi nden konnte, wurde ich 
von der Monarchie eingekerkert. Sie 
versuchte, mich für ihre propagandis-
tischen Zwecke zu instrumentalisieren 
und mich gegen meinen Willen zu ei-
nem Werkzeug des Polizeistaates zu 
machen. 

Nach meiner Freilassung bemüh-
te ich mich bei jeder Gelegenheit, die 
Menschen zur Wachsamkeit aufzurufen. 
Selbstverständlich zog ich die Miss-
gunst des neuen politischen Systems, 
das sich allmählich etablierte, auf mich. 

Es dauerte nicht lange, bis mir alle 
persönlichen und sozialen Rechte ab-
gesprochen wurden. Dieser Zustand 
hält seit  Jahren an.

Es bedarf keiner Erklärung, dass die 
sozialen Rechte des Menschen basie-
rend auf seinen sozialen Tätigkeiten 
defi niert werden. Ich verlor meinen 
Lehrstuhl an der Universität und meine 
Werke, die einst den Stempel »nicht 
genehmigt« erhielten und diesen noch 
heute besitzen. Dies ist gleichbedeu-
tend mit dem Verschwinden eines 
Autors oder eines Künstlers aus der 
Gesellschaft.

Zum Glück hatten meine Schriften 
bereits eine gewisse Bekanntheit er-
langt, sodass eine Verfemung meiner 
Werke nicht mehr möglich war.

Meine Arbeiten wurden auch in 
andere Sprachen, überwiegend ins 
Deutsche, übersetzt und haben die An- 
erkennung der Leser gefunden. Zu 
meiner Verwunderung wurde das leider 
prompt gestoppt und die wichtigsten 
Schriften wurden aus »Vertragsgrün-
den« nicht gedruckt. Die Schwierigkei-
ten sind auszuhalten, wie ich es in der 
Vergangenheit getan habe und heute 
noch tue. Ich habe sicherlich nicht vor, 
vor Kummer einzugehen!

Trotz alledem glaube ich an Ber-
trand Russells Worte: »Meine Frei-
heit endet dort, wo die Freiheit des 

Anderen beginnt«. Außerdem glaube 
ich, die Freiheit einer Person fi ndet 
nur dann einen Sinn, wenn es den 
Anderen gibt. Wenn man aus der Ge-
sellschaft ausgeschlossen wird, dann 
gibt es den »Anderen« nicht mehr und 
die Grenzen des Eigenen können nicht 
mehr festgelegt oder gar eingehalten 
werden. 

Es ist so, dass ich keine Vorstellung 
von sozialen Freiheiten mehr besitze. 
Insofern sehe ich mich auch nicht in 
der Lage, die Grenzen meiner Frei-
heit als Person oder als Schriftsteller 
defi nieren zu können. Ich habe auch 
kein Gesetz oder Gegebenheiten auf 
dieser Welt gefunden, die nicht nach 
den politischen Machtverhältnissen 
geändert wurden. 

Daher ersetze ich die leeren Schlag-
worte mit Prinzipien, auf die ich mein 
Leben aufgebaut habe: die endlose 
unbeschränkte Freiheit beim Schrei-
ben, und das bedeutet Überwältigung; 
überwältigen der eigenen Schaff ungs-
kraft, die mir von Gott geschenkt wor-
den ist. 

Mahmud Doulatabadi ist Schriftsteller, 
Schauspieler und Bibliothekar 

Gründe wurden nicht 
genannt. Verhandeln 
hatte keinen Zweck, 
besonders bei Frauen-
fragen und politischen 
Themen

Akhtar hat ihren Sohn im irakisch-iranischen Krieg (-) verloren, mittels dieses Bildes hoff t sie ihn seit gut  
Jahren wiederzufi nden
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Iranische Hochzeitstraditionen reichen viele Jahrhunderte zurück in die Zeit der vorislamischen Zoroastrier. Junge 
Paare legen heute für die Trauung gerne westliche Kleidung an
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Klappe und Action – und Zensur
Im Gespräch mit Manishe Hekmat und Pegah Ahangarani über die iranische Filmindustrie

Manishe Hekmat wurde  in Arak 
geboren. Mit  begann sie an Filmen 
mitzuwirken.  zog sie nach Teheran 
und arbeitete als Ausstatterin, Sekre-
tärin und Regieassistentin.  hat 
sie ihren ersten von  Filmen gedreht. 
Heute arbeitet sie als Produzentin und 
Regisseurin. 
Pegah Ahangarani, , wurde als -Jäh-
rige durch die Hauptrolle in dem Film 
»Das Mädchen mit Stoff schuhen« be-
kannt. Danach spielte sie unter der 
Regie ihrer Mutter Manishe Hekmat 
in dem Spielfi lm »Das Frauengefäng-
nis« mit.  unterstützte sie bei der 
Präsidentenwahl öff entlich Mirhossein 
Mousavi. Sie wurde verhaftet und zu 
einem Jahr Haft verurteilt. Das Urteil 
wurde ohne Angabe von Gründen fallen 
gelassen. Als Schauspielerin hat sie in 
über  Spielfi lmen mitgewirkt. Außer-
dem produziert sie Dokumentarfi lme.

Frau Hekmat, Ihr erster Spielfi lm 
»Das Frauengefängnis« war ein 
Politdrama und wurde ein Kassen-
schlager. 
Manishe Hekmat (MH): Ja, der Film 
hat viel Lob eingeheimst. Er gehörte 
zu den drei nach der Revolution ge-
drehten iranischen Spielfi lmen mit 
der häufi gsten Teilnahme bei interna-
tionalen Filmfestspielen. Zwei Jahre 
war er beschlagnahmt und durfte 
nicht gezeigt werden. Er unterlag 
massiver Zensur. Trotzdem wurde er 
zum Kassenschlager und wird heute 
in manchen Filmakademien als Refe-
renzfi lm gezeigt.
Ich hatte die Gelegenheit, über  
Jahre den Frauentrakt des Evin-Ge-
fängnisses in Teheran zu beobachten. 
Der Film beschreibt, wie Gefangene 
und ihre Wärterinnen miteinander 
umgehen und schließlich unbewusst 
die Rollen tauschen. Ich zeige auch, 
wie die Häftlinge im Laufe der Jahre 
immer jünger werden und wie sich die 
Gründe für ihre Verurteilung ändern. 
Der Gefängnistrakt refl ektiert wie 
ein Spiegel die Entwicklung unserer 
Gesellschaft.

Frau Ahangarani, Ihre Filmkarrie-
re hatte einen steilen Start. Gleich 
ihre erste Hauptrolle schlug richtig 
gut ein. 
Pegah Ahangarani (PA): »Das Mäd-
chen mit Stoff schuhen« war der erste 
Film, der sich in dieser Form mit den 
Sorgen der Jugend befasste. Der Film 
handelt von einem jungen Mädchen, 
das Probleme mit seiner Familie hat. 
Es verliebt sich in einen Jungen und 
haut von zu Hause ab. Zumindest für 
einen Tag. Es geht also darum, was 
das Mädchen innerhalb dieser  
Stunden alles in der Stadt erlebt und 
sie schließlich nach Hause zurück-
kehren lässt. 

Welche Art von Filmen kommen in 
der Islamischen Republik gut an? 
MH: Ich habe viele Filme produziert, 
sowohl sozialkritische als auch Komö-
dien oder Kinderfi lme. Der Kinderfi lm 
»Die Stadt der Mäuse« hat  einen 
Verkaufsrekord in der iranischen 
Filmgeschichte aufgestellt.
In Zeiten der Hoff nungslosigkeit 
ziehe ich es vor, Komödien zu pro-
duzieren. Ich möchte den Menschen 
damit etwas Energie geben. Die Fa-
milien sollen mit ihren Kindern aus 
ihren Häusern gehen, sich zusammen 
den Film anschauen und ein wenig 
lachen. Ich denke, diese kleine Ge-
meinschaftsunternehmung kann ih-
nen etwas Kraft für den harten Alltag 
geben. Ich fühle, was die Gesellschaft 
eigentlich braucht: klatschen, lachen, 
Freude erleben. Ich glaube, es gibt 
eine große Kluft zwischen den Fami-
lienmitgliedern. Die Eltern müssen 

aus wirtschaftlicher Not heraus Tag 
und Nacht arbeiten. Die Kinder leben 
mehr und mehr mit ihrem Smart-
phone. Das ist Grund zur Sorge.
PA: Liebesfi lme funktionieren im Iran 
überhaupt nicht. Sie können nicht 
richtig dargestellt werden. Wie oft 
soll man denn die Liebe in Blicken 
ausdrücken? Es braucht mehr als das! 
Wir haben nicht viele romantische 
Filme im iranischen Kino. Liebesfi lme, 
wie man sie sonst auf der Welt kennt, 
haben wir gar nicht. Die Filme wirken 
lächerlich. Mir ist das oft passiert: 
Die romantischen Szenen wirken 
lächerlich. Wie oft soll man denn Lie-
besbekundungen machen? Nur das ist 
möglich, und dabei kann man noch 
nicht einmal alles sagen, was man 
möchte. Sogar die Wortwahl hat ei-
nen bestimmten Rahmen. Berührun-
gen sind vollkommen ausgeschlossen. 
So wirken die Liebesszenen unecht, 
sie funktionieren nicht. Liebesbezie-
hungen gibt es in Filmen meist als 
Nebenhandlung, aber nur sehr selten 
als das Hauptthema.

Wie sieht der erste Schritt für ei-
nen Film aus?
MH: Zuerst muss man jemanden 
fi nden, der bereit ist, den Film zu 
fi nanzieren. Der Regisseur braucht 
vom Ministerium für Islamische Kul-

tur und Führung, kurz Erschad, eine 
Arbeitserlaubnis. Darüber entscheidet 
ein spezielles Gremium. Dann muss 
das Drehbuch dem Erschad-Ministe-
rium vorgelegt werden. Sie behaupten, 
das sei in der Welt so üblich. Manch-
mal werden wir von dem Rat vorge-
laden und sie teilen uns mit, dass es 
nicht in ihrem Interesse ist, diesen 
Film zu drehen.

Ist der Film damit abgelehnt und 
das Projekt tot?
MH: Der Rat kann »Korrekturen« 
vorschlagen. Sie fordern Änderungen 
im Drehbuch. Jetzt muss man sich 
überlegen, wie man diesen Forderun-
gen gerecht werden kann. Vielleicht 
leidet darunter das ganze Drama und 
die Personen und ihre Beziehungen 
zueinander müssen neu ausgerichtet 
werden. Manchmal sind die Forderun-
gen dermaßen weitgehend, dass man 
sagt, vergiss es, wir schauen uns nach 

einem anderen Drehbuch um.
PA: Die Risikobereitschaft der Pro-
duzenten ist stark zurückgegangen. 
Wahrscheinlich zu Recht. Momentan 
habe ich vier Filme, die keine Vor-
führgenehmigung haben. Sie sind et-
was von dem Mainstream abgewichen, 
sie hatten eine andere Perspektive. 
Solche Filme kommen nicht ins Kino.

Welche Änderungen werden ver-
langt? Wo sind die roten Linien?
MH: Die Leute im Filmgeschäft mei-
den sicherheitspolitische Fragen. 
Nach über  Jahren kennen wir die 
roten Linien. Unabhängige Filme-
macher kümmern sich mehr um die 
sozialen Probleme. Den offi  ziellen 
Statistiken nach werden diese Proble-
me ständig bedrohlicher. Wir machen 
keine politischen Filme. Politische 
Filme werden nur von regimenahen 
Leuten gemacht. Indem uns die Leute 
vom Erschad korrigieren, wollen sie 
sagen, wir sind besser als ihr, wir wis-
sen es besser als ihr. Ich glaube, das 
passiert zum Teil auch unterschwellig.

Welche Themen dürfen nicht ange-
sprochen werden? 
MH: Drogensucht, Aids, Scheidung 
und Ehebruch. Man fängt an, eine Ge-
schichte oder ein Drama zu erzählen. 
Wir dürfen die Geschichte aber nicht 

bis zum Ende erzählen. Irgendwo 
müssen wir aufhören. Wir schneiden 
ein Problem an, können aber nicht 
zeigen, wie es zu Ende geht. Wir dür-
fen diese Themen nicht aussprechen. 
Unser Kino redet unverständlich. 
Wir fangen eine Geschichte an und 
müssen dann Halt machen. Das ist 
gekniff en, das ist kein Film, auch 
wenn wir internationale Preise dafür 
bekämen. Das führt zu Enttäuschung 
bei den unabhängigen Filmemachern 
und daraus gibt es keinen Ausweg. Es 
ist wie eine Mauer. Manchmal ist sie 
aus Beton, manchmal nur aus Stoff . 
Was zwischen uns und dem Publikum 
steht, hat einen Namen: Zensur. Das 
Erschad-Ministerium lässt nicht zu, 
dass wir unmittelbar mit unseren Zu-
schauern interagieren können, wie es 
sonst in der Welt geschieht.
PA: Man darf sich nur in dem Rahmen 
bewegen, der dir von der »gesell-
schaftlichen Atmosphäre« – so wird 

das dann verbrämt – vorgegeben wird. 
Man kann nicht plötzlich einen Film 
machen, der diesen Rahmen sprengt. 
Man riskiert, dass dieser Film keine 
Genehmigung erhält. Produzenten 
gehen dieses Risiko nicht ein.
MH: Ein Direktor des Ministeriums 
hat mir einmal gesagt: Warum sollen 
wir dich unterstützen? Wenn du un-
sere Ideen verfi lmst, dann kannst du 
kommen und Unterstützung erwarten, 
dann kriegst du Geld und Möglichkei-
ten und wir schicken deine Filme zu 
internationalen Wettbewerben.

Wie können sie unter diesen un-
gleichen Bedingungen bestehen?
PA: Viele Filme bekommen Finanzie-
rungsprobleme und die Dreharbeiten 
werden unterbrochen. Der Produzent 
hatte z. B. mit einem Kredit oder mit 
Sponsoren gerechnet. Da läuft etwas 
schief und es kommt zum Stillstand. 
Besser ist es, am Anfang das Budget 
zu sichern, und dann erst anzufangen. 
Denn ich gehe eine Verpfl ichtung ein. 
In der Zeit, wo ich für diesen Film 
zur Verfügung stehen muss, kommen 
Vorschläge für zehn weitere Filme, die 
ich ablehnen muss.
MH: Die »offi  ziellen« Filme kennen 
keine Finanzierungsprobleme. Auch 
die Vermarktung stimmt. Sie werden 
massiv beworben, freie Eintrittskar-

ten werden verteilt. Wir können nicht 
groß für unsere Filme werben, noch 
können wir Karten verschenken. Un-
gleichheit herrscht in der Produktion, 
in der Werbung und in der Vorfüh-
rung. Wir haben uns daran gewöhnt. 
Und gerade das tut mir leid. Wir den-
ken, so ist das Leben.

Wie geht es weiter, wenn ein Film 
fertig ist?
MH: Wer das Drehbuch genehmigt 
hat, hat mit dem Endprodukt nichts 
mehr zu tun. Ein anderes Gremium 
entscheidet über den Film. Hier läuft 
alles nach persönlichem Geschmack, 
es gibt keine konkreten Vorschriften 
und Richtlinien. Eine Gruppe von 
Beamten setzt sich zusammen und 
befi ndet über deine Arbeit. Das ist 
sehr erniedrigend und stört mich 
unheimlich. Ein paar Zensurbeamten 
sammeln sich und wollen die Vorführ-
genehmigung ausstellen und wollen 

zur Schau stellen, dass sie klüger 
sind als wir. Zensur wird uns dann als 
Korrektur »in ihrem Interesse« ver-
kauft. Manchmal will ich meinen Kopf 
gegen die Wand schlagen. Jeder neue 
Direktor bringt eine Gruppe von Kul-
turbeauftragten mit und dann dürfen 
wir nach dem Gutdünken der neuen 
Gruppe Filme machen.

Wenn Sie das Geld für einen Film 
zusammenbekommen, sind sie 
mit den heutigen technischen 
Möglichkeiten nicht mehr auf alte 
Ausspielwege angewiesen. Welche 
Auswirkungen hat das?
MH: Zensur greift tatsächlich nicht 
immer und überall. Filme können 
heute via Internet überall gezeigt 
werden. Ein Film ist an sich keine 
Bedrohung für das Land. Er ist keine 
politische Bewegung. Wenn ein Film 
durch die vielen Eingriff e unver-
ständlich geworden ist, könnte ich 
nachdrehen. Aber ich bin dann oft 
zermürbt und verzichte darauf. Des-
halb werden die Filme unverständlich, 
holprig. Man fängt mit viel Energie 
an und bei dem Gremium verliert 
man den letzten Tropfen Energie, als 
ob sie mit einer Spritze rausgesogen 
wird. Hier will man nur den Film be-
enden und abschließen.

Warum sind iranische Filme trotz 
der vielen Probleme international 
relativ erfolgreich?
MH: Ich war bisher sehr kritisch. 
Aber wir dürfen nicht vergessen, dass 
die iranische Filmindustrie etwas 
Besonderes ist. Wir dürfen z. B. 
unsere zahlreichen Regisseurinnen 
nicht übersehen. Wir haben über 
 Regisseurinnen. Ich glaube nir-
gendwo gibt es im Verhältnis zur 
Bevölkerungszahl so viele Regisseu-
rinnen. Sicher nicht in Asien und im 
Nahen Osten. Auch ihre Präsenz in 
anderen Feldern der Filmindustrie 
ist sehr hoch. Iranische Filmemacher 
haben eine sehr humanistische 
Weltsicht. Ihre Geschichten beschäf-
tigen sich stark mit gesellschaft-
lichen, aber auch mit globalen 
Problemen.

Welche Zukunft hat die iranische 
Filmindustrie?
PA: Ich beobachte eine Antriebslosig-
keit – in der Filmindustrie wie auch 
in der Bevölkerung. Ja, auch in der 
Regierung. Mit Antriebslosigkeit mei-
ne ich fehlende Ambition, den feh-
lenden Willen zum Handeln. Ich sehe 
viele junge Menschen, die z. B. in so-
zialen Medien wie Facebook um sich 
schlagen. Ich verstehe, wo das her-
kommt: Sie werden verrückt von die-
sem fehlenden Handlungswillen. Die-
se Antriebslosigkeit wandelt sich zu 
Wut und Aggression. So geht es allen, 
der Regierung, dem »Haus des Films«, 
alle sind lethargisch. In einer solchen 
Stimmung in der Gesellschaft, kann 
man nicht erwarten, dass sich etwas 
im iranischen Kino tut.
MH: Viele Filme werden hier nicht 
mehr gezeigt. Sie werden weltweit 
vertrieben. Früher war es doch nicht 
möglich, fünf große Filmrollen in 
die Tasche zu stecken und über die 
Grenzen zu schaff en. Wir tun nach 
wie vor unsere Arbeit. Die zustän-
digen Herrschaften sollten klug ge-
nug sein, sich anzupassen. Ich denke 
etwas Neues ist im Verzug. 
Die neuen Mittel, die neue Techno-
logie defi niert die Begriff e anders 
und drängt auf neue Strukturen.

Die Fragen stellte Reinhard 
Baumgarten. Er ist ARD-Hörfunk-
korrespondent für den Iran und hat ein 
Büro in Teheran
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 Prozent der Iraner gelten offi  ziell als Anhänger der Zwölfer-Schia. Es gibt ca. . armenische Christen, . 
Juden, . Zoroastrier und  Millionen Sunniten im Land
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Die neue Brücke 
Teherans
Pol-e-Tabiat –  
Architektur, die Menschen 
zusammenbringt 

RICCARDA CAPPELLER 

S tädte und Lebensräume werden 
häufi g nur noch für Autos geplant 
und gebaut, nicht so sehr für die 

Menschen, die darin agieren. So ent-
stehen Räume, die für Fußgänger un-
zugänglich sind und das soziale Leben 
in der Stadt erschweren. Besonders die 
großen Metropolen werden zu Auto-
städten, in denen der Mensch unter-
geordnet ist. So beschreibt die junge, 
iranische Architektin Leila Araghian 
auch ihre Heimatstadt Teheran. Sie 
gehört zu einer neuen Generation von 
Architekten und sieht ihr Fachgebiet 
als kulturellen Akt, der es ermöglicht, 
neue Paradigmen zu schaff en, die un-
sere Gesellschaft nachhaltig verändern.

Mit fast  Millionen Einwohnern 
leben in der Metropole Teheran ca.  
Prozent der Landesbevölkerung. Meh-
rere Highways bestimmen das Bild der 
Stadt. Sie durchkreuzen unter anderem 
einen  Hektar großen Bereich im 
Norden, der im Masterplan von  
zu einem öff entlichen Freizeitgebiet 
erklärt wurde.

Vor acht Jahren fand hier ein Wett-
bewerb zur Weiterentwicklung dieses 
Standortes statt. Dabei wurde nach Vor-
schlägen gesucht, um das durchtrennte 
Stadtgebiet zwischen Teleghani Park 
und Abo-Atash Park wieder zu verknüp-
fen. Durch eine besondere Form, ein 
Symbol, sollte dem gesamten Gebiet 
eine neue Identität gegeben werden. 
Araghian studierte damals noch, nahm 
aber trotzdem an diesem Wettbewerb 
teil und gewann ihn mit ihrer Idee für 
die Brücke Pol-e-Tabiat. So entstand an 
dieser Stelle das erste Großprojekt der 
Iranerin, das heute neben dem Azadi 
Tower zu einem Symbol moderner Ar-
chitektur Teherans geworden ist.

Die »Natur-Brücke«, »tabiat« bedeu-
tet übersetzt Natur, ist ein positives Er-
gebnis architektonischer Gestaltung 
von öff entlichem Raum. Sie ist ein Bau-
werk, das von den Bewohnern Teherans 
nicht nur respektiert, sondern auch gut 
angenommen und genutzt wird. Man 
versammelt sich zum Spazieren gehen, 
Sport machen, Diskutieren, Essen, um 
an der frischen Luft zu sein und den 
Ausblick auf die Stadt zu genießen. Es 
ist ein Ort der Begegnung und ein Ort 
für die Menschen, der nicht durch den 
Verkehrsbetrieb gestört wird, sondern 
vielmehr über ihm steht. Hier dominiert 
der Fußgänger über das Automobil.

In enger Zusammenarbeit mit dem 
italienischen Ingenieurbüro Matteo 
Maff eis und den Kollegen Araghians 
bei Diba Tensile Architecture entstand 
der Entwurf für die Brücke. Drei Jahre 
vor dem großen Durchbruch, der durch 
das Brückenkonzept gelang, hatte ihr 
Studienfreund Alireza Behzadi dieses 
Büro für Membranstrukturen gegründet. 
Nach den ersten Projekten und Expe-
rimenten an der Nähmaschine begann 
sich das Unternehmen zu entwickeln 
und zu professionalisieren. In dem Frei-
zeitgebiet im Norden der Stadt hatte die 
Gruppe bereits kleinere Bauvorhaben 
wie ein Amphitheater und eine Brücke 

mit schattenspendenden Textilstruk-
turen realisiert. Die erfolgreiche Um-
setzung dieser Pavillonarchitekturen 
und die dadurch bereits erworbene 
Ortskenntnis führten zur Teilnahme am 
Wettbewerb der Brücke. Beide Gebilde 
erinnern an die Seilnetzkonstruktio-
nen Frei Ottos, der als Meister dieser 
Architekturformen gilt. Sein Bauen mit 
minimalem Materialaufwand, die Ver-
bindung von Technik und ökologischem 
Denken sowie die leichten, zeltartigen 
Gebilde haben sowohl die Forschung 
als auch die Praxis der Architektur sehr 
geprägt. Im Iran ist diese Art zu bauen 
neu und unkonventionell. Die jungen 
Architekten von Diba Tensile Architec-
ture haben es sich zum Ziel gesetzt, mit 
Materialien und Strukturen zu arbeiten, 
die im Iran noch neu sind, in anderen 
Teilen der Welt aber bereits vielfach 
verwendet werden. Es geht ihnen nicht 
um das Übliche, für den Iran typische, 
sondern um innovative Projekte, die 
sowohl die Stadt Teheran als auch den 
Iran ein Stück weiterbringen.

Teheran wird nicht nur von Ver-
kehrswegen durchkreuzt, sondern in 
vielen Nachbarschaften fl ießen auch 
kleine Flüsse. Leila Araghian beschreibt 
eine dieser Situationen so: »Ich lief 
mit einem Freund herum und an einer 
kleinen Brücke entdeckten wir, direkt 
vor einem Haus, ein Sofa, das wir auf 
die Brücke zogen und uns daraufsetz-
ten. Mir wurde bewusst, dass man es 
gewohnt ist, Brücken zu überqueren, 
aber nur selten darauf verweilt. Wenn 
man doch einmal stehen bleibt und sich 
umschaut, entdeckt man neue Perspek-
tiven und gewinnt andere Eindrücke 
und Bilder als vom Anfang oder Ende 
der Brücke aus«.

Aus der Erinnerung an diese Begeg-
nung und die dort geschaff ene Atmo-
sphäre entstand die Idee für das neue 
Brückenprojekt Pol-e-Tabiat. Soziale 
Aspekte und die Frage nach den Mög-
lichkeiten, die ein öff entlicher Raum 
zu bieten hat, was dieser also »tun« 
kann, waren zunächst wichtiger, als 
das endgültige Design der Brücke. Die 
Architekten versuchten das, was für den 
Menschen wichtig ist – ob physischer 
oder psychischer Natur, in den Entwurf 
zu integrieren und umzusetzen. Die-
ser Gedanke stammt von dem japani-
schen Architekten Fumihiko Maki, den 
Araghian in ihrem Ted-Talk im April 
 zitierte. Dessen Verständnis von 
der Aufgabe eines Architekten ist es, 
Räume zu schaff en, die auch mensch-
liche Bedürfnisse erfüllen, die nur im 
Unterbewusstsein existieren. Wie viele 
Menschen würden z. B. eine  Meter 
lange Fußgängerbrücke, die  Meter 
über einer Autobahn schwebt, von 
vorneherein als positiv bewerten und 
für eine Umsetzung plädieren? Wahr-
scheinlich nicht viele. Trotzdem wird 
der Raum, der , nach vier Jahren 
Bauzeit, fertig gestellt wurde, heute gut 
angenommen und ist als Ausfl ugsziel 
sehr beliebt.

Fünf Grundprinzipien wurden für die 
konkrete Planung festgelegt. Sie zeigen 
klare architektonische Konzepte, die 
simpel erscheinen, aber im Zusammen-
spiel eine komplexe Struktur mit den 
verschiedensten Nutzungsmöglichkei-
ten ergeben und einen Raum schaff en, 
der sehr fl exibel nutzbar und für jeden 
zugänglich ist. Die neue Brücke sollte 
ein Ort des Verweilens sein, eine Fort-
setzung des Parks ohne Alltagsstress 
und schnelles Vorübergehen. Sie soll-
te nicht nur zwei Punkte verknüpfen, 
sondern sie in die Situation integrieren. 
Heute öff net sie sich an einer Seite zum 
Park, während am anderen Ende mehre-
re Wege entstehen, die dem Spaziergän-
ger Alternativen anbieten und ihn jeden 

Besuch auf andere Weise wahrnehmen 
lassen. Eine weitere, sehr wichtige Ent-
scheidung war die organische, leicht ge-
schwungene Grundform. Die Brücke ist 
damit nicht die direkteste Verbindung 
zwischen den Parks. Vielmehr formt 
sie einen Weg, den jeder Besucher für 
sich entdecken kann – ohne das Ziel 
bereits von Anfang an zu sehen. Diese 
Form ergab sich unter anderem aus dem 
Vorsatz, nur einen minimalen Eingriff  
in der existierenden Umgebung vor-
zunehmen. Mit wenigen und sinnvoll 
platzierten Stützen sollte so viel Natur 
wie möglich erhalten werden. Wie in 
einem traditionellen englischen Garten, 
birgt der Weg Überraschungsmomente 
und immer wieder neue Perspektiven. 
Auf insgesamt drei Ebenen – einer 
Aufenthalts-, einer Transit- und einer 
Ausblicksebene, die im Gegensatz zu 
den anderen Bereichen nicht über die 
gesamte Brücke reicht – können sich 
die Besucher aufhalten und die mehr-
dimensionale Brücke über Rampen und 
Treppen erkunden. Bemerkenswert ist 
die gute Zusammenarbeit der Architek-
ten und Ingenieure, die es tatsächlich 
geschaff t haben, eine strukturelle Form 
mit der Gestaltung eines abwechslungs-
reichen Lebensraums zu verbinden. 
Wenn die Planer an dieser Stelle nicht 
zusammenarbeiten, ruinieren statische 
Elemente oft die architektonische Ge-
staltung und das Raumerlebnis.

Bei der Konzeption von Architektur 
sollte nicht wie so oft die Form und 
Gestaltung im Vordergrund stehen, 
sondern vielmehr die eigentliche Nut-
zung. Für die erfolgreiche Umsetzung 
eines spannenden Entwurfes, der im 
Alltagsleben der Menschen Platz fi n-
den soll, ist es essenziell, den Bezug zu 
menschlichen Lebensräumen herzu-
stellen und in Gemeinschaftsformen 
zu denken, die Raum zur individuellen 
Realisierung bieten und so ein Ergebnis 
erzielen, dass als gegenwärtiges Gesell-
schaftsprodukt gilt – eine sozial gepräg-
te, universale Architektur, die auch in 
der Zukunft weiter besteht.

Mit der Pol-e-Tabiat-Brücke wur-
de eine Plattform geschaff en, die dem 
Aussichtspunkt des Königs auf der 
»Kahju-Brücke« von  ähnelt. Die 
Bewohner und Besucher Teherans kön-
nen von hier aus einen Blick auf die 
Stadtkulisse werfen und gleichzeitig 
die Berge dahinter wahrnehmen. Es 
ist ein Ort sozialer Gerechtigkeit, der 
jederzeit zugängig für alle ist und das 
Gefühl vermittelt, Teil der Stadt zu sein. 
Außerdem verdeutlicht er das Recht der 
Menschen auf einen freien, öff entlich 
zugänglichen, qualitativen Raum und 
den Respekt, den ihnen die gebau-
te Umwelt entgegenzubringen hat. 
Rechte, die zwar in einer dynamischen 
Stadt wie Teheran selbstverständlich 
erscheinen, aber mit Blick auf die Po-

litik nicht unbedingt selbstverständ-
lich sind. Im Oktober dieses Jahres hat 
Araghian mit der Pol-e-Tabiat-Brücke 
den Aga-Khan-Preis für Architektur 
gewonnen. Alle drei Jahre werden mit 
dieser Auszeichnung Projekte gekürt, 
die Beispiele qualitativ hochwertiger 
Architekturen und Verbesserungen 
der allgemeinen Lebensqualität sind. 
Gleichzeitig thematisieren diese Pro-
jekte aber auch die Erwartungen und 
Wünsche in vorrangig muslimisch ge-
prägten Gesellschaften.

Als junge Architektin ist eine solche 
internationale Anerkennung natürlich 
bemerkenswert. Das Unterstreichen der 
Tatsache, dass sie eine junge Iranerin 
ist, spielt für Araghian jedoch keine 
Rolle. Zwar habe das Projekt dadurch 
mehr Aufmerksamkeit gewonnen, aber 
zum einen sei ihr Arbeitskollege ein 
Mann und zum anderen sei die Kons-
truktionswelt für beide – Männer und 
Frauen – nicht immer einfach zu meis-
tern. Wichtiger als der Preis selbst sei 
aber die Tatsache, dass das Projekt von 
der Bevölkerung angenommen wird und 
zu einem Ort des gemeinschaftlichen 
Lebens geworden ist.

Riccarda Cappeller ist freie 
Architekturjournalistin mit Fokus 
auf Projekten mit sozialem 
Hintergrund und neuen Nutzungs-
formen

Es ist ein Ort 
sozialer Gerechtigkeit, 
jederzeit zugänglich 
für alle
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Fußball ist unter iranischen Mädchen und Frauen sehr beliebt. Das Kopftuch ist Pfl icht. Männern ist das Zuschauen verboten

Irans Image vor und 
nach : Vom 
Freund zum Feind 
des Westens

Das gegenwärtige 
Iran-Image befi ndet 
sich in keinem tiefen 
Wandel

Irans Image im Wandel? 
Die auswärtige Kulturpolitik Irans im . Jahrhundert

MEHRDAD SAEEDI 

D er Iran gehört weltweit zu 
den medial regelmäßig be-
achteten Ländern. Und es 
sind mehr negativ behaftete 

politisch-gesellschaftliche Ereignisse 
der letzten dreieinhalb Jahrzehnte wie 
die Revolution, die Botschaftsbesetzun-
gen, der Krieg, die Fatwa gegen Salman 
Rushdie, das Atomprogramm, die Ho-
locaustleugnung und das Absprechen 
vom Existenzrecht Israels sowie die 
Unterdrückung der Zivilbevölkerung, 
die Irans Image in der westlichen Öf-
fentlichkeit mittel- und langfristig als 
unberechenbaren »Schurkenstaat« und 
religiöse Diktatur im Nahen Osten ge-
prägt haben. Der Iran gilt damit als real 
existierender, aber auch ideologischer 
Feind des Westens. 

Bis in die er Jahre hinein war 
das Land trotz des autoritär-grausamen 
Herrschaftsstils des Schahs und seiner 
Unbeliebtheit bis Verhasstheit in den 
er Jahren ein enger Verbündeter 
des Westens mit einem mehr oder min-
der romantisch-historischen Image, 
welches eng mit dem Image des Schahs 
selbst und seiner Familie verknüpft war. 
Der Iran, auch als das »Kaiserreich Per-
sien« bekannt, war für viele Menschen 
ein ambitioniertes Entwicklungsland 
mit einer alten Zivilisation und westlich 
orientierten Königsfamilie. Dafür spra-
chen zumindest drei Assoziationen: 
Erstens hatte die Regenbogenpresse 
großes Interesse am »märchenhaften« 
Leben des Schahs als orientalischer 
Monarch und an seinen Ehen mit der 
ägyptischen Prinzessin Fausia, der 
halbdeutschen Berlinerin Soraja Es-
fandiari und zum Schluss Farah Diba, 
die der Schah erstmals als Kunststu-
dentin in Paris kennenlernte. Zweitens 
war Farah Diba als erste »kaiserliche 
Herrscherin« des modernen Iran ne-
ben ihrem Mann auf Staatsreisen sowie 
durch ihr intensives Engagement für 
Kunst, Kultur und Bildung sowie für 
Frauenrechte im Iran, etwa durch die 
Gründung des Teheraner Museums für 
zeitgenössische Kunst mit der größ-
ten Sammlung zeitgenössischer Kunst 
außerhalb Europas und Nordamerikas 
und die Vorbereitung eines neuen Fa-
milienrechts, präsent. Demnach wurden 
iranischen Frauen von  an umfang-
reiche Rechte zugestanden. Drittens 
stan den die zwar prunkvollen und da-
mit in ihrer Art einzigartigen, aber zu-
gleich exzessiv teuren und deshalb po-
litisch hochumstrittenen Feierlichkei-
ten zum .-jährigen Jubiläum des 
Bestehens der iranischen Monarchie in 
den Ruinen der antiken Stadt Persepolis 
, bei denen hochrangige Staatsgäste 
aus fast aller Welt anwesend waren, im 
Fokus. Statt das Image des Schahs als 
Vater der Nation historisch zu veran-
kern, bewirkte das pompöse Riesenfest, 
das auch weltweit medial großes Echo 
gefunden hatte, im Nachhinein das Ge-
genteil und markierte den Beginn des 
Endes der letzten Monarchie auf ira-
nischem Boden mit Mohammad-Reza 
Pahlavi als letzten König. Mit seiner 
Flucht aus dem Iran  verblasste 
auch das kaiserlich-historische Image 
Persiens und wurde durch die irani-
sche Revolution und Ankunft Ajatol-
lah Khomeinis aus dem französischen 
Exil durch ein revolutionär-islamisches 
Image ersetzt, das bis heute dominiert. 

Kulturpolitische Selbst-
darstellungen: Vom arischen zum 
islamischen Menschenbild 

Die auswärtige Kulturpolitik im moder-
nen Iran ging stets stark mit der inlän-
dischen Kulturpolitik einher. Mit der 
Gründung der Pahlavi-Dynastie vom 
Vater des Schahs, einem Armeeoffi  zier 

namens Reza Khan, entstand  auch 
der moderne Iran nach dem Modell ei-
nes zentralistischen Nationalstaats wie 
Frankreich, allerdings mit der Despotie 
anstatt der Republik als Regierungs-
form. Vorrangiges Ziel Reza Schahs war 
eine säkulare Modernisierung des un-
terentwickelten und politisch instabi-
len Vielvölkerstaats. Dafür knüpfte man 
an das Vorbild des glorreichen vorisla-
misch-antiken Persiens, das etwa  
bzw.  v. Chr. von den Uriranern, 
den Ariern, d. h. wörtlich Menschen mit
edler Abstammung – allerdings nicht 
im rassischen Sinne wie bei den Nazis  – 
bewohnt wurde und dessen Großrei-
che weite Teile Westasiens umfassten. 
Gleichzeitig machte man den Islam 
zum Sündenbock der Unterentwicklung 
Persiens seit der Unterwerfung durch 
die muslimischen Araber im siebten 
Jahrhundert. Somit belebte man eine 
alte Komponente neu, die sogenannte 
»arische«, die zusammen mit der isla-
mischen Komponente bis heute zu den 
Grundpfeilern der kollektiven Identität 
vieler Iraner gehört. Entlang der Moder-
nisierung und Neustiftung der arischen 
Identität wurde der offi  zielle Landes-

name im Ausland umbenannt, ab  
sollte das Land nicht mehr Persien, son-
dern Iran als »Land der Arier« heißen. 
Der primäre Zweck der Umbenennung 
sollte sein, interethnischen Spannun-
gen vorzubeugen oder diese einzudäm-
men. Es sollte also signalisieren, dass 
das Land keiner einzigen Ethnie – wie 
im Falle »Persiens« suggerierend, den 

Persern – gehört, sondern allen arisch-
stämmigen Ethnien gleichermaßen. 
Man kann dieses Ereignis mit hoher 
Symbolik aber auch als ersten Akt der 
kulturpolitischen Selbstdarstellung des 
modernen Iran nach außen sehen, mit 
dem man mehr die Welt von seiner ari-
schen Abstammung überzeugen wollte 
als sich selbst. Denn historisch gesehen 
kannten die Iraner ihr Land schon fast 
immer unter Iran und nur die südirani-
sche Landschaft als »Fars«, persisch für 
Persien. Persien als Landesbezeichnung 
war selbst in der Antike eine Fremdbe-
zeichnung, die erstmals von den Grie-
chen verwendet wurde. 

Ein weiterer zentraler Akt der arisch-
vergangenheitsverherrlichenden Selbst-
darstellung der Kulturpolitik der Pahl-
avi-Dynastie war die Rede vom letzten 
Schah am Grabmal vom Kyros dem Gro-
ßen, dem Gründer des ersten Perser-
reichs im Jahr  v. Chr., im Rahmen 
der Feierlichkeiten von . Vor den 
Augen der Vertreter aller Herren Länder 
spricht Mohammad-Reza Pahlavi, offi  -
ziell der »König der Könige« bzw. »Lich t 
der Arier«, zur Seele des Kyros: »Sei un-
bekümmert im Schlaf, wir sind wach-
sam!« Damit zeigt er Kyros gegenüber 
nicht nur Hochachtung, sondern sieht 
sich selbst in seiner legitimen Nachfol-
ge und versichert ihm schließlich, dass 
Iran unter seiner Führung wieder groß 
werden wird! 

Mit der islamischen Revolution  
unter Führung von Ajatollah Khomeini 
und der Gründung der ersten modernen 
Theokratie der Welt veränderte sich die 
kulturpolitische Selbstdarstellung Irans 
grundlegend: Der Iran präsentierte sich 
der Welt von nun an als islamische, 
block frei-antiimperialistische Republik 
und machte den revolutionären Slogan 
»Nein zu Ost, nein zu West, ja zur isla-
mischen Republik« zum Leitsatz sei-
ner Außenpolitik. Darin sind also zwei 
Hauptprinzipien der iranischen Kultur-
politik im In- und Ausland enthalten: 

Orientierung am Islam und seinen Leh-
ren und zugleich Abwehr des geistigen 
Einfl usses der westlichen Zivilisation, 
wozu auch der Kommunismus als herr-
schende Ideologie des ehemaligen Ost-
blocks gezählt wurde. Gerade aufgrund 
dieser ideologischen Neupositionie-
rung gewann im postrevolutionären 
Iran das Thema der Kulturpolitik noch 
mehr an Bedeutung. Die Kulturpolitik 

wurde nachhaltig institutionalisiert. 
 wurde das »Komitee der Kultur-
revolution« gebildet, dessen Hauptauf-
gabe in der Islamisierung der iranischen 
Hochschulen bestand. Es benannte sich 
 in den »hohen Rat der Kulturrevo-
lution« um und galt seither als höchste 
Instanz der iranischen Kulturplanung 
und -politik. Er verabschiedete schließ-
lich im Jahr  die »Grundprinzipi-
en der Kulturpolitik der islamischen 
Republik Iran«. Darin wird das erste 
kulturelle Hauptziel der islamischen 
Republik so formuliert: »Gedeihen und 
Erhabenheit der islamisch-humanen 
Kultur und Verbreitung der Botschaft 
und des Wesens der islamischen Re-
volution in der iranischen Gesellschaft 
und der Welt«.

Staat versus Volk: Wer prägt das 
Image Irans mehr? 

Das Iran-Image im Ausland wurde 
sowohl vor als auch seit  von der 
Real- und Kulturpolitik Irans so stark 
mitgestaltet, dass es die Realitäten in 
Bezug auf das iranische Volkes bzw. ei-
nes Großteils dessen als widersprüch-

liches Gegenstück zum herrschenden 
System nicht widerspiegelte bzw. immer 
noch nicht tut. Das Iran-Image war und 
ist in der Tat ein zwiespältiges! Bei den 
verschwenderischen Feierlichkeiten 
 gab es sicherlich viele Iraner, die 
in Armut und prekären Verhältnissen 
lebten und sicherlich hätte ihnen ein 
kleiner Teil der ungeheuren Kosten der 
fünftägigen Show-Off -Party viel mehr 
genützt als ein arisches Selbstbild oder 
ein Auslandsimage als »stolze Perser«! 
Auch die nicht wenigen, dem Westen 
und sogar den USA freundlich gesinnten 
Iraner aus einem Land, in dem man zu 
offi  ziellen Anlässen oft genug »Tod den 
USA«-Parolen skandieren hört, trugen 
dazu bei oder seien es diejenigen, die 
sich unmittelbar nach den /-Anschlä-
gen als erste Muslime im Nahen Osten 
auf den Straßen Teherans mit dem ame-
rikanischen Volk solidarisierten oder sei-
en es die hierzulande beispielhaft inte-
grierten und säkularen Iraner. Und last 
but not least die kritischen Denker und 
Künstler, etwa die Filmemacher Jafar Pa-
nahi und Asghar Farhadi, deren Werken 
man hier mit Neugierde über eine für in 
westlichen Demokratien sozialisierte 
Menschen völlig unbekannte iranische 
Welt begegnet.  

Das gegenwärtige Iran-Image, ob 
kohärent negativ oder zwiespältig, be-
fi ndet sich schließlich in keinem tiefen 
Wandel, vielmehr ist es das westliche 
Interesse an sich für ein Land und sei-
ne Menschen, das lange isoliert war, 
es ist das Interesse für ein komplexes 
Land mit einer alten, aber turbulen-
ten Geschichte im . Jahrhundert, 
das trotz aller Schwierigkeiten darauf 
besteht, seinen Weg zu sich selbst und 
seiner Zukunft allein fi nden zu wollen.    

Mehrdad Saeedi ist Doktorand am 
Zentralasien-Seminar der Humboldt-
Universität zu Berlin und  forscht 
derzeit über die iranische Kulturpolitik 
in Zentralasien 
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Das Trommelfeuer 
der Verdammnis hatte 
nicht den gewünsch-
ten Eff ekt: Die Jungen 
sind dem Westen 
gegenüber off en

Schwieriges Leben in den Dörfern: Für diese Kinder gibt es keine Schule in dem kurdischen Dorf nahe der Grenze zum Irak

Die Weltsicht der 
Führer der Republik 
ist geprägt durch den 
Kampf gegen den 
Westen

Zwei Welten in einem Land
Die Generation nach der Islamischen Revolution und der Westen

SADEGH ZIBAKALAM

W enn ein ausländischer Beo-
bachter mit begrenzter Vor-
stellung über den Iran an 

bestimmten Tagen das Land bereisen 
würde, dann könnte er den Eindruck 
gewinnen, der Grund für die Revolu-
tion von  und die Ablehnung des 
Schah-Regimes sei der Hass der Iraner 
auf die westliche Kultur und Zivilisa-
tion gewesen. 

Nehmen wir als Reisetag mal den 
. November an. Jedes Jahr werden 
an diesem Tag die Besetzung der US-
Botschaft und der Beginn der  Tage 
währenden Geiselnahme von  Diplo-
maten durch radi kal-islamische Stu-
denten gefeiert. Während einer Reise 
im Februar kann man die zehntägigen 
Feierlichkeiten zur Erinnerung an die 
Revolution erleben. Der unvoreinge-
nommene Besucher bekommt den Ein-
druck, als ob die Iraner von Anfang an 
die Absicht gehabt hätten, den Westen 
mit den USA als dessen Führungsmacht 
zu bekämpfen. Die Demonstranten, so 
lautet die ständig wiederholte Bot-
schaft, wollten angeblich den Schah 

stürzen, weil er ein diensteifriger Büttel 
des Westens war, der dem iranischen 
Volk Kultur und Zivilisation des Wes-
tens aufoktroyieren wollte. Aber weil 
die Iraner Muslime waren und den 
Islam höher schätzten als die Werte 
des Westens, hätten sie sich erhoben, 
dem Schah die Macht entrissen und 
stattdessen die eigene islamische Kul-
tur und Ideologie durch  ge setzt. Der 
prowestliche Lakai Mohammed Reza 
Schah wurde in die Flucht geschlagen 
und dem iranischen Volk wurde durch 
die Gründung der Islamischen Republik 
eine lichte Zukunft er mög licht. So lau-
tet die offi  zielle Version der Islamischen 
Republik über Ursachen und Umsetzung 
der Revolution von .

Diese offi  zielle Haltung ist das Fun-
dament dafür, dass alle staatlichen Me-
dien, die religiösen Prediger, die Kom-
mandeure der Streitkräfte, große Teile 
der Universitätsgelehrten, die meisten 
Politiker und dem Regime nahestehen-
den Personen und Organe immer wieder 
geharnischte Parolen gegen den Westen 
und insbesondere gegen die USA von 

sich geben. Sie sind überzeugt davon, 
es gebe eine antagonistische Ansichts-
weise zwischen dem islamischen Iran 
mit seiner Weltsicht einerseits und 
dem Westen andererseits. Dieser Wi-
derspruch wird gerne auf zwei Ebenen 
dargestellt: Einer Kul turebene basie-
rend auf Philosophie und Zivilisation 
sowie einer politischen Ebene.

Um auf die vermeintlich tiefe Feind-
schaft und den unüberbrückbaren Anta-
gonismus zum Westen mit den USA an 
der Spitze hinzuweisen, wird eine lange 
Liste von Verschwörungen der Amerika-
ner gegen die Islamische Republik seit 
ihrer Geburtsstunde präsentiert.

Es beginnt mit der ersten proviso-
rischen Regierung von Mehdi Bazar-
gan. Offi  ziell heißt es, die Ameri kaner 

hätten ihre Agenten auf den wichtigen 
Posten in der von »Liberalen« geführten 
Regierung plat ziert, um die Revolution 
zum Entgleisen zu bringen. Diese Agen-
ten sollten angeblich die antiwestliche 
Haltung der Revolutionäre hintertrei-
ben. Die Verschwörung sei aber vereitelt 
worden. Danach hätten die Amerikaner 
zu einem anderen Mittel gegriff en. Die 
eth ni schen Minderheiten des Vielvöl-
kerstaats Iran wurden aufgewiegelt. 
Kurden, Turkmenen, Belutschen und 
Araber sollten gegen die Zentralregie-
rung aufgebracht werden, um einen 
Bürgerkrieg zu entfa chen. Aber auch 
diese Ver schwö rung sei von den Revo-
lutionären vereitelt worden.

Die nächste Verschwörung bestand 
der offiziellen Lesart zufolge darin, 
Mordanschläge auf die füh ren den Köpfe 
der Revolution durch die Volks-Mud-
schaheddin verüben zu lassen. Auch 
dieses groß angelegte Komplott konnte 
durchkreuzt werden.

Die Liste der Verschwörungen um-
fasst noch Putschversuche des Mili-
tärs vorwiegend unter Be tei li gung der 

Luftwaff e. Sie seien allesamt im Keim 
erstickt worden. Die Aufnahme des 
krebskranken Schahs in den USA wurde 
als feindlicher Akt ausgelegt und wei-
tere Verschwörungen seien schließlich 
von den revolutionären Studenten und 
durch die Besetzung der US-Botschaft 
verhindert worden. Dann griff en die 
USA zu anderen Mitteln: Sie hetzten 
ihren Handlanger im Irak, Saddam Hus-
sein, zu einer Militärinvasion gegen den 
Iran auf mit dem Ziel, Teile des Landes 
zu besetzen, das Regime zu stürzen und 
den Iran deutlich zu schwächen. Doch 
trotz der massiven militärischen Unter-
stützung des Iraks durch die USA und 
ihre Verbündeten in Europa sowie in 
der arabischen Welt konnte Saddam 
Hus sein seine Ziele nicht erreichen. 
Im Gegenteil: Die revolutionäre Herr-
schaft des Irans war nach acht Jah ren 
Krieg mit hunderttausenden Toten und 
großer Zerstörung erheblich gestärkt 
und geschlos se ner als vor dem Überfall 
durch Saddam Husseins Armee. 

Die Weltsicht der Führer der Islami-
schen Republik ist geprägt durch den 
Kampf gegen den Westen, ge führt von 
den USA. Das Ziel der Revolution – so 

die nach-revolutionäre Deutung – be-
stand im Kampf gegen die USA und in 
der erklärten Gegnerschaft des revolu-
tionären Islams mit dem Westen. Der 
Anti-Amerikanismus wurde faktisch in 
den Rang einer Staatsideologie erhoben. 
Diese Ideologie hilft dem Regime bis 
heute, gegen die westliche Kultur zu 
bestehen. Würde die westliche Kultur 
adaptiert, dann käme das dem Zusam-
menbruch der eigenen Ideologie gleich. 
Seit  Jahren bemüht sich die Islami-
sche Republik darum, den Konfl ikt mit 
dem Westen als unlösbar und unver-
meidbar darzustel len, als ein Kampf 
von gläubigen Muslimen, die sich 
der Unterjochung durch den We sten 
entgegen stem men. Das wird als der 
eigentliche Grund für die andauernde 
Auseinandersetzung mit den »Häreti-
kern« im Westen angeführt. Die Realität 
in der iranischen Gesellschaft, oder wie 
wir sa gen »un ter der Haut der Stadt«, 
sieht aber anders aus. Sie entspricht 
nicht dem Bild, das die Herr schenden 
der Islami schen Republik der Welt ger-
ne präsentieren.

In Wirklichkeit übernehmen die Ge-
nerationen der ersten und der zweiten 
Dekade nach der Revo lu tion in überra-
schender Weise Normen und Werte des 
Westens. Je gebildeter und je besser sie 
situ iert sind, umso stärker ist diese Ten-
denz, umso größer ist die Annährung. 
Das geschieht trotz der pausenlosen 
Pro paganda der staatlichen Medien 
und aller Organe und Angehörigen des 
Herrschafts systems gegen die westliche 
Kultur und Zivilisation.

In den vergangenen  Jahren haben 
die führenden Persönlichkeiten der Re-
publik kaum je ein positi ves Wort über 
die westliche Zivilisation und Kultur von 
sich gegeben. Im Gegenteil, sie haben al-
les getan und gesagt, um sie zu untergra-
ben, zu verleumden und zu verdammen.

Das Ergebnis ist erstaunlich. Das 
Trommelfeuer der Verdammnis hat 
letztlich das Gegenteil be wirkt. Die 
Generationen nach der Revolution sind 
gegenüber westlichen Trends, Werten 
und An schauun gen viel off ener als ihre 
Eltern. Die herrschenden Politiker der 
Islamischen Republik möch ten mei ne 
Ansichten nicht akzeptieren und sie 
als unwahr abtun. Sie behaupten, die 

neuen Genera tionen seien sehr gläubig, 
gesittet und der Republik treu ergeben. 
Der massive jährliche Braindrain von 
. bis . zum Großteil 
hochgebildeten jungen Menschen 
spricht gegen diese Einschät zung.  
Die zweite und dritte Generation nach 
der Revolution sind von dem ihnen 

verordneten Islam ent täuscht. Sie su-
chen nach Ersatz. Für meine Generation 
war der Islam die Ant wort. Die jungen 
Leute werden wegen ihrer Islam-Ent-
täuschung suchen, bis sie etwas Ande-
res gefunden haben. Die Führung der 
Islamischen Republik setzt weiter auf 
die Islamisierung des Landes und der 

Gesell schaft in allen Lebensbereichen. 
Die Scharia soll für alles der entschei-
dende Leitfaden sein. Aber es ist längst 
eine gewisse Säkularisierung im Gan-
ge. Die langsame aber stetige Säkula-
risierung im Iran ge schieht auf zwei 
Ebenen: Auf der Ebene der Herrschaft 
sowie auf gesellschaftlicher Ebene, in 
den Fa milien, unter Freunden, im ganz 
normalen Alltag. Wer andere islamische 
Länder bereist und kennt, wird schnell 
feststellen, dass dort islamische Feier-
tage mit mehr Inbrunst begangenen 
werden und Moscheen besser gefüllt 
sind als in der Islamischen Republik. 
Ende Oktober  versammelten sich 
inoffi  ziellen Zahlen zufolge mehrere 
. Menschen am Grab von Kyros 
dem Großen nahe der südiranischen 
Stadt Schiraz. Die Herrschaft war sehr 
überrascht. Sie konnte sich nicht vor-
stellen, dass sich derart viele Menschen 
trotz der massiven Kontrolle des Inter-
nets, trotz des dichtgespannten Über-
wachungssystems dort versammeln 
kön nen. Sie kann keine ausländische 
Macht wie die Amerikaner oder die »Zi-
onisten« dafür verantwort lich ma chen. 
»Kyros, du bist unser Vater, du bist un-

sere Identität«, riefen die Menschen und 
auch: »Wir sind Arier, wir beten keine 
Araber an, hoch lebe der Iran«. 

Die zweite und die dritte Generation 
nach der islamischen Revolution glau-
ben nicht mehr an die Po litik der Füh-
rung. Wenn die Herrschenden hier vom 
libanesischen Hizbollah-Chef Hassan 
Nasrallah sprechen, dann fragen viele 
junge Leute: »Wer ist das überhaupt?«. 
Die Herrscher reden von Hamas und die 
Jungen sagen: »Hamas, was bitteschön 
ist das?«. Die Füh rung sagt, die USA 
sind unser Feind. Die Jungen ant wor-
ten immer off ener: »Nein, wir glauben 
nicht, dass es so ist«.  

Nur die Zeit kann uns eine glaub wür-
di ge Antwort darauf geben, wie die Dis-
krepanz und der Konfl ikt zwischen dem 
Herr schafts appa rat und den Bürgern 
sowie zwischen Ideologie und Reali tät 
gelöst wer den können.  

Sadegh Zibakalam ist Professor für 
Politikwissenschaft an der Universität 
von Teheran und einer der führenden 
Intellektuellen des Landes
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Junge Iranerinnen suchen Nischen, um der engen Auslegung islamisch-konserva-
tiver Moral zu entkommen.
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Iranische Mädchen werden von ihrer Mutter in der Kunst des Teppichwebens unterwiesen

Das Sorgenkind Irans 
Die Lage der iranischen 
Wirtschaft

SAEED LEYLAZ

I nsbesondere nach dem Atomver-
trag zwischen der Islamischen Re-
publik Iran und den Weltmäch-
ten, scheinen die Perspektiven 

der iranischen Wirtschaft und ihre 
größere Rolle in der Weltwirtschaft 
breiter geworden zu sein. Obwohl die 
Zurückhaltung der großen europäi-
schen Bankenhäuser und staatlichen 
Handelsversicherungen weit über den 
Erwartungen der iranischen Regierung 
ist und einen erfolgreichen Auftritt 
Irans auf der Weltwirtschaftsbühne als 
Hindernis erscheint.

Etwa neun Monate nach Inkrafttre-
ten des Atomvertrages hat der iranische 
Export von Rohöl und Gaskondensaten 
überraschenderweise das Vorsanktions-
niveau erreicht, d. h. ca. , Millionen 
Barrel am Tag.  

Die Förderung von Erdgas stieg in 
den letzten drei Jahren auf  Milli-
onen Kubikmeter am Tag und dies bei 
kaum beachtlichen Investitionen in der 
Branche.

Die iranischen Öleinnahmen stürz-
ten von  Milliarden US-Dollar in  
auf , Milliarden US-Dollar in . 
Dennoch sind die heutigen Ölexport-
einnahmen fast zweimal so hoch wie 
in der gleichen Periode vor einem Jahr.

Das deutlichste Zeichen der Erho-
lung der iranischen Wirtschaft ist an 
der Wachstumsrate zu beobachten. Nach 
dem freien Fall in , als die Rate auf 
 -, Prozent zurückfi el, erreichte der 
Iran eine Wachstumsrate von , Pro-
zent in dem ersten Quartal nach dem 
iranischen Kalender, sprich April bis Juni 
. Die Wirtschaftsfaktoren lassen auf 
eine Wachstumsrate von sechs bis sogar 
sieben Prozent bis März  schließen.

Trotz alledem und auch wenn der 
Iran es schaff en würde, durch interna-
tional geführte Verhandlungen seine 
Position in der Finanzwelt auf den von 
vor den Sanktionen zu bringen, das 

Land ist mit großen Herausforderungen 
konfrontiert, genauso groß wie seine 
Chancen. Die Probleme haben ein in 
der iranischen Geschichte beispielloses 
Ausmaß. Sie können eine dauerhafte 
und ausbalancierte wirtschaftliche Ent-
wicklung des Landes stark beeinträch-
tigen und so wie heute das gesamte 
Wirtschaftsgebilde gefährden.

Das größte und existenziell wich-
tigste Problem für die Wirtschaft und 
sogar für das Herrschaftssystem ist aus 
meiner Sicht die systematische Korrup-
tion, die jeder legalen und produktiven 
wirtschaftlichen Tätigkeit zum Hinder-
nis geworden ist.

Ich denke, sie stellt eine der wich-
tigsten Barrieren für die Investition 
aus dem Ausland und auch aus inländi-
schen Quellen dar. In der Abwesenheit 
eines unabhängigen, eff ektiven und 
gesunden Justizapparats ist die Kor-
ruption im zentralen Nervensystem 
des Finanzwesens, d. h. im Bankwesen, 
nach wie vor eingenistet. Die Bemühun-
gen der Regierung von Hassan Rohani, 
strukturelle Reformen durchzusetzen, 
haben leider nur begrenzte Erfolge 
verzeichnet.

Ein Vergleich zeigt die verheerenden 
Folgen der Korruption:  In den Jahren 
zwischen  bis , d. h. in den 
Jahren nach dem Ende des iranisch-
irakischen Krieges, betrugen die De-
viseneinnahmen des Irans insgesamt 
nur  Milliarden US-Dollar, die Nati-
onalwirtschaft wuchs jedoch um gan-
ze  Prozent. In den drei Jahren der 
Rohani-Regierung,  bis , wird 
aber die Wachstumsrate nicht die Acht-
Prozent-Marke überschreiten und das 
reale, also infl ationsbereinigte Brutto-
inlandsprodukt, wird erst im Frühjahr 
 den Stand von  erreichen.

Die starke Regression der iranischen 
Wirtschaft hat noch zwei weitere, auch 
neu entstandene Probleme: geringe 
Arbeitseff ektivität und -produktivität 
sowie Mangel an Investitionen.

In den vergangenen zehn Jahren, so-
gar vor dem Beginn der internationalen 
Sanktionen, sank die Arbeitseff ektivi-
tät im Iran sehr drastisch. Nach dem 

Fünf- und Sechsjahresplan sollte die 
verbesserte Arbeitseff ektivität jährlich 
, Prozent zu der geplanten achtpro-
zentigen Wachstumsrate beitragen. Im 
Gegenteil, die Arbeitseff ektivität ging 
zurück. So ist auch das für das Wirt-
schaftswachstum nötige Volumen an 
Importen gestiegen: Im Jahr  muss-
ten für jeden Prozentpunkt Wachstum 
Güter und Dienstleistungen im Wert 
von , Milliarden US-Dollar importiert 
werden, dieser Wert stieg bis  auf 
 Milliarden US-Dollar und soll trotz 
der Bemühungen um Reformen im Jahr 
  Milliarden US-Dollar betragen.

Als die eigentlichen Gründe für den 
Rückgang der Arbeitseff ektivität werden 
das extensive Eingreifen des Staates in 
die Wirtschaft in den vergangenen zehn 
Jahren und die Korruption genannt.

Im Bereich der Investition ist die 
Lage mindestens genauso schlecht. 
Nach Schätzungen von Experten be-
nötigt der Iran, allein um die ausgeblie-
benen Investitionen der vergangenen 
zehn Jahre auszugleichen,  Milliar-
den US-Dollar.

Im Moment ist das Investitionsvolu-
men nur geringfügig höher als der Kapi-
talverbrauch. Dies ist auf den Druck der 
Regierung unter Präsident Mahmoud 
Ahmadinedschad auf den Privatsek-
tor in den Jahren zwischen  und 
 zurückzuführen. Beabsichtigt war 
das Verdrängen des Privatsektors, um 
halb staatlichen Unternehmen Raum für 
Investitionen zu verschaff en. Die Rech-
nung ging nicht auf; die verschärften 
internationalen Sanktionen verhinder-
ten Großinvestitionen durch den Staat 
und seine Subunternehmen.

Die Bemühungen der Rohani-Re-
gierung haben bis heute keinen Er-
folg gezeigt, um das negative In ves ti-
tionsvolumen ins Positive umzukehren. 
Der Privatsektor ist zögerlich und war-
tet auf eine ein deutige Verbesserung 
der innen- und außenpolitischen Ver-
hältnisse sowie die wirtschaftlichen 
Richtlinien der Machtha ber. Das ver-
ursacht trübe Perspektiven für die Ent-
wicklung der iranischen Wirtschaft in 
 und den Folgejahren.

Der Iran kämpft gleichzeitig gegen ein 
weiteres Problem: Die Kaufkraft der 
Arbeiter, Beamten und Rentner, die 
einen Bevölkerungsanteil von  bis 
 Prozent haben, sank in den Jahren 
zwischen  und  um  bis  
Prozent. Obwohl diese Kluft  um  
bis  Prozent geringer geworden ist, ist 
er nach wie vor die Ursache für die stark 
zurückgegangene Nachfrage an Gütern.

Ich denke, der Iran ist zurzeit mit 
seiner ersten »selbst geschaff enen« 
wirtschaftlichen Regression seiner 
Geschichte konfrontiert.

Die vier genannten Herausforderun-
gen: Korruption, niedrige Arbeitseff ek-
tivität, ausgebliebene In ves ti tionen so-
wie Einbruch der allgemeinen Kaufkraft 
sind die wichtigsten Hindernisse für 
die Entwick lung der iranischen Wirt-

schaft in den kommenden Jahren. Das 
wird in Form eines innenpolitischen 
Konfl ikts auf der Grundlage der »Dop-
pelherrschaft« ausgetragen. 

Die zunehmende innenpolitische 
Auseinandersetzung, die geringe Kauf-
kraft und die niedrige Arbeits eff ektivität 
werden ebenfalls als die Hauptursachen 
für das Desinteresse des Privatsektors 
bei Neuin vestitionen und mehr Betei-
ligung am Wirtschaftsleben gesehen.

Jedoch besteht das Gesamtbild der 
iranischen Wirtschaft nicht nur aus den 
genannten sozialen und politischen 
Konfl ikten und Herausforderungen. 

Diese Probleme bringen zum Teil 
auch positive Folgen mit sich: Der Iran
benötigt immense Investitio nen,  
Milliarden US-Dollar davon sollen aus 
dem Ausland kommen.

Im sechsten Entwicklungsplan des 
Landes für die Zeit zwischen  und 

 ist eine jährliche Investition von 
 Milliarden US-Dollar vorgesehen. 
Alle Organe der Herrschaft im Iran ha-
ben diesem Plan ihre Zustimmung er-
teilt. Zu beachten ist, dass nur  bis 
 Milliarden US-Dollar dieses Betrages 
aus den inländischen Ressourcen zu be-
schaff en sind. Die Herrschenden rech-
nen also fest mit auslän dischem Kapital. 

Aus einer mehr geopolitischen Per-
spektive scheint es, dass alle im Iran 
agierenden politischen Kräfte ein-
schließlich der Bevölkerung sich auf 
die Bedeutung der Sicherheit des Lan-
des geeinigt hätten. Die ser Kompromiss 
geht aus der gemeinsamen Erfahrung 
der Revolution von , den inneren 
Unru hen von , dem sogenannten 
arabischen Frühling und dem Zerfall 
der Stabilität im Mittleren Os ten hervor. 
Iraner aus allen Schattierungen, ob ra-
dikal, konservativ oder Reformer haben 
gemerkt, dass die nationale Sicherheit 
in einer zutiefst instabilen Region 
höchste Priorität besitzt.

Die katastrophalen Bestrebungen 
der Ahmadinedschad-Regierung, ei-
nerseits eine monolithische Herrschaft 
zu bil den und andererseits die deso-
late Wirtschaftslage und dem durch 
die stetig steigende Arbeits lo sigkeit 
re sultierenden sozialen Druck stand-
zuhalten, haben die Machtzirkel im 
Iran dazu gebracht, die Notwen dig keit 
von raschen und grundlegenden Wirt-
schaftsreformen zu erkennen.

Die iranische Wirtschaft hat kurz- 
und mittelfristig mit kleinen und teils 
auch erheblichen Pro blemen zu kämp-
fen. Ein ökonomischer Aufschwung ist 
in den kommenden Jahren nicht zu er-
warten. Aber angesichts der beispiel-
haften Stabilität des Landes im Nahen 
Osten, gut ausgebildeter junger Arbeits-
kräfte, reicher Vorkommen an Energie-
trägern und Mineralien sowie großer 
ungenutzter Produktionskapazitäten 
ist es angemessen zu glauben, dass der 
Iran diese Krisen hinter sich bringen 
wird.  Wir brauchen nur mehr Zeit.

Saeed Leylaz ist Wirtschaftswissen-
schaftler, er lehrt und lebt in Teheran

Das größte Problem
für die iranische 
Wirtschaft ist die 
systematische 
Korruption
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Rauchende Frauen sind in der Öff entlichkeit unerwünscht. Doch sie fi nden viele Nischen, um der engen Auslegung 
islamisch-konservativer Moral zu entkommen

DW-Farsi ermöglicht 
den Menschen, 
objektiv mehr von 
außen zu erfahren

Ein Fenster zur Welt 
Die Deutsche Welle 
im Iran 

PARSA BAYAT

W ie spricht man über De-
mokratie, wenn Men-
schen in einer Mono-
kratie leben müssen? 

Wie thematisiert man Menschenrechte 
in einem Land, in dem diese mit Füßen 
getreten werden? Derlei Fragen zählen 
zu den täglichen Herausforderungen 
für Journalisten der Deutschen Welle 
(DW) – etwa in der Farsi-Redaktion. 
Die Islamische Republik Iran ist das 
Zielgebiet dieser Angebote. Farsi, die 
Sprache, in der das umfassende und 
ausgewogene Informationsangebot 
des deutschen Auslandsrundfunks 
produziert wird. 

DW-Farsi ermöglicht den Menschen 
im Iran, mehr von der Welt außerhalb 
ihres Landes zu erfahren und mehr von 
dem, worüber iranische Medien nicht 
berichten können. Ihren Schwerpunkt 
der Berichterstattung legt die DW auf 
Themen, für die Deutschland heute 
in der Welt steht – Menschenrechte, 
Wissenschaft, Kultur und Musik zählen 
hierzu. Nicht immer ist es leicht, in ei-
ner patriarchalisch geprägten Gesell-
schaft wie Iran etwa über Frauenrechte 
zu sprechen. Oder in einem Staat mit 
Zensur und Kontrolle Tabuthemen 
anzusprechen. Die staatliche Zensur 
im Iran stellt weiterhin eine Heraus-
forderung für die DW-Angebote auf 
Farsi dar, entsprechend setzt die DW 
ihre Anstrengungen zur Zensurumge-
hung fort. Ausgeklügeltes technisches 
Know-how, Qualitätsjournalismus und 
kulturelles Fingerspitzengefühl sind 
hier gefragt.

Besonnen und sachlich 
berichten

Das  auf Kurzwelle gestartete Pro-
gramm von DW-Farsi erreicht seine 
Zielgruppe heute mit einer vielfältigen 
Multimedia-Webseite. Nachrichten 
und Hintergrundberichte aus Politik, 
Kultur, Gesellschaft, Wirtschaft und 
Sport stehen auf dem Redaktionsta-
bleau. Nah an den Bedürfnissen der 

Nutzer ist das Angebot, etwa die Son-
derseite »Sicherheit in der virtuellen 
Welt«. Sie stellt Informationen bereit, 
mit denen sich Aktivisten und Men-
schenrechtler in Iran vor staatlicher 
Spionage und Repression schützen 
können. Zensurumgehungsmaßnah-
men wie Psiphon lassen das Fenster 
zur DW in Iran off en. 

Nähe zum Nutzer zeigt DW-Far-
si auch beim Thema Studieren in 
Deutschland. Interessierte erfahren 
dort mehr zu den Voraussetzungen ei-
nes Studiums hierzulande. Auf großes 
Interesse stößt auch das Sprachkurs-
angebot der DW. Die deutsche Sprache 
ist in Iran besonders beliebt. Vom Ein-
stufungstest Deutsch bis zu multime-

dialen Angeboten für fortgeschrittene 
Deutschlernende können die Nutzer 
wählen. Deutschlehrer in Iran profi tie-
ren von dem für sie maßgeschneider-
ten Angebot. Weltoff en, fundiert und 
klar zu berichten, lautet das journalis-
tische Credo. In einer Zeit der Informa-
tionsüberfl utung legt DW-Farsi Wert 
auf die Erläuterung von Hintergrün-
den und Zusammenhängen in einer 
besonnenen und sachlichen Sprache. 
In diesem Sinn greift beispielsweise 
die Sonderseite »Liebe, Sexualität und 
Zusammenleben« Tabuthemen wie Ho-
mosexualität auf, weist auf Verände-
rungen der Partnerschaftsformen hin 
und regt zur Diskussion an. 

Glaubwürdigkeit in sozialen 
Medien

Bereits seit  ist das Farsi-Angebot 
der DW in den sozialen Netzen aktiv 
und im Dialog mit seinen Nutzern. Es 
bietet ein Forum zur Meinungsäuße-
rung und beteiligt sich mit Themen, 
die in den sozialen Netzen für Dis-
kussionsstoff  sorgen. Diese Themen 
werden journalistisch behandelt und 
ihre Hintergründe etwa in Interviews 

geklärt. Zugleich versorgen Nutzer die 
Redaktion mit Bildern und Videos, die, 
nachdem sie verifi ziert sind, als User 
Generated Content das Farsi-Angebot 
bereichern. 

Gerade in schwierigen Zeiten hat 
sich das Farsi-Angebot in den Sozialen 
Netzen bewährt, etwa bei den Unru-
hen in Iran  nach den Präsident-
schaftswahlen oder bei den Atomver-
handlungen. Auf großes Interesse stie-
ßen aber auch der WM-Liveticker zur 
Fußballweltmeisterschaft  oder 
Themen rund um die Oscar-Verleihung 
in den USA. Über . Follower auf 
Twitter und mehr als eine Million Fans 
auf Facebook zählt das Social-Media-
Team der Farsi-Redaktion derzeit – mit 
steigender Tendenz. Auch der in Iran 
weitverbreitete Messaging-Dienst Te-
legram und der Fotodienst Instagram 
schlagen Brücken zwischen der Redak-
tion in Bonn und Iran.

Vertrauen der Nutzer als 
Währung

Die Zugriff szahlen von DW-Farsi stei-
gen kontinuierlich. Derzeit werden 
rund vier Millionen Visits im Monat 
auf den DW-eigenen Plattformen 
wie dw.com bzw. den Apps auf Farsi 
erfasst. Dabei werden die Beiträge 
der DW auf Farsi durchschnittlich  
Millionen Mal pro Monat aufgerufen. 
Diese Zahlen zeugen vom wichtigsten 
Wert des Programms, dem Vertrauen 
der Nutzer. 

Viele Menschen nutzen dieses 
Fenster zur Welt und bekräftigen 
dies durch Feedback-E-Mails. In den 
sozialen Netzen werden die von DW-
Farsi bereitgestellten Materialien als 
verifi zierte Angaben gehandelt, wäh-
rend einheimischen Medien nicht 
selten parteiische Berichterstattung 
vorgeworfen wird. Auch außerhalb der 
Islamischen Republik Iran wird DW-
Farsi genutzt: etwa von Menschen aus 
Afghanistan, von Exilanten in Europa 
und den USA. Auch Flüchtlinge inte-
ressieren sich für das Informationsan-
gebot des deutschen Auslandsrund-
funks.

Parsa Bayat ist Redakteur bei der 
Farsi-Redaktion der Deutschen Welle
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Dynamische 
Entwicklungen
Deutsch-iranischer akademischer Austausch

FRENS STÖCKEL

S eit der Amtsübernahme Hassan 
Rohanis  und dem daraufhin 
erzielten Atom-Deal ist Iran nicht 

nur in politischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht auf die Weltbühne zurückge-
kehrt – auch gab die im Sommer  
erzielte Vereinbarung den iranischen 
Hochschulen einen Schub, sich wieder 
verstärkt der internationalen Scientifi c 
Community zuzuwenden. In Deutsch-
land wurde diese zunächst vorsichtige, 
doch dann schnell wachsende Öff nung 
vielerorts willkommen geheißen: »Wir 
erleben eine Aufbruchsstimmung«, 
sagt Joachim Posegga, Professor an 
der Universität Passau, der schon 
während der politischen Eiszeit immer 
gute Kontakte zu iranischen Kollegen 
pfl egte.

Umso erstaunlicher, dass sein Bereich, 
die IT-Sicherheitsforschung, in diesen 
Zeiten international keine unproblema-
tische Disziplin darstellt. Und seither 
sollte er Recht behalten: Mit den Parla-
mentswahlen sowie dem »Implementa-
tion Day« Anfang des Jahres verstärkte 
sich dieser Trend, der sich jedoch, trotz 
aller Euphorie, in einem volatilen, geo-
politisch äußerst schwierigen Umfeld 
behaupten muss.

Von Aufbruchsstimmung spricht auch 
Mahmoud Nili Ahmadabadi, Präsident 
der iranischen »Mutter-Universität«, der 
Universität Teheran. Internationalisie-
rung ist eines der Kernthemen seiner 
Amtszeit, die er als erster gewählter 
Hochschulpräsident  begann. Somit 
steht er für die Erkämpfung eines Mit-
spracherechts der akademischen Welt 
bei Schlüsselposten in der iranischen 
Gesellschaft. Er sieht Deutschland als ei-
nen Hauptpartner in den Internationali-
sierungsbemühungen seiner Hochschule 
und bekräftigt damit die vom iranischen 
Vizeminister für Hochschulpolitik, Salar 
Amoli, seit längerer Zeit proklamierte 
Marschrichtung, der zufolge Deutsch-
land strategischer Partner Nummer  ist.

Die deutschen Hochschulen wie auch 
die gesamte Wissenschaftslandschaft 
genießen im Iran einen sehr guten Ruf, 
gibt es doch große Parallelen wie das 
Grundverständnis einer öff entlichen 
Finanzierung und mithin, zumindest 
für iranische Staatsbürger, keine Stu-
diengebühren. Auch die Qualität und 
Einheit von Lehre und Forschung wer-
den hochgeschätzt und, nicht zuletzt, 
die bereits bestehenden Kontakte, die 
unter anderem durch heute über . 
iranische Studierende und Forscher an 
deutschen Hochschulen bestehen.

Auch auf deutscher Seite wächst 
das Interesse rasant: Hier wird ein 
Hochschulraum wiederentdeckt, der 
in puncto wissenschaftlicher Output-
Leistung zu den stärksten in der ge-
samten MENA-Region, d. h. in Nahost 
und Nordafrika, zählt. Hochrangige Be-
suche aus deutschen Ministerien und 
Wissenschaftsorganisationen sind seit 
dem Nuklearabkommen regelmäßig er-
folgt. Außenminister Steinmeier machte 
beim großen Alumnitreff en an der Uni 
Teheran Ende  den Anfang. Ein Jahr 
später kam es direkt im Anschluss an 
den Besuch von Vizekanzler Gabriel, 
der mit einer -köpfi gen Delegation 
aus der Wirtschaft anreiste, zu einem 
mehrtägigen Aufenthalt vom Staatsse-
kretär des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung (BMBF) Schütte in 
Begleitung der Präsidenten der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG), 
der Max-Planck- und der Fraunhofer-
Gesellschaft, des Deutschen Akademi-
schen Austauschdienstes (DAAD) und 
der Leopoldina. Neue oder wiederbe-
lebte Kooperationsvereinbarungen mit 

ihren Counterparts waren die Folge oder 
sind in der Pipeline. Da der iranische 
Hochschulsektor mit ca. , Millionen 
Studierenden zudem auch der regional 
größte ist und der iranische Arbeits-
markt seit Jahren Schwierigkeiten damit 
hat, die Akademikerschwemme zu inte-
grieren, knüpfte auch das Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BiBB) Kontakte und 
stellt seine Expertise unter anderem im 
Bereich Duales Studium zur Verfügung.

Der DAAD begann früh und prag-
matisch, sich als Brückenbauer zu 
betätigen. Bereits seit den er Jah-
ren ermöglichte er Begegnungen und 
gemeinsame Forschung durch DAAD-
Stipendien, die auch nach der Revo-
lution  – in politisch turbulenten 
Zeiten – Nachhaltigkeit bewiesen.  
war die Zeit gekommen, sich als Vor-
Ort-Ansprechpartner mit einem Infor-
mationszentrum sichtbar aufzustellen, 
was jedoch in der Amtszeit Ahmadined-
schads unterbrochen werden musste. 

Zwei Jahre nach Unterzeichnung des 
»Memorandum of Understanding« mit 
dem iranischen Wissenschaftsministe-
rium  konnte der DAAD sein Infor-
mationszentrum Teheran wiedereröff -
nen. Es fungiert seitdem als Dreh- und 
Angelpunkt für den wissenschaftlichen 
Austausch. Neben der Organisation von 
Stipendienauswahlen – pro Jahr fördert 
der DAAD insgesamt mehr als  ira-
nische Studierende und Wissenschaftler 

– ist das Büro derzeit einzige Anlaufstelle 
im Wissenschaftsbereich. 

Es informiert über den Hochschul-
standort Deutschland und Kooperati-
onsinteressen, organisiert Workshops 
und Konferenzen und hält enge Kontak-
te zu offi  ziellen Stellen, insbesondere zu 
relevanten Ministerien und den korres-
pondierenden Förderorganisationen im 
Iran. In dieser Hinsicht spielt der DAAD 
auch die wesentliche Rolle im Bereich 
»Science Diplomacy«, die sich immer 
wieder als robuster und nachhaltiger 
Kommunikationskanal in politisch 
schwierigen Zeiten erwiesen hat und 
in Phasen der Annäherung schnell in der 
Lage war, umfassende Wissenschaftsbe-
ziehungen zu reetablieren. Ein Beispiel 
hierfür ist das jüngst initiierte »Ger-
man-Iranian Scholarship Programme«,
partnerschaftlich fi nanziert vom ira-
nischen Forschungsministerium und 
dem DAAD. Es soll bis zu  iranischen 
Doktoranden jährlich einen sechs- bis 
neunmonatigen Forschungsaufenthalt 
an Hochschulen und Forschungsein-
richtungen in Deutschland ermöglichen.

Herausforderungen für deutsche 
Hochschulen, insbesondere in Fragen 
von Hochschulprojekten oder -partner-
schaften, liegen zum einen in der ver-
gleichsweise hierarchischen Top-Down-
Struktur des iranischen Hochschulwe-
sens. Zum anderen müssen sich irani-
sche Studierende und Wissenschaftler 
wie auch deutsch-iranische Hochschul-
kooperationen aufgrund der teilweise 
weiter existierenden internationalen 
Sanktionen nicht selten mit besonderen 
Herausforderungen auseinandersetzen: 
Internationaler Geldtransfer ist nicht 
möglich und auch die Visumsprozesse 
sind bürokratisch und langwierig. »Den-
noch«, so Professor Saeed Balalaie, pro-
minenter Biochemiker an der K.N. Toosi 
University of Technology und Wissen-
schaftsbotschafter der Alexander von 
Humboldt-Stiftung, »müssen wir jetzt 
loslegen, wir brauchen Institutspartner-
schaften, Double Degree-Programme, 
wir brauchen gemeinsame Forschungs-
projekte, die Aufbruchsstimmung muss 
jetzt verstetigt werden«.

Frens Stöckel leitet das DAAD-
Informationszentrums in Teheran
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Niemand erwartete die Rolling Stones
Kulturpolitik nach dem Atomabkommen

OMID NOURIPOUR

D as Tehran Museum of Con-
temporary Art ist ein Uni-
kum: die größte Sammlung 
westlicher Kunst außerhalb 

des Westens. In seinem Bestand fi n-
den sich Werke von Bacon, Rothko, 
Pollock und anderen Künstlergrößen 
des . Jahrhunderts. Die Sammlung 
ist das vielleicht prägnanteste Symbol 
der letzten Jahre der Schah-Zeit – ein 
Ausdruck des unbedingten Willens der 
iranischen Elite, Teil der westlich ge-
prägten kulturellen Moderne zu werden. 
Und genau deshalb wurden die Werke 
nach der Revolution in ein Kellerdepot 
verbannt und waren seither mit weni-
gen Ausnahmen kaum mehr sichtbar: 
Der Aufstand gegen die »Verwestli-
chung« war ein Kernbestandteil der 
revolutionären Identität. 

Nach dem Iran-Besuch von Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier im 
Oktober  wurde verkündet, dass 
Teile der Teheraner Sammlung für eine 
Sonderausstellung nach Berlin reisen 
sollten. Für die kulturelle Identität der 
Islamischen Republik war das ein epo-
chaler Schritt, wird damit doch ehemals 
verfemte Kunst Teil der offi  ziellen Aus-
wärtigen Kulturpolitik.

Dass die Ausstellung inzwischen zum 
Politikum und Teil des Machtkampfes 
in der iranischen Innenpolitik gewor-
den ist, sollte daher nicht verwundern. 
Die Fronten in der Auseinandersetzung 
sind unklar: Widerstand regt sich von 
verschiedenen Seiten. Er umfasst die-
jenigen, die Verrat an den Werten der 
Islamischen Republik wittern und die-
jenigen, die fürchten, die Werke könn-
ten wegen unklarer Besitzverhältnisse 
beschlagnahmt werden, wenn sie das 
Land verlassen. Für letztere Vermutung 
gibt es keine klaren Anhaltspunkte, sie 

zeigt aber, wie wenig Vertrauen die kul-
turellen Akteure im Iran untereinander 
haben. Die Gegner waren vorerst erfolg-
reich: Die Eröff nung ist verschoben, 
aber noch keineswegs abgesagt. Das 
ist ärgerlich, aber nicht tragisch: Die 
Staatlichen Museen Berlin planen die 
Schau in der Wandelhalle der Gemälde-
galerie, die nur in Ausnahmefällen für 
Ausstellungen genutzt wird – und der 
durch die Verschiebung folglich kein 
Schaden entsteht.

Das ist ein kluger Umgang mit einem 
solchen Projekt. Durch die Flexibilität 
der deutschen Partner wird Brisanz aus 
der Sache genommen – die Verschie-
bung wird nicht zum ganz großen Poli-
tikum, in das man Gedeih oder Verderb 
der deutsch-iranischen Beziehungen 
als Ganzes hineinprojizieren kann. 
Die Posse spiegelt auch wider, was der 
deutschen und europäischen Politik 
grundsätzlich in den Beziehungen mit 
dem Iran nach dem Atomabkommen 
abverlangt werden wird: ein langer 
Atem, Verständnis der fragmentierten 
politischen und kulturellen Landschaft 
im Iran und viel Beharrlichkeit. Möglich 
gemacht wurde das Ausstellungspro-
jekt nach der Unterzeichnung des Joint 
Comprehensive Plan of Action (JCPOA), 
der Einigung über das iranische Atom-
programm. Dass mit dem Abkommen 
keine Berge versetzt würden, war den 
meisten Iranerinnen und Iranern klar. 
In Teheran, Isfahan und Schiraz bedeu-
tet jedoch verständlicherweise bereits 

die Abwesenheit off ener Kriegsdrohun-
gen aus den USA und Israel sowie die 
Fortsetzung des diplomatischen Dia-
logs einen Fortschritt. Mit der schritt-
weisen Aufhebung der UN-Sanktionen, 
wie sie im JCPOA vereinbart ist, so die 
Hoff nung der iranischen Unterstützer, 
sollen wieder mehr ausländische In-
vestitionen im Iran getätigt und der 
Waren- und Personenverkehr erleich-
tert werden. 

Durchgreifende Liberalisierungen 
in der  Kulturpolitik, wie sie von west-
licher Seite häufi g impliziert wurden, 
erwartete auch die iranische Zivilge-
sellschaft selbst nicht. Zu gut kennt 
sie ihr oft widersprüchlich agierendes 
Machtsystem, in dem ein ständiges 
Austarieren der Interessen zwischen 
verschiedenen Gruppen von Hardlinern 
und Reformern stattfi ndet. Mit ande-
ren Worten: Niemand im Iran erwar-
tete die Rolling Stones in Teheran. Bei 
ganz praktischen Fragen aber wurden 
viele der Hoff nungen enttäuscht, auf 
die Rohani seine Kampagne gegrün-
det hatte: An der Zensurpolitik hat sich 
ebenso kaum etwas geändert wie an den 
Einschränkungen der freien Meinungs-
äußerung oder den Schikanen gegen 
Kulturschaff ende, wie jüngst der Fall 
der im Iran festgehaltenen, binationa-
len Berlinale-Mitarbeiterin zeigt.

Auch hier sind die Verantwortlich-
keiten nicht in einer Hand, und es ist 
meist nicht klar, ob Rückschläge auf 
das Konto von Konservativen gehen, die 
jegliche Form der Öff nung konterkarie-
ren wollen oder ob es sich schlicht um 
mangelnden Reformwille der Regierung 
handelt. Und das gilt nicht nur für die 
Kulturpolitik.

In Europa und in Deutschland wa-
ren die Erwartungen an die Verände-
rungen im Iran immens, vor allem in 
der Wirtschaft. Die undurchsichtigen 

Strukturen sind auch hier ein Problem: 
Es fehlt an Rechtssicherheit und Trans-
parenz. So ist es beispielsweise unklar, 
hinter welchen Firmen die nach wie 
vor sanktionierten Revolutionsgarden 
stecken, die wirtschaftlich höchst aktiv 
sind. Auch hier bedarf es Geduld und 
realistischer Erwartungen. Deutsch-
land und seine europäischen Partner 
werden bei der weiteren Annäherung 
an den Iran eine wichtige Rolle spie-
len. Dies gilt insbesondere nach dem 
Wahlsieg Donald Trumps bei den US-
Präsidentschaftswahlen. Rückschläge 
sind zu erwarten, müssen jedoch stets 
im Kontext der ambivalenten Macht-
strukturen im Iran gesehen werden. 
Deswegen müssen wir uns zum Dia-
log bekennen, ihn aber kritisch führen, 
Chancen aufzeigen, Vertrauen aufbau-
en, Missstände klar benennen. Kurz-

schlussreaktionen, die zum Abbruch 
des Gesprächsfadens führen, stärken 
nur die Hardliner. Nur durch die Stär-
kung der dialog orientierten Kräfte in 
Teheran kann es langfristig zu einer 
wirklichen Annäherung kommen – und 
die Werke des Teheraner Kunstmuse-
ums können möglicherweise noch in 
vielen anderen Städten bestaunt wer-
den. Es ist noch ein steiniger Weg zu 
gehen. Dass er sich jedoch lohnt, sieht 
man an der Schönheit der Jahrzehnte 
lang versteckten Pollocks und Magrit-
tes. Und erst recht an den leuchtenden 
Augen der iranischen Besucher dieser 
Meisterwerke.

Omid Nouripour, MdB ist außen-
politischer Sprecher der Fraktion 
Bündnis /Die Grünen im Deutschen 
Bundestag

Eine iranische Frau vor der kargen Landschaft

Undurchsichtige 
Strukturen: Es fehlt an 
Rechtssicherheit und 
an Transparenz

LANDESKUNDE: IRAN

Amtssprache: Persisch; weitere Regionalsprachen: Azeri, Kurdisch, 
Arabisch und andere 

Hauptstadt: Teheran

Staatsform: Islamische Republik

Regierungssystem: präsidentielle Theokratie

Staatsoberhaupt: Oberster Führer Ali Chamene’i 

Regierungschef: Staatspräsident Hassan Rohani 

Fläche: .. km²

Einwohnerzahl: .. (gemäß Volkszählung )

Bevölkerungsdichte:  Einwohner pro km² 

Währung: Iranischer Rial (IRR) 
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Eine junge Iranerin bei einer Tasse Tee im Gespräch mit ihrem Vater über die anstehende arrangierte Hochzeit

Couchsurfing im Iran
 Fragen an den Journalisten Stephan Orth über seine Erfahrungen als Reisender im Iran

Stephan Orth bereiste den Iran, über-
nachtete dabei auf verschiedenen Sofas 
und schrieb seine zahlreichen Erlebnis-
se auf. Das daraus entstandene Buch 
 »Couchsurfi ng im Iran« war mehr als 
ein Jahr lang auf der Bestsellerliste des 
Spiegels vertreten.

Theresa Brüheim: Herr Orth, wie 
kamen Sie auf die Idee, den Iran 
zu bereisen und dort auf den Sofas 
fremder Iraner zu übernachten? 
Welche Hürden galt es zu nehmen, 
um diese Idee zu verwirklichen?
Stephan Orth: Ich reise sehr viel 
und hatte das Land schon länger auf 
meiner Liste, weil ich von anderen 
Iran-Besuchern so viele euphorische 
Berichte gehört hatte.  war ich 
zunächst für zwei Wochen dort, was 
mich so begeistert hat, dass ich  
wiederkam und diesmal zwei Monate 
blieb. Couchsurfi ng nutze ich seit 
mehr als zehn Jahren auf fast jeder 
Reise, es war also keine Frage, das 
auch diesmal zu tun. Im Iran aller-
dings ist das besonders interessant. 
Weil sich die private Welt extrem von 

der öff entlichen unterscheidet und 
dort vieles passiert, was laut Gesetz 
verboten ist. Sobald die Tür zu ist, 
werden die Schleier abgelegt, man 
feiert Partys, schimpft über Religion 
und Regierung und trinkt Alkohol. 
Eine Hürde ist, dass Couchsurfi ng 
offi  ziell verboten ist, zumindest 
wenn man sich nicht innerhalb von 
 Stunden bei der örtlichen Polizei 
meldet. In der Regel gibt es zwar 
keine Probleme, trotzdem habe ich 
größten Respekt vor den Gastgebern, 
die wegen ihres Besuchs Risiken ein-
gehen.

Welche Erfahrungen haben Sie 
beim »Couchsurfi ng im Iran« ge-
macht, welche Erlebnisse haben 
Sie nachhaltig geprägt?
Immer wieder hat mich die schier 
unglaubliche Gastfreundlichkeit be-
eindruckt. Prägende Erlebnisse gab 
es viele: eine Nacht in unmittelbarer 
Nachbarschaft des Atomkraftwerks 
von Buschehr, ein Date im Wohnzim-
mer in Anwesenheit der kompletten 
Großfamilie, eine verbotene Bikini-

party in Maschhad, der zweitheilig s   -
ten Stadt des Landes. Unvergessen 
bleibt auch eine feuchtfröhliche 
Hochzeitsfeier am Kaspischen Meer 
mit einem Gastgeber, der mich stän-
dig in peinliche Situationen brachte 
und dann diebischen Spaß daran 
hatte, das Geschehen aus der Ferne zu 
beobachten.

Wie wurden Sie von Ihren irani-
schen Gastgebern aufgenommen? 
Sind Sie mit dem Vorwurf kon-
frontiert worden, die weltweit be-
kannte Gastfreundschaft der Iraner 
ausnutzen zu wollen?
Ich habe mehr als  Länder bereist, 
aber nirgendwo anders habe ich so 
eine Herzlichkeit erlebt wie im Iran, 
ich fühlte mich ständig als Ehren-
gast. Und natürlich fragt man sich da 
manchmal, wie man etwas zurückge-
ben kann für all diese positiven Erleb-
nisse. Natürlich hatte ich immer ein 
Geschenk dabei und habe Gastgeber 
zum Essen im Restaurant eingeladen, 
aber das kam mir oft lächerlich vor 
im Vergleich zu der Mühe, die sich die 

Leute mit mir gaben. Eines habe ich 
aber häufi g gespürt: Es tat den Men-
schen gut, mit jemandem aus dem 
»Westen« direkt zu sprechen, und 
einmal aus erster Hand von 
unserem Alltag und von Europa zu 
hören. Manche fühlten sich danach 
bestärkt, aus ihrer Lethargie auszu-
brechen und mehr für ihre Freiheiten 
zu kämpfen. 

Wie haben Sie die iranische Kultur 
kennengelernt? Was macht diese 
Ihrer Meinung nach aus?
Nachhaltig beeindruckt hat mich die 
iranische Dichtkunst. In den Werken 
von Hafi z, Saadi oder Omar Khayyam 
steckt eine Schönheit, Weisheit und 
auch Frechheit, deren Zauber man 
hoff nungslos verfällt, sobald man sich 
ein bisschen damit beschäftigt. In Te-
heran war ich bei einem Treff en jun-
ger Menschen, die Khayyam-Gedichte 
rezitierten, ein wunderbarer Abend. 
Ich bin ein großer Fan des Filmema-
chers Jafar Panahi, und auch die ira-
nische Architektur ist eindrucksvoll: 
die großen Moscheen, der Naghsh-e-

Jahan-Platz in Teheran oder die nach 
Rosen duftenden Parks von Shiraz. 

In Deutschland war Ihr Buch 
»Couchsurfi ng im Iran« ein Erfolg. 
Haben Sie Reaktionen aus dem 
Iran dazu erhalten? Planen Sie 
eine Fortsetzung?
Ich erhalte bis heute sehr viele Reak-
tionen aus dem Iran. Ein paar Blogs 
gab es, in denen sich konservative 
Menschen kritisch über mein Buch 
äußerten. Sie schimpften darüber, 
dass nun schon ausländische Autoren 
darüber berichten, wie »verlottert und 
unmoralisch die jungen Leute leben«. 
Auf der anderen Seite bekam ich mehr 
als hundert begeisterte E-Mails von 
Iranern, die mir dafür dankten, dass 
»endlich mal jemand unser Land so 
darstellt, wie es wirklich ist«. Das Nach-
folger-Buch ist gerade fertiggewor-
den und erscheint Ende März, es wird 
»Couchsurfi ng in Russland« heißen. 

Stephan Orth ist freier Journalist. 
Theresa Brüheim ist Chefi n vom Dienst 
von Politik & Kultur

Familie in Iranisch-Kurdistan: Sunnitische Kurden stellen fast zehn 
Prozent der knapp  Millionen mehrheitlich schiitischen Einwohner
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Ein junges Paar moderner Iraner trinkt Kaff ee und hört dabei Jazz-Musik. Im Hintergrund ein Poster von Ella Fitzgerald
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Engagement ist eine Notwendigkeit
Reaktion auf die Frage » Dürfen Künstlerinnen und Künstler sich 
für den Wahlkampf hergeben?«

MICHAEL KELLNER

W ir leben in hochpolitischen 
Zeiten. In der westlichen 
Welt stehen die freien und 

liberalen Demokratien von innen un-
ter Druck, das zeigt nicht zuletzt die 
Wahl von Donald Trump zum ameri-
kanischen Präsidenten. Deshalb bin ich 
bei Klaus Staeck und Katarina Barley: 
Kunstschaff ende dürfen und sollen sich 
politisch einmischen und die gesell-
schaftlichen Debatten suchen. Viele 
machen das ja zum Glück bereits. Das 
ist eine Bereicherung. Denn ich will die 
Straße und die Debatten nicht denen 
überlassen, die am lautesten schreien.

Deshalb ist mir auch die Frage »Dür-
fen Künstlerinnen und Künstler sich für 
den Wahlkampf hergeben?« zu platt. 
Sie wertet das Engagement der vielen 
Aktiven aus meiner Partei ab, die auf of-
fener Straße und im Netz beleidigt und 
angegriff en werden. Die richtige Frage 
ist, ob Künstlerinnen und Künstler sich 

für politische Meinungen und Positio-
nen einsetzen sollen, gerade auch in 
umkämpften Zeiten. Ich wünsche mir, 
dass sie sich laut und deutlich für ihre 
Vorstellungen von Gesellschaft einset-
zen – in Wahlkampfzeiten, aber auch 
davor und danach. Das machen ja auch 
bereits viele. Ein gutes Beispiel ist die 
Künstlerinitiative »Geht auch anders«. 
Sie stellt sich gegen die »Alternativlo-
sigkeit« und setzt sich mutig für eine 
bessere Politik ein. Konkret veranstaltet 
sie Benefi z-Konzerte für Flüchtlinge
und bezieht Stellung zu aktuellen 
Themen, ohne sich klar einer Partei 
zuzuordnen. Sie steht für das weltof-
fene Deutschland. Das fi nde ich gut und 
davon brauchen wir noch viel mehr. 

Das Vertrauen in Politik ist auf ein 
gefährlich niedriges Niveau gefallen. 
Die Parteien müssen sich hinterfragen, 
weil sie ein integraler Bestandteil unse-
rer parlamentarischen Demokratie sind. 
Als Parteien müssen wir neue Antwor-
ten fi nden und klar Unterschiede be-

nennen. Ich glaube aber auch, dass wir 
von der Kultur lernen können. Z. B. wie 
erreichen wir Menschen im Zeitalter 
des Smartphones und wie erklären wir 
Politik unter den Bedingungen sozialer 
Medien? Deshalb wünsche ich mir das 
kreative Engagement Kunstschaff ender. 
Denn im besten Fall zeigt Kunst nicht 
das Sichtbare, sondern macht das Hin-
tergründige sichtbar. 

Eine lebendige Gesellschaft lebt 
vom Austausch vieler Akteure. Diesen 
Austausch müssen wir beleben, wenn 
wir unsere off ene Gesellschaft schüt-
zen wollen. Wenn wir uns ins stille 
Kämmerlein verdrücken, geht der ge-
sellschaftliche Zusammenhalt sicher 
verloren. Deshalb sollen sich Künst-
lerinnen und Künstler für gar nichts 
hergeben, sondern sich aktiv und mutig 
einmischen. 

Michael Kellner ist politischer 
Geschäftsführer von Bündnis /
Die Grünen

Kunst sollte sich einmischen
Reaktion zur Debatte um die Beteiligung von Künstlern am Wahlkampf

MATTHIAS HÖHN

D ürfen Künstlerinnen und Künst-
ler sich für den Wahlkampf her-
geben?« Meine Antwort ist: Ja, 

Künstlerinnen und Künstler dürfen sich 
nicht nur für den Wahlkampf »herge-
ben«, sondern sollten sich auch viel 
mehr als bisher den politisch-gesell-
schaftlichen Debatten hingeben. 

Spätestens seit dem vergangenen 
Jahr erleben wir eine spürbare Polari-
sierung von Gesellschaft und Öff ent-
lichkeit, wie es sie lange nicht gab, das 
gesellschaftliche Klima ist zum Teil 
sehr vergiftet. Politisch ist einiges ins 
Rutschen geraten und der Rechtspopu-
lismus ist auf dem Vormarsch – hierzu-
lande, in Europa, in den USA. Etablierte 
Politik und repräsentative Demokratie 
befi nden sich in einer schweren Krise.

Gerade in diesen Zeiten ist es wich-
tig, dass auch Kulturschaff ende das 
Wort ergreifen und Stellung beziehen: 
gegen Rassismus, für ein solidarisches 
Miteinander, gegen soziale Spaltung, 
für unsere Demokratie. Da hat Tanja 
Dückers Recht: Das muss parteipoli-

tisches Engagement keineswegs ein-
schließen. Kunst und Kultur sollten 
aber ein Stück weit runter von den 
»Zuschauerrängen«, wie Klaus Staeck 
schreibt, und den »Posten des neutralen 
Beobachters« ganz bewusst verlassen. 
Dazu gehört auch, Gesellschaftskritik, 
Debatten über grundsätzliche Alterna-
tiven und das »Vorstellungsvermögen 
von einer anderen, besseren Zukunft« 
zu artikulieren. Im Gegensatz zu Tan-
ja Dückers bin ich hier der Auff assung, 
dass all das nicht jenseits der Politik 
verhandelt werden sollte, sondern dass 
Kunst »das utopische Moment« in der 
Politik einfordern sollte. Politik muss 
mehr sein als Tagesgeschäft, Politik 
muss auch für Visionen stehen, die über 
eine Legislaturperiode hinausweisen. 

Der Maler Gerhard Richter äußer-
te sich kürzlich in einem Interview: 
»Flüchtlinge sind nicht willkommen. 
Ich habe noch nie was gegen Auslän-
der gehabt. Aber wenn mir gesagt wird, 
du musst jetzt alle willkommen hei-
ßen, dann ist das gelogen. Ich nehme 
die nicht mit zum Essen, sondern nur 
die ich jetzt kenne. Egal, ob das jetzt 

ein Neger ist oder ein Däne.« Diese Ein-
lassungen sind das eine, aber ich frage 
mich: Wo waren öff entlich vernehmba-
re Reaktionen aus der Kunst?

Hier wird die Grenze des Sagbaren 
wieder einmal deutlich nach rechts ver-
schoben, verfassungsmäßige Grund-
rechte werden nonchalant beiseite-
geschoben. Als ob es um Essensein-
ladungen zu den Richters ginge. Die 
Flüchtlingspolitik der Kanzlerin zu 
kritisieren ist nicht nur legitim, son-
dern notwendig. Gründe gibt es viele: 
Türkei-Deal, Asylrechtsverschärfungen, 
schwache Integrationspolitik, keine Po-
litik für sozialen Zusammenhalt. Ras-
sistischen Ressentiments muss jedoch 
vehement widersprochen werden. Es ist 
auch die Aufgabe von Kunst und Kultur, 
dieser Verschiebung der Diskurse hin 
zur Salonfähigkeit rechter Positionen 
entgegenzutreten. Ob Wahlkampf oder 
nicht: Dafür sollten sich alle und mit al-
ler Kraft – auch und gerade Künstlerin-
nen und Künstler – her- und hingeben.

Matthias Höhn ist Bundesgeschäfts-
führer der Linken

DEBATTE

Exklusiv und kostenlos unter

www.nmzmedia.de

Das Musik-Kultur-Politik-TV-Programm der nmz

www.nmz.de
kostenlos unter:

Am 6. Januar erscheint die neue CD der russischen Geigerin 
Liana Gourdjia. Unser kleines Promotion-Video, das im Auftrag 
des Labels „audite“ entstand, begleitet die Aufnahmen beim 
SWR in Kaiserslautern. Im Interview schildert die Künstlerin 
ihre ganz persönliche Beziehung zu Igor Strawinskys Biografie 
und Werk. Mit der Deutschen Radio Philharmonie unter der Lei-
tung von Zsolt Nagy spielt Gourdjia das Violinkonzert in D ein 
und nimmt zusammen mit Katia Skanavi am Klavier Miniaturen 
und andere kammermusikalische Werke des russischen Kom-
ponisten auf.

Liana Gourdjia plays Strawinsky
Violinkonzert in D und Kammermusik

70 Jahre Darmstädter Ferienkurse
Eine zukunftsgewandte Retrospektive

Wie nehmen wir Musik wahr und in welcher Weise lassen wir 
uns auf sie ein? Zwischen Verführung und kritischer Reflexion 
liegt auch in der zeitgenössischen Musik das Spannungsfeld.

Sehen Sie eine kleine audiovisuelle Zusam-
menfassung der Festivalta-

ge auf nmzMedia.de.

Donaueschinger Musiktage 2016
Festival für zeitgenössische Musik

Anlässlich des Jubiläums lag ein Schwerpunkt der diesjähri-
gen Ferienkurse des Internationalen Musikinstituts Darmstadt 
(IMD) auf der eigenen Geschichte: Die Konzertreihe „Rück-
spiegel” stellte sieben Werke aus sieben Jahrzehnten von be-
deutenden Uraufführungen in Darmstadt vor, während sich im 
Projekt „historage” verschiedene Künstlerinnen und Künstler 
mit dem neu digitalisierten Archiv des IMD auseinandersetz-
ten und angeregt durch ihre Funde jeweils eigene, ganz neue 
Werke schufen. 70 Jahre Ferienkurse im Blick zurück gleicher-
maßen wie im Blick nach vorn sehen Sie also in unserem Quer-
schnitt durch die Kurswochen 2016.

Mitmachen oder nicht?
Fortsetzung der Debattenreihe: »Dürfen Künstlerinnen und Künstler 
sich am Wahlkampf beteiligen?«

M it den Worten »Politiker 
aller Parteien lieben die 
Künstler. Nicht alle, be-
sonders nicht die Unbe-

kannten. Sie lieben bekannte Schau-
spieler, Musiker und Schriftsteller« 
beginnt Olaf Zimmermann, der Her-
ausgeber von Politik & Kultur, sein Edi-
torial mit dem Titel »Hofnarr« auf Seite 
 der Ausgabe / dieser Zeitung. Dabei 
spricht er ein wichtiges sowie brisantes 
Thema an: die politische Beteiligung 
von Künstlerinnen und Künstlern – be-
sonders auch im Wahlkampf. Wie ist 
es um diese bestellt, wie sollte diese 
ausfallen? 

Für Olaf Zimmermann steht fest, 
dass Künstlerinnen und Künstler si-
cherstellen müssen, von der Politik 
nicht als Alibi missbraucht zu werden: 
»Gerade weil bekannte Künstler gerne 
von Politikern eingeladen werden, soll-
ten sie zu diesen Treff en klare Forde-

rungen mitnehmen und nach den Tref-
fen darauf achten, ob ihre Anregungen 
auf fruchtbaren Boden gefallen sind«.

Diese Äußerungen waren Anstoß für 
ein Streitgespräch zum genannten The-
ma zwischen Olaf Zimmermann und 
Heinrich Schafmeister, Schauspieler 
und Schatzmeister beim Bundesver-
band Schauspiel (BFFS), das in der Aus-
gabe / abgedruckt wurde.

In der darauff olgenden Ausgabe 
/ wurde die Diskussionsrunde er-
weitert. Auch der politisch engagier-
te, ehemalige Präsident der Berliner 
Akademie der Künste Klaus Staeck und 
die Schriftstellerin und Journalistin 
Tanja Dückers bezogen konträre Po-
sitionen zu dieser Fragestellung. So 
schrieb Klaus Staeck, Einmischung 
sei die erste Bürger- und somit auch 
Künstlerpfl icht, mittels derer Leben 
in den oft grauen politischen Alltag 
gebracht werden könne. Tanja Dü-

ckers merkte hingegen an: »Künstler 
sollten keine Verpfl ichtung auferlegt 
bekommen. Schon gar nicht die, sich 
einer politischen Marke andienen und 
Wahlkampf betreiben zu müssen«.

In der letzten Ausgabe / kam die 
SPD-Generalsekretärin Katarina Barley 
zu Wort und betonte, dass das politi-
sche Engagement von Kulturschaff en-
den kein Werbeinstrument sei, sondern 
die Chance der Künstlerinnen und 
Künstler, die Gesellschaft nach ihren 
eigenen Vorstellungen zu verändern.

Selbstverständlich sollen an dieser 
Stelle auch die Vertreter, der anderen im 
Deutschen Bundestag vertretenen Par-
teien zu Wort kommen. Entsprechend 
setzen in dieser Ausgabe der Bundes-
geschäftsführer der Linken Matthias 
Höhn und der Bundesgeschäftsführer 
von Bündnis /Die Grünen Michael 
Kellner die Debatte fort. Fortsetzung 
folgt. 
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Zur Reform des europäischen Urheberrechts
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates 

Berlin, den ... Der Deutsche 
Kulturrat, der Spitzenverband der Bun-
deskulturverbände, begrüßt, dass die 
EU-Kommission am .. Rege-
lungsvorschläge zum europäischen Ur-
heberrecht vorgelegt hat. Der Deutsche 
Kulturrat hat sich bereits in seiner Stel-
lungnahme »Zur Zukunft des Urheber-
rechts in Europa« vom .. mit 
dem urheberrechtlichen Regelungsbe-
darf auf EU-Ebene auseinandergesetzt. 
Ferner hat der Deutsche Kulturrat am 
.. zur Diskussion der Bildungs- 
und Wissenschaftsschranke Stellung 
bezogen und sich am .. zu den 
geplanten deutschen Regelungen zum 
Urhebervertragsrecht positioniert. Die 
erwähnten Stellungnahmen und wei-
tere grundlegende Positionspapiere 
des Deutschen Kulturrates bilden die 
Grundlage für die nachfolgende Stel-
lungnahme.
 
Dem Deutschen Kulturrat gehören so-
wohl Verbände der Urheber und aus-
übenden Künstler als auch Verbände der 
Verwerter künstlerischer Leistungen 
aus den verschiedenen künstlerischen 
Sparten (Musik, darstellende Künste, 
Literatur, bildende Kunst, Baukul-
tur und Denkmalpfl ege, Design, Film, 
Rundfunk und audiovisuelle Medien so-
wie Soziokultur und kulturelle Bildung) 
an. Er konzentriert sich wie üblich in 
seiner Stellungnahme auf die Aspekte, 
die sowohl von Seiten der Verbände der 
Urheber und ausübenden Künstler als 
auch der Verwerterverbände mitgetra-
gen werden können. Wenn im Folgen-
den von Urhebern die Rede ist, sind die 
ausübenden Künstler eingeschlossen.
 

Allgemeine Anmerkungen zum 
Urheberrechtspaket der Europäi-
schen Kommission

Aus Sicht des Deutschen Kulturrates 
weisen viele der Kommissionsvor-
schläge in die richtige Richtung. Das 
Urheberrecht hat eine zentrale, markt-
ordnende Bedeutung. Die europäische 
Kultur- und Kreativwirtschaft, die ent-
scheidend durch die Urheber und Kul-
turverwerter geprägt wird, braucht ein 
starkes Urheberrecht, um wettbewerbs-
fähig zu sein. Der Deutsche Kulturrat 
begrüßt es deshalb, dass die Vorschläge 
der Kommission nicht darauf abzielen, 
das Urheberrecht grundsätzlich zu 
schwächen. Gleichzeitig begrüßt der 
Deutsche Kulturrat das Ziel der euro-
päischen Vorschläge, den europäischen 
Bürgern vermehrt Zugang zu europäi-
schen Inhalten zu ermöglichen.
 

Über den Vorschlag der Kommis-
sion hinausgehende Aspekte

Der Deutsche Kulturrat nimmt zur 
Kenntnis, dass die EU-Kommission bei 
verschiedenen Regelungsvorschlägen 
auf das Herkunftslandprinzip abstellt. 
Das kann im Zusammenhang mit ver-
bindlichen Schrankenregelungen, wie 
bei Art.  Abs.  des Richtlinienentwurfs 
über das Urheberrecht im digitalen Bin-
nenmarkt, sachgerecht sein. Dennoch 
unterstreicht der Deutsche Kulturrat, 
dass für den Kultur- und speziell für 
den Filmsektor die Beibehaltung des 
Territorialitätsgrundsatzes für die 
Wertschöpfungskette von großer Be-
deutung ist.
 
Zum anderen sieht der Deutsche Kul-
turrat vor dem Hintergrund der aktuel-
len Rechtsprechung des EuGH dringend 
Bedarf, die Voraussetzungen für die 
öff entliche Zugänglichmachung von 
urheberrechtlich geschützten Werken 
gesetzlich zu klären. Dabei geht es nicht 
zuletzt darum, sicherzustellen, dass das 
sogenannte »Framing« wieder erlaub-
nispfl ichtig sein muss.

 Der Deutsche Kulturrat erinnert au-
ßerdem an die Selbstverpfl ichtung der 
Kommission in der Richtlinie zur Ver-
längerung der Schutzfrist für Tonträger 
in Art.  Abs.  zum . Januar , einen 
Bericht mit einer Bewertung der mögli-
chen Notwendigkeit einer Verlängerung 
der Schutzdauer für die ausübenden 
Künstler und die Produzenten auch im 
audiovisuellen Bereich vorzulegen und 
die bisher auf Tonträger beschränkte 
Richtlinie gegebenenfalls zu ändern. 
Hierzu ist es bisher nicht gekommen.
 

Vertrag von Marrakesch 
(Com ()  fi nal und COM () 
 fi nal)

Der Deutsche Kulturrat unterstreicht 
zunächst, dass die Teilhabe von Blin-
den und Sehbehinderten am kulturellen 
Leben und ihr Zugang zu Werken von 
großer Bedeutung sind. Eine inklusive 
Gesellschaft muss Blinden und Sehbe-
hinderten Partizipation und Teilhabe 
ermöglichen. Der Deutsche Kulturrat 
weist allerdings auch darauf hin, dass 
es einen, wenn auch kleinen, Markt 
an speziell für Blinde und Sehbehin-
derte erstellten Publikationen, sei es 
in Braille-Schrift, sei es in Großbuch-
staben, als vorgelesenes Werk oder in 
anderer Form, gibt. Es muss deshalb in 
geeigneter Weise sichergestellt wer-
den, dass durch eine Schrankenrege-
lung dieser Markt nicht zerstört wird 
und weiterhin Anreize für Verlage 
bestehen, Werke für Blinde und Seh-
behinderte herzustellen. Als wichtig 
erachtet der Deutsche Kulturrat, dass 

– anders als in Erwägungsgrund  der 
Richtlinie ausgeführt – für die gesetz-
lich erlaubten Nutzungen eine ange-
messene Vergütung gezahlt wird. Eine 
derartige Vergütung wird durch Art.  
des Marrakesch-Vertrages ausdrücklich 
ermöglicht und ist in der einschlägigen 
deutschen Schrankenbestimmung – § 
a UrhG – ebenfalls enthalten. Wichtig 
wäre ferner, die Pfl ichten der beauftrag-
ten Stellen nicht nur für Drittstaaten 
(Art.  des Verordnungstextes), sondern 
auch für die EU im Rahmen der Richt-
linie zu regeln.
 

Richtlinie über das Urheberrecht 
im digitalen Binnenmarkt 
(COM ()  fi nal)

 
Schrankenregelungen

Die Veränderung der bestehenden 
Schranken zugunsten von Bildung und 
Wissenschaft sind sowohl auf der euro-
päischen als auch der nationalstaatli-
chen Ebene im digitalen Zeitalter ein 
wichtiges Thema. Schranken begrenzen 
die Rechte der Urheber und ermögli-
chen Nutzern, bestimmte Handlungen 
ohne Einwilligung der Urheber vorzu-
nehmen. Aus Sicht des Deutschen Kul-
turrates sollten folgende Aspekte bei 
der weiteren Diskussion berücksichtigt 
werden. Sie sind vor dem Hintergrund 
des Schutzes des geistigen Eigentums 
und dessen Sozialbindung im Rahmen 
des Art.  Abs.  der GR-Charta der EU 
und Art.  GG auszugestalten:
 
 • Es fehlt im Richtlinientext – bei den 

Begriff sbestimmungen in Art.  – eine 
Defi nition des Begriff s »Bildungsein-
richtungen«. Das ist schon deshalb 
erforderlich, um den Anwendungs-
bereich von Art.  klar bestimmen zu 
können. Die Hinweise in Erwägungs-
grund  sollten deshalb in den Richt-
linientext überführt werden.

 • Eine Schranke zugunsten von Bil-
dung- und Wissenschaft sollte grund-
sätzlich nicht in den Primärmarkt der 
Rechteinhaber eingreifen. Dies ergibt 
sich bereits aus dem Drei-Stufen-Test. 

Eine Vervielfältigung und öff entli-
che Zugänglichmachung von gan-
zen Werken, wie sie Art.  off enbar 
ermöglicht, sollte deshalb weitge-
hend ausgeschlossen sein (vgl. auch 
§  Abs.  UrhG wo eine Nutzung 
nur von kleinen Teilen, Werken ge-
ringen Umfangs und einzelnen Bei-
träge« zulässig ist; auch untersagt § 
 Abs.  Buchst. b UrhG – von we-
nigen Ausnahmen abgesehen – die 
Vervielfältigung von vollständigen 
Büchern oder Zeitschriften). Ferner 
sollte es den Mitgliedstaaten überlas-
sen bleiben, ob sie einen Vorrang von 
angemessenen Lizenzangeboten ein-
führen oder beibehalten wollen. Zu-
sätzlich ist zu berücksichtigen, dass 
es digitale und analoge Werke gibt, 
die ausdrücklich und ausschließlich 
für den Bildungsbereich hergestellt 
werden und deren Primärmarkt daher 
durch eine entsprechende Schranke 
beeinträchtigt wird. Für solche Medi-
en sollte daher bereits auf EU-Ebene 
eine Bereichsausnahme eingeführt 
oder den Mitgliedstaaten verbindlich 
vorgeschrieben werden (vgl. auch §§ 
 Abs.  S. , a Abs.  UrhG). Es 
ist kaum ersichtlich, wie die Schran-
kenregelung anders europarechts-
konform ausgestaltet werden könnte 
(Drei-Stufen-Test). Zudem sollte bei 
Schrankenregelungen stets eine an-
gemessene Vergütung der Rechtein-
haber sichergestellt werden, die über 
Verwertungsgesellschaften durchzu-
setzen ist. Soweit – wie bei Art.  und 
Art.  – Vervielfältigungshandlungen 
erlaubt werden, kommt dabei in Be-
tracht, die Vergütung über die Geräte- 
und Speichermedienvergütung ein-
zuziehen. Grundsätzlich spricht sich 
der Deutsche Kulturrat dafür aus, bei 
Vergütungen im Zusammenhang mit 
Schrankenregelungen an dem Kon-
zept einer angemessenen Vergütung 
festzuhalten und nicht – wie in Art.  
Abs.  explizit vorgesehen – lediglich 
einen fairen Ausgleich für einen ent-
standenen Schaden zu ermöglichen.

 • Bei Art.  muss sichergestellt sein, 
dass bei digitalen Werken die er-
laubten Vervielfältigungen zur Be-
standssicherung nicht dazu führen, 
dass Vervielfältigungen zu einer Aus-
weitung der Nutzungsmöglichkeiten 
gegenüber dem Original führen dür-
fen.

 
Vergriff ene Werke
Der Deutsche Kulturrat hat sich stets 
dafür eingesetzt, dass Verwertungs-
gesellschaften auf der Grundlage von 
gesetzlichen Vermutungsregelungen 
Lizenzen für vergriff ene Werke verge-
ben können. Der Richtlinienvorschlag 
ist für Schriftwerke in §§ ,  VGG be-
reits weitgehend umgesetzt. Für andere 
Werkkategorien, wie insbesondere für 
den Filmbereich, sollten vergleichbare 
Lösungen durch die betroff enen Urhe-
ber und Verwerter geprüft werden. Die 
Defi nition von vergriff enen Werken in 
Art.  Abs.  erscheint, soweit dort auf 
das »menschliche Ermessen« abgestellt 
wird, allerdings zu weitgehend und we-
nig praktikabel. Zu begrüßen ist, dass 
es durch Art.  Abs.  ermöglicht wird, 
dass vergriff ene Werke durch nationale 
Einrichtungen europaweit im Internet 
zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. Inwieweit die durch Art.  Abs.  
ebenfalls ermöglichte grenzüberschrei-
tende Lizenzierung (d.h. die Vergabe 
von Rechten durch eine nationale Ver-
wertungsgesellschaft an ausländische 
Einrichtungen) tatsächlich praktikabel 
und sinnvoll ist, bleibt allerdings noch 
genauer zu prüfen.
 
Als besonders wichtig erachtet der 
Deutsche Kulturrat, dass die entspre-
chenden fi nanziellen Ressourcen zur 

Nutzung von vergriff enen Werken be-
reitgestellt werden. Dabei geht es – an-
ders als Erwägungsgrund  vermuten 
lässt – weniger um die Höhe der Li-
zenzgebühren, sondern um die Kosten 
für die Digitalisierung und öff entliche 
Zugänglichmachung der vergriff enen 
Werke.
 
Leistungsschutzrecht für 
Presseverleger

Vorauszuschicken ist, dass dem Deut-
schen Kulturrat die Verbände der Zei-
tungs- und Zeitschriftenverleger nicht 
angehören. Das in Deutschland seit ei-
niger Zeit bestehende Leistungsschutz-
recht für Presseverlage erweist sich 
aufgrund seines sehr beschränkten An-
wendungsbereichs bisher als durchset-
zungsschwach. Insbesondere Online-
Dienste mit einer starken Marktmacht 
erschweren die Rechtsdurchsetzung. 
Positiv an dem deutschen Leistungs-
schutzrecht für Presseverlage ist, dass 
ein Beteiligungsanspruch für Urheber 
ausdrücklich vorgesehen ist. Ein solcher 
Beteiligungsanspruch muss, wenn der 
Weg eines europäischen Leistungs-
schutzrechts für Presseverlage gegan-
gen wird, ebenfalls eingeführt werden. 
Ferner sollten Leistungsschutzrecht 
und Beteiligungsanspruch möglichst 
verwertungsgesellschaftspfl ichtig aus-
gestaltet werden, um die Durchsetzung 
in der Praxis zu erleichtern.
 
Verlegerbeteiligung

Die Verlegerbeteiligung an gesetzlichen 
Vergütungsansprüchen ist ein äußerst 
drängendes Problem, das innerhalb 
kurzer Frist gelöst werden muss. Der 
Deutsche Kulturrat ist der Auff assung, 
dass die in der Richtlinie vorgeschlage-
ne Regelung grundsätzlich zu begrüßen 
ist. Allerdings sollte der Beteiligungs-
anspruch verwertungsgesellschafts-
pfl ichtig sein und lediglich von einer 
Verwertungsgesellschaft wahrgenom-
men werden können, die Rechte von 
Urhebern und Verlegern gemeinsam 
vertritt.
 
Angesichts der Dringlichkeit dieses 
Vorhabens appelliert der Deutsche Kul-
turrat an die Bundesregierung, sich auf 
europäischer Ebene dafür einzusetzen, 
dass die Regelung der Verlegerbeteili-
gung schnellstmöglich umgesetzt wird. 
Dabei ist insbesondere zu prüfen, ob 
durch eine Verabschiedung im Zusam-
menhang mit einem anderen Richtlini-
envorhaben oder in isolierter Form eine 
signifi kante Beschleunigung erreicht 
werden kann.
 
Nutzung geschützter Inhalte durch 
Online-Dienste
 
Der Deutsche Kulturrat betont, dass 
derzeit ein Ungleichgewicht zwischen 
multinationalen Anbietern von On-
line-Diensten und Rechteinhabern 
besteht. Es ist daher dringend erfor-
derlich, dass die Position der Rechtein-
haber dahingehend gestärkt wird, dass 
diese künftig ihre Rechte gegenüber 
Online-Plattformen besser durchset-
zen können. Mit ihrem Vorschlag sen-
det die EU-Kommission das wichtige 
Signal, dass der Wertetransfer von Kre-
ativschaff enden zu Plattformbetrei-
bern in Europa nicht länger toleriert 
wird. Der Deutsche Kulturrat erkennt 
an, dass die EU-Kommission die als 
sogenannte »Value Gap« beschriebe-
ne Entwicklung korrigieren will. Das 
ergibt sich allerdings vor allem aus 
Erwägungsgrund . Aus Sicht des 
Deutschen Kulturrates sollte deshalb 
geprüft werden, ob dieser Ansatz nicht 
im Richtlinientext selbst deutlicher 
zum Ausdruck kommen sollte.

 Faire Vergütung 
(Urhebervertragsrecht)
 
Der Deutsche Kulturrat erinnert in 
diesem Zusammenhang an seine oben 
genannte Stellungnahme zum Referen-
tenentwurf eines »Gesetzes zur verbes-
serten Durchsetzung des Anspruchs 
der Urheber und ausübenden Künstler 
auf angemessene Vergütung«. Er hat 
in dieser Stellungnahme betont, dass 
der Auskunftsanspruch ein komplexes 
Thema ist und einer diff erenzierten 
Betrachtung bedarf. Dabei kann unter 
anderem eine Rolle spielen, in welchem 
Umfang Urheber bei Werken mit vielen 
Beteiligten einen Beitrag zum Werk ge-
leistet haben. Es gilt abzuwägen, zwi-
schen dem Interesse der Urheber und 
ausübenden Künstler, Auskunft über 
die Erlöse aus der Verwertung ihrer 
Werke und Darstellungen zu erhalten 
und dem Verwaltungsaufwand, der mit 
dem Auskunftsanspruch verbunden ist. 
Ein hoher Verwaltungsaufwand ist auch 
mit hohen Kosten verbunden, was zu 
Lasten der Budgets für urheberrecht-
liche Leistungen gehen könnte. Hier 
kann die Einführung von branchenspe-
zifi schen Lösungen die Diskussion ent-
schärfen. Diese Stellungnahme sollte 
auch bei der weiteren Diskussion des 
Richtlinienvorschlags der EU-Kommis-
sion Berücksichtigung fi nden.
 

Überlegungen der 
Europäischen Kommission zur 
Rechtsdurchsetzung
(COM ()  fi nal)

In seiner Stellungnahme »Zur Zukunft 
des Urheberrechts in Europa« hat der 
Deutsche Kulturrat bereits darauf 
hingewiesen, dass Internetunterneh-
men – insbesondere Internet Service 
Provider, Hostprovider, Suchmaschi-
nenanbieter und Betreiber sogenann-
ter sozialer Netzwerke – im Rahmen 
des Zumutbaren dafür Sorge tragen 
müssen, dass Urheberrechte gewahrt 
werden. Grundsätzlich sollte eine »Ver-
kehrssicherungspfl icht« für entspre-
chende Internetdienstleister gesetzlich 
festgeschrieben werden. Gemeinsame 
Initiativen zur Selbstregulierung von 
Rechteinhabern, Werbewirtschaft und 
Finanzdienstleistern sollten weiter vo-
rangetrieben werden, gegebenenfalls 
durch Schaff ung gesetzlicher Rahmen-
bedingungen.
 
Der Deutsche Kulturrat bittet, diese 
Gesichtspunkte bei den weiteren Über-
legungen auf europäischer Ebene zu 
berücksichtigen.
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Zum Vorschlag der EU-Kommission zur Revision der AVMD-Richtlinie vom 25.05.2016
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates

Berlin, den ... Der Deutsche 
Kulturrat, der Spitzenverband der Bun-
deskulturverbände, hat sich am Kon-
sultationsprozess der letzten Jahre zur 
Novellierung der AVMD-Richtlinie be-
teiligt. So hat er zum »Grünbuch über 
die Vorbereitung auf die vollständige 
Konvergenz der audiovisuellen Welt: 
Wachstum, Schöpfung und Werte« Po-
sition bezogen und sich   an der 
»Konsultation zur Richtlinie //
EU über audiovisuelle Mediendienste 
(AVMD-RL). Eine Mediengesetzge-
bung für das . Jahrhundert« betei-
ligt. Mit Blick auf den am . Mai  
von der EU-Kommission vorgelegten 
»Vorschlag für eine Richtlinie des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates 
zur Änderung der Richtlinie //
EU zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über die Bereitstellung audiovisueller 
Mediendienste im Hinblick auf sich ver-
ändernde Marktgegebenheiten« (COM 
()  fi nal) und den nun erfolgen-
den Beratungsprozess im Europäischen 
Parlament und im Europäischen Rat po-
sitioniert sich der Deutsche Kulturrat zu 
ausgewählten Aspekten der geplanten 
Novellierung. Dabei nimmt der Deut-
sche Kulturrat folgende Aspekte in den 
Blick: Anwendungsbereich der Richtli-
nie, Herkunftslandprinzip, Europäische 
Werke, Kommerzielle Kommunikation, 
Jugendschutz, Auffi  ndbarkeit/Zugäng-
lichkeit/Signalintegration, Nationale 
Regulierungsstellen. 
Aus Sicht des Deutschen Kulturrates 
muss die Novellierung der AVMD-Richt-
linie darauf abzielen, ein Level Playing 
Field für Anbieter linearer und non-
linearer Mediendienste hinsichtlich 
des Regulierungsniveaus zu schaff en. 
Bestehende Wettbewerbsnachteile für 

lineare Mediendiensteanbieter müs-
sen aufgehoben werden. Ebenso sind 
die kulturelle Vielfalt, der Medienplu-
ralismus, der Schutz der Menschen-
würde und der Jugendschutz von allen 
Mediendiensteanbietern zu sichern. 
Vorschriften der AVMD-Richtlinie im 
Hinblick auf die Förderung der kulturel-
len Vielfalt, insbesondere europäischer 
Werke und unabhängiger Produzenten, 
hält der Deutsche Kulturrat nach wie 
vor für relevant. 

Anwendungsbereich der 
Richtlinie
Der Deutsche Kulturrat begrüßt aus-
drücklich, dass der Anwendungsbe-
reich der AVMD-Richtlinie auf Vi-
deoplattformdienste zum Zweck des 
Jugendschutzes und des Schutzes der 
Menschenwürde ausgeweitet werden 
soll. Unter Videoplattformdienst wird 
laut AVMD-Richtlinienentwurf eine 
Dienstleistung verstanden, die folgen-
de Anforderungen erfüllt: »i) der Dienst 
besteht in der Speicherung einer großen 
Menge an Sendungen oder an von Nut-
zern erstellten Videos, für die der Video-
plattformanbieter keine redaktionelle 
Verantwortung trägt; ii) die Organisati-
on der gespeicherten Inhalte wird vom 
Anbieter des Dienstes bestimmt, auch 
mit automatischen Mitteln oder Algo-
rithmen, insbesondere durch Hosten, 
Anzeigen, Markieren und Anordnen; iii) 
der Hauptzweck oder ein trennbarer Teil 
des Dienstes besteht darin, Sendungen 
und von Nutzern erstellte Videos für 
die allgemeine Öff entlichkeit zur In-
formation, Unterhaltung oder Bildung 
bereitzustellen; iv) der Dienst wird über 
elektronische Kommunikationsnetze 
im Sinne des Artikels  Buchstabe a der 
Richtlinie //EG bereitgestellt«.

Der Deutsche Kulturrat sieht darüber 
hinaus bei Videoplattformdiensten eine 
gesellschaftliche und juristische Ver-
antwortung für verbreitete Inhalte und 
weist darauf hin, dass sich diese Dienste 
im Zusammenhang mit Haftungsfra-
gen und bei Urheberrechtsverletzun-
gen nicht darauf zurückziehen können, 
lediglich die technische Infrastruktur 
bereitzustellen. Der Deutsche Kultur-
rat begrüßt zudem, dass die Defi nition 
eines Audiovisuellen Mediendienstes 
ausgeweitet wird und zukünftig auch 
Kurzvideos, beispielsweise Angebote 
kommerzieller Blogger, sowie Unter-
seiten von Multimedia-Angeboten, 
wie beispielsweise eigenständige au-
diovisuelle Teile von Online-Zeitungen, 
einbezogen werden. Dadurch wird dem 
Element der Meinungsbildungsrele-
vanz ebenso wie dem Bestreben nach 
gleichen Voraussetzungen für alle AV-
Anbieter zukünftig stärker Rechnung 
getragen.

Herkunftslandprinzip
Das Herkunftslandprinzip, nach dem 
die Regulierung sich nach dem Sitz des 
Mediendiensteanbieters richtet, ist aus 
Sicht des Deutschen Kulturrates we-
sentlicher Grundpfeiler der AVMD-
Richtlinie, dessen Beibehaltung sie im 
Anwendungsbereich der AVMD-Richt-
linie grundsätzlich unterstützt.

Europäische Werke
Der Deutsche Kulturrat begrüßt die 
Klarstellung, dass Mitgliedsstaaten 
solche Mediendiensteanbieter, die ihr 
Angebot auf ihren nationalen Markt 
ausrichten, auch grenzüberschreitend 
zu Direktinvestitionen in die nationale 
Filmproduktion und zu Beiträgen in na-
tionale Filmfonds verpfl ichten können. 

Diese Klarstellung  dient der Förderung 
der Vielfalt der Kulturen in der Europä-
ischen Union.  

Die in Artikel  Absatz  und  vor-
geschlagene Quotenregelung für die 
Kataloge von audiovisuellen Medien-
diensten auf Abruf begrüßt der Deut-
sche Kulturrat als Balance zwischen 
Programmfreiheit und Förderung 
europäischer Werke. Darüber hinaus 
wäre eine Klarstellung dahingehend 
begrüßenswert, dass die Möglichkeit 
der Mitgliedstaaten für audiovisuelle 
Mediendienste auf Abruf eine Invest-
mentverpfl ichtung vorsehen zu können 
(Art.  Abs. ) als Alternativmaßnahme 
zu der Quotenregelung implementiert 
werden kann.

Kommerzielle Kommunikation
Die Trennung zwischen Werbung und 
Programm sollte für alle audiovisuellen 
Mediendienste gelten. Werbung ist eine 
essentielle Finanzierungsgrundlage pri-
vat fi nanzierter Medien und somit wich-
tige Voraussetzung für Medienvielfalt in 
Deutschland und Europa. Gleichzeitig 
gilt es die Werkintegrität von Filmen 
sowie adäquate Jugend- und Verbrau-
cherschutzstandards zu berücksichtigen. 
Diesen Aspekten ist auch im weiteren 
Reformprozess Rechnung zu tragen. 

Jugendschutz
Um die gesellschaftliche Akzeptanz von 
Jugendschutzbestimmungen nicht zu 
gefährden und zugleich Wettbewerbs-
verzerrungen zu vermeiden, ist es rich-
tig, auch für Videoplattformdienste Ju-
gendschutzbestimmungen vorzusehen. 
Der Deutsche Kulturrat unterstützt da-
her den Ansatz, dass Mitgliedsstaaten 
auch gegenüber Videoplattformdiens-

ten angemessene Vorschriften zum 
Schutz Minderjähriger erlassen können. 

Auffi  ndbarkeit, Zugänglichkeit, 
Signalintegrität
Um Meinungsfreiheit, Medienpluralis-
mus und kulturelle Vielfalt zu sichern, 
müssen in der konvergenten Medien-
welt ein diskriminierungsfreier Zugang 
zu Infrastrukturen, Plattformen und 
Portalen und die Auffi  ndbarkeit von 
meinungsbildenden und vielfaltsför-
dernden Inhalten gewährleistet sein. 
Der Deutsche Kulturrat begrüßt daher 
die Möglichkeit, für Mitgliedsstaaten re-
gulierend einzugreifen, um die Auffi  nd-
barkeit und Zugänglichkeit von Inhalten 
nach festgelegten Zielen des allgemei-
nen Interesses wie Medienpluralismus, 
Meinungsfreiheit und kulturelle Vielfalt 
zu gewährleisten. Es sollte daher eine 
Weiterentwicklung der »must-carry-Re-
gelungen« zu »must-be-found-Regelun-
gen« auch für Portale und elektronische 
Programmführer (EPGs) in Betracht ge-
zogen werden. Daneben sollte die Mög-
lichkeit einer öff entlich-rechtlichen 
Suchmaschine weiter diskutiert werden. 
Der Deutsche Kulturrat sieht weiter das 
Erfordernis, Regeln zur Sicherung der 
Signalintegrität bei der Revision der 
AVMD-Richtlinie zu implementieren, 
damit audiovisuelle Werke nicht durch 
Überblendungen bzw. Umrahmung mit 
Werbung gestört werden. 

Nationale Regulierungsstellen 
Der Deutsche Kulturrat unterstützt das 
grundsätzliche Ziel der Kommission, die 
Unabhängigkeit der nationalen Medien-
regulierungsstellen und deren Koordi-
nierung zu stärken. Die Medienregulie-
rung sollte dabei jedoch dem Prinzip der 
Subsidiarität folgen.
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–  Volker Leppin: Luther  – eine ökumenische  
Chance / S. 81

–  Athina Lexutt: Das Lob der Anfechtung / S. 83

–  Hiltrud Lotze: Politisches Handeln  
braucht  Gewissen / S. 86

–  Christoph Markschies: Womöglich mit  
wuchtigen Hammerschlägen / S. 88

–  Reinhard Kardinal Marx: Einssein mit Christus.  
Inwieweit sind die Konfessionen bereits »eins«? / S. 90

–  Christoph Matschie: Die Reformation war eine  
Bildungs-Bewegung. Philipp Melanchthon –  
Weggefährte Luthers und »praeceptor Germaniae« / S. 92

–  Regine Möbius: Mein Luther – ihr Luther? / S. 94

–  Johann Michael Möller: Die Präsenz der  
Reformation / S. 97

–  Michael Müller: Martin Luther und Berlin / S. 99

–  Bernd Neumann: Das Reformationsjubiläum  als 
Chance begreifen. Das kirchliche Kulturengagement  
rückt stärker ins öffentliche Bewusstsein / S. 102

–  Cornelia Pieper: Von Wittenberg in die Welt.  
Die Lutherdekade in der Auswärtigen  Kultur- und  
Bildungspolitik / S. 105

–  Peter Reifenberg: … ein glühender Backofen  
voller Liebe / S. 107

–  Georg Ruppelt: Thron und Altar / S. 110

–  Stephan Schaede: Luther gehört uns nicht / S. 112

–  Olaf Zimmermann: Luther gehört euch wirklich  
nicht! Die Evangelische Kirche sollte ihre Tore weit,  
sehr weit öffnen / S. 115

–  Heinz Schilling: Luther historisch einordnen / S. 117

–  Carsten »Storch« Schmelzer: Luther und die  
Hölle. Oder: Über die Abschaffung des Fegefeuers / S. 121

–  André Schmitz: Reformationsjubiläum als Fest  
der Standhaften / S. 123

–  Friedrich Schorlemmer: »Die ganze Welt ist in der  
Habsucht ersoffen wie in einer Sintflut«. Über  
gemeinen Nutz und Wucher bei Martin Luther / S. 125

–  Irmgard Schwaetzer: Frauen ins Pfarramt / S. 128

–  Thomas Sternberg: Luther und die Folgen für  
die Kunst. Martin Luther nahm die Bilderfrage nicht  
so ernst und hat dadurch die freie Entwicklung der  
Kunst befördert / S. 130

–  Rupert Graf Strachwitz: Luther und der Staat.  
Kann sich die Kirche der Reformation zur Zivilgesell- 
schaft bekennen? / S. 132

–  Johannes Süßmann: Heute würde Luther twittern.  
Reformation und Neue Medien / S. 135

–  Peter Tauber: Von der Wartburg in die Moderne. Zur  
weltgeschichtlichen Bedeutung der Reformation / S. 137

–  Wolfgang Thierse: Wir Kinder der Reformation.  
Über den Folgenreichtum der Reformation / S. 139

–  Ellen Ueberschär: Gesellschaftlicher Resonanzraum. 
Deutscher Evangelischer Kirchentag  in Berlin  
und Wittenberg? / S. 141

Disputationen: 
Reflexionen  
zum Reformations-
jubiläum 
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Vorwort und Einleitung
–  Olaf Zimmermann: Die beste Pizza von Jerusalem / S. 19

–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 20

Wie alles anfing … und dann fortgesetzt wurde
–  Olaf Zimmermann: Zweifellos / S. 29

–  Olaf Hahn: Einladung zur konstruktiven Ausein-
andersetzung. Was ein Dossier »Islam · Kultur · Politik« 
leisten kann / S. 31

–  Olaf Zimmermann und Olaf Hahn:  
Zwei Jahre spannende Debatten. Die Dossiers  
»Islam · Kultur · Politik« / S. 33

Islam in Deutschland
–  Katajun Amirpur: Gleichberechtigung für Muslime 

 schaffen. Über unsägliche Debatten und positive Ent-
wicklungen in Deutschland / S. 37

–  Patrick Bahners: Der Aufklärung verpflichtet.  
Die Kritik der Islamkritik / S. 39

–  Kristin Bäßler im Gespräch mit Hilal Sezgin:  
Deutschland muss sich neu erfinden / S. 42

–  Ronald Grätz: Wer lernt von wem?  
Islam in Deutschland / S. 46

–  Michael Blume: Wie können Muslime unsere Gesellschaft 
mitgestalten? Antworten aus der Lebensrealität / S. 51

–  Gabriele Hermani: Die Deutsche Islam Konferenz  
bis . Zusammensetzung und Ergebnisse / S. 53

–  Sonja Haug: Herkunft, Glaubensrichtung, Bildung,  
Partizipation. Vom Eins-Werden und vom Einssein / S. 58

–  Wolfgang Benz: Wie die Angst vor dem Islam die 
 Demokratie gefährdet. Fehlende Kenntnisse über den  
Islam produzieren Vorurteile und Ablehung / S. 61

–  Heinz Fromm: Der Islam aus Sicht des Verfassungs-
schutzes. Ein friedliches Zusammenleben braucht sachli-
che Auseinandersetzung / S. 64

–  Detlef Pollack: Akzeptanz und Wahrnehmung des   
Islams. Zu den Ergebnissen einer Studie der  
Westfälischen  Wilhelms-Universität Münster / S. 67

–  Aiman A. Mazyek: Islam-Bashing / S. 69

–  Sabine Schiffer: Islamfeindlichkeit in Deutschland.  
Ausgrenzende Strukturen ernst nehmen / S. 71

Der Bruch des . September 
–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz:  

Kein Märchen aus tausendundeiner Nacht. Der Bruch  
des . September  enthält die Chance eines  
kulturellen Aufbruchs / S. 75

–  Petra Bahr: Gegenbilder entgegensetzen / S. 79

–  Aiman A. Mazyek: Um Jahre zurückgeworfen. / und  
die Folgen für Völkerverständigung und Integration / S. 82

–  Herfried Münkler: Sicherheitssorge statt  
Bedrohungsangst. Der . September und seine Folgen  
aus politikwissenschaftlicher Sicht / S. 85

–  Wolfgang Schmidbauer: Die Sehnsucht nach neuen  
Idealen. Von der Psychologie des Terrors / S. 88

–  Almut S. Bruckstein Çoruh: Augen ohne Gedächtnis 
 sehen nichts. Persönliche Reflexionen zu / / S. 91

–  Friedrich Wilhelm Graf: Nine eleven und  
die Christen / S. 94

–  Petra Klug: Die Kulturalisierung der deutschen Integra-
tionspolitik. Grundannahmen der politischen Ausein-
andersetzung im Bundestag nach dem . September / S. 97

– Lars Klingbeil: /  und die Welt danach / S. 100

Muslimisches Leben
–  Gabriele Steffen: Stadtteilentwicklung als gesell-

schaftliches Projekt / S. 105

–  Reinhold Zemke: Die Moschee als Aufgabe der 
 Stadtplanung. Zwischen Hinterhof und Boulevard,  
Zentrum und Stadtrand / S. 108

–  Stefanie Ernst im Gespräch mit Erol Pürlü:  
Normalität im Zusammenleben ist das Ziel / S. 111

–  Abdulla Elyas: waymo – Plattform für junge 
 Muslime / S. 115

–  Götz Nordbruch: Muslim, deutsch und aktiv.  
Muslimische Jugendkulturen in Deutschland / S. 117

–  Sawsan Chebli: Jung, muslimisch, aktiv.  
Das JUMA-Projekt in Berlin / S. 120

–  Nadjib Sadikou: Erziehung zwischen den  Kulturen. 
Wertewelten muslimischer Jugendlicher im 
 Klassenzimmer / S. 123

–  Haci Halih Uslucan: Muslime als gewalttätige  
Machos? Zum Zusammenhang von Geschlecht, Gewalt  
und Religion / S. 126

–  Stephanie Doetzer: »Mein Gesicht ist privat«  
Warum manche Frauen Gesichtsschleier tragen und 
Deutschland sich eine Burka-Debatte sparen sollte / S. 129

–  Reinhard Baumgarten: Verhängte Ansichten.  
Was steckt oder besser wer steckt eigentlich hinter  
einem Niqab oder einer Burka? / S. 132

–  Stefanie Ernst im Gespräch mit Melih Kesmen:  
I love my prophet / S. 134

–  Ingrid Pfluger-Schindlbeck: Zur Symbolik  
des Kopf haares / S. 137

–  Reinhard Baumgarten Die Last der langen Nase.  
Neuer Trend zur Schönheitschirurgie im Iran / S. 140

Muslimische Zivilgesellschaft
–  Olaf Zimmermann: Nutzen für alle. Starke islamische 

Zivilgesellschaft / S. 143

–  Rupert Graf Strachwitz: Muslimische Strukturen  
im Stiftungswesen. Eine jahrtausendealte Tradition im 
Wandel der Zeit / S. 145

–  Olaf Zimmermann: Muslimische Zivilgesellschaft –  
gibt es sie eigentlich? / S. 148

–  Matthias Kortmann: Mühsames Ringen um  
Anerkennung. Muslimische Dachverbände als zivil-
gesellschaftliche Akteure in Deutschland / S. 151

–  Mohammed Abdulazim: Organisation  
muslimischer Jugendlicher in Verbänden. Das Beispiel  
der Muslimischen Jugend in Deutschland / S. 154

–  Thomas Klie und Julia Schad: Brachliegendes  
Engagementpotenzial. Zugangshemmnisse und -chancen 
für  junge Muslime zu Freiwilligendiensten / S. 156

–  Jens Kreuter: Bundesfreiwilligendienst und Muslime.  
Erfahrungen und Entwicklungen / S. 159

–  Christoph Müller-Hofstede: Zivilgesellschaft von  
morgen. Vorstellung eines Modellprojekts / S. 162

–  Aiman A. Mazyek im Gespräch mit Ali Dere:  
Wir brauchen heute mehr Dialog als je zuvor / S. 165

–  Nurhan Soykan: Tag der offenen Moschee. Gespräche mit 
Muslimen sind effektiver als Gespräche über sie / S. 168

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Aiman A.  
Mazyek: Die Gründung eines muslimischen Wohl-
fahrtsverbandes ist überfällig / S. 171

Islam · Kultur · Politik
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Vorwort
–  Christian Höppner:   

Kaleidoskop der Kulturpolitik / S. 11

Die Editorials
–  Mangas / S. 13

–  Reichtum / S. 14

–  Exoten / S. 15

–  Sonnenschutz / S. 16

–  Obsession / S. 17

–  Wettbewerb / S. 18

–  Sinnkrise / S. 19

–  Feuerwehr / S. 20

–  Mängelexemplare / S. 21

–  Wunderglaube / S. 22

–  Fragen / S. 23

–  Effizienz / S. 25

–  Wegducken / S. 26

–  Schuld / S. 28

–  Ein-Euro-Digitalisierer / S. 29

–  Schamhaftes Schweigen / S. 30

–  Kakaopulver / S. 31

–  Expansion / S. 32

–  Offenheit / S. 33

–  Wissenslücken / S. 34

–  Jahresrückblick / S. 35

–  Leitkulturstandards / S. 36

–  Spannungsverlust / S. 38

–  Unfair / S. 39

–  Kurzgeschichte / S. 41

–  Ort / S. 42

–  Kultureller Takt / S. 43

–  Wiedergutmachung / S. 44

–  Kunstgeschmack / S. 45

–  Aufgeräumt / S. 47

–  Kunstdinge / S. 48

–  Turbokinder / S. 49

–  Nörgeln / S. 50

–  Frischzellenkur / S. 51

–  Agendasetzung / S. 52

–  Uneinigkeit / S. 53

–  Disputationen / S. 55

–  Märchenstunde / S. 56

–  Visionen / S. 57

–  Nerverei / S. 58

–  Spielsucht / S. 59

–  Zukunftswillen / S. 60

–  Ungehorsam / S. 62

–  Entfremdung / S. 63

–  Kooperationsverbot / S. 64

–  Elite / S. 66

–  Prügeln / S. 67

–  Beton / S. 68

–  Vordemokratisch / S. 69

–  Schweigenbrechen / S. 70

–  Opposition / S. 71

–  Eigenständigkeit / S. 72

–  Naturbildung / S. 73

–  Demografie gerechtigkeit / S. 74

–  Jubiläumsgeschenk / S. 75

– Klein-Klein / S. 76

–  Einfluss / S. 77

–  Medienmacht / S. 79

–  Transparenz / S. 80

–  Gottesbezug / S. 81

–  Sommertheater / S. 82

–  Verrat / S. 83

–  Mythos / S. 84

–  Think big! / S. 85

–  Exoten / S. 86

–  Feiertag / S. 87

–  Gedanken / S. 88

–  Wunden / S. 89

–  Nützlich / S. 90

–  Wächter / S. 91

–  Obrigkeit / S. 92

–  Likrat / S. 93

Anhang
–  Kulturpolitisches Glossar / S. 94

–  Begriffsregister / S. 134

–  Namensregister / S. 138

Kulturpolitik  
auf den Punkt  
gebracht:
Kommentare und  
Begriffe von  
 Olaf Zimmermann
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Vorwort und Einleitung
–  Olaf Zimmermann: Die Marktfähigmachung  

der Welt / S. 15

–  Gabriele Schulz: Globalisierung und Schutz  
der  kulturellen Vielfalt – ein Dauerthema / S. 17

Der Welthandel und der GATS-Schock
–  Martin Hufner: Identität, Nation und Globalisierung. 

 Notwendige Verwicklungen zwischen Geschichte  
und Gesellschaft / S. 23

–  Bernhard Freiherr von Loeffelholz: Zur Bedeutung  
der Kultur für die globale Ordnung. Gedanken zu der 
UNESCO-Konvention zum Schutz kultureller Vielfalt / S. 26

–  Max Fuchs: Culture unlimited. Anmerkungen zur  
Kulturpolitik in Zeiten der Globalisierung / S. 30

–  Thomas Krüger: Kulturelle Verschmelzungs-  
und Synchronisationsprozesse. Das Wort der Kultur  
erheben: lautstark, kräftig und strategisch / S. 35

–  Heinrich Bleicher-Nagelsmann: Aus dem Blickwinkel 
weltweiter Liberalisierung. Schranken der Handelsliberali-
sierung und Sicherung der Infor mations freiheit / S. 39

–  Pascal Lamy: Kultur ist kein gewöhnliches Gut.  
Zur Liberalisierung des internationalen Handels / S. 43

–  Olaf Zimmermann: Sonnenschutz / S. 46

–  Hans-Jürgen Blinn: Besonderer Ausschuss  
nach Artikel  EG-Vertrag / S. 48

–  Max Fuchs: Vom Wert kultureller Vielfalt. Kultur,  
globale Märkte und GATS / S. 51

–  Wolfgang Clement: Cancún und die Folgen.  
Zur Liberalisierung des internationalen Dienst-
leistungshandels / S. 56

–  Max Fuchs: Cancún und die Folgen für die Kultur.  
Neun Anmerkungen zu den WTO-Verhandlungen  
in Mexiko / S. 58

–  Fritz Pleitgen: Erfolg und Ambivalenz. Resümee  
der WTO-Ministerkonferenz in Cancún aus der audio-
visuellen Warte / S. 61

–  Sebastian Fohrbeck: Globaler Bildungshandel.  
Deutsche Hochschulen und das General Agreement  
on Trade in Services (GATS) / S. 64

–  Gabriele Schulz: Kultur und Medien bislang noch außen 
vor. GATS-Verhandlungen gewinnen an Dynamik / S. 67

–  Hans-Jürgen Blinn: Kultur, die besondere Dienst- 
leistung. Freihandelsabkommen mit Zusatzprotokoll  
zur kulturellen Zusammenarbeit zwischen der EU  
und Südkorea unterzeichnet / S. 69

Was bringt die Konvention Kulturelle Vielfalt?
–  Wilhelm Neufeldt: Konvention zum Schutz der 

 kulturellen Vielfalt. Bewertung des UNESCO-Abkommens 
aus Sicht der Kultusministerkonferenz / S. 75

–  Adolf Dietz: Kulturelle Vielfalt und internationales Urhe-
berrecht. Zur Definition von kulturellen Gütern  
und Dienstleistungen / S. 79

–  Verena Metze-Mangold: Vor der Entscheidung.  
UNESCO-Staaten stimmen über Kulturkonvention ab / S. 84

–  Peter S. Grant: Der kulturelle Werkzeugkasten.  
Warum unterscheiden sich audiovisuelle Güter von 
 anderen? / S. 88

–  Verena Wiedemann: Die UNESCO-Konvention und die 
Medien. Kulturelle Vielfalt in neuen Märkten gesichert — 
Mindestens  Staaten müssen ratifizieren / S. 96

–  Christine M. Merkel: Werkzeugkasten »Kulturelle  
Vielfalt gestalten«. Wichtige Initiativen des Kulturaus-
schusses des Europaparlaments / S. 100

–  Christine M. Merkel: Entwicklungen in Seoul  
beobachten. Kulturelle Vielfalt im Spannungsfeld  
zwischen Handels abkommen und Völkerrecht.  
Das Beispiel Korea / S. 105

–  Christine M. Merkel: Boomendes Brasilien.  
Champion der »Diversidade Cultural« / S. 108

–  Christine M. Merkel: Auf der Suche nach einer neuen 
 Vision von Vietnam. Kulturelle Vielfalt konkret / S. 112

Nebenschauplatz EU-Dienstleistungsrichtlinie
–  Olaf Zimmermann: Der Staat, der Markt, die Bürger.  

Wer leistet kulturelle Grundversorgung? / S. 117

–  Max Fuchs: Die Dienstleistungsrichtlinie und  
die Kultur. Tiefgreifende Sorgen über Kompetenz- 
verteilung und Zuständigkeit / S. 121

–  Fritz Pleitgen: Kulturelle Vielfalt darf nicht dem 
 Binnenmarkt geopfert werden. Die EU-Dienstleistungs-
richtlinie und die Kultur / S. 124

CETA, TTIP, TiSA und wie es weitergeht
–  Volker Perthes: Die strategischen Prioritäten der 

 Anderen. Zur Interessenlage der einzelnen Partner beim 
Transatlantischen Handelsabkommen TTIP / S. 129

–  Olaf Zimmermann, Gabriele Schulz: »Gerechter« 
 Welthandel und Freihandelsabkommen. Über WTO,  
GATS, TTIP, CETA und TiSA / S. 133

–  Gabriele Schulz: Der alte Kontinent und die kulturelle 
Vielfalt. Zum Freihandelsabkommen zwischen den  
USA und Europa / S. 136

–  Norbert Lammert: Gestalten statt verhindern.  
Warum agiert die Kultur bei TTIP so mutlos?  
Ein Gegen plädoyer / S. 139

–  Olaf Zimmermann und Claudius Seidl im Gespräch 
mit Ulrich Kühn: Europas Kultur am Abgrund?  
Der Streit um das Freihandelsabkommen TTIP / S. 143

–  Hans-Joachim Otto: Umfassend und ehrgeizig. Chancen 
und Risiken des neuen Handelsabkommens / S. 146

–  Jürgen Burggraf: Spinnen die Gallier?  
Nein, vive la France! Transatlantische Handelspartner-
schaft ohne  Kultur und Audiovisuelles / S. 148

–  Birgit Reuß: Bauernopfer Buchhandel? Das geplante 
 Freihandelsabkommen wird zum Kulturkiller / S. 151

–  Rolf Bolwin: Ist Kultursubvention eine Wettbe- 
werbsverzerrung? TTIP oder was die Kultur von der  
Wirtschaft rechtlich unterscheidet / S. 154

–  Brigitte Zypries: Die Kultur steht nicht zur Disposition. 
Trotz schwierigem Start sind die TTIP-Verhandlungen  
auf einem guten Weg / S. 158

–  Rupert Schlegelmilch: Die kulturelle Vielfalt wird 
 weiterhin geschützt. Kultur im Rahmen der Trans-
atlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft 
(TTIP) / S. 161

–  Bernd Lange: Kultur und Transparenz. Das Trans-
atlantische Freihandelsabkommen und audiovisuelle 
 Medien im Blickpunkt / S. 164

–  Olaf Zimmermann, Gabriele Schulz: Alles in Butter  
oder Sand in den Augen. TTIP: Neustart der Verhand- 
lungen unter einem geänderten Verhandlungsmandat  
ist der beste Weg / S. 167

TTIP, CETA & Co.
Die Auswirkungen  
der Freihandels- 
abkommen auf Kultur 
und Medien
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Vorwort und Einleitung
–  Olaf Zimmermann: Altes Zeug / S. 19

–  Gabriele Schulz: Kulturgutschutz: eine  
vielfältige Aufgabe / S. 20

Verantwortung für Kulturgut weltweit
–  Olaf Zimmermann: Die Zerstörung, der Raub und  

der illegale Handel mit Kulturgut. Besitz von  
Raubkunst muss gesellschaftlich und rechtlich  
geächtet werden / S. 27

–  Hermann Parzinger: Kulturelles Erbe weltweit  
in Gefahr. Eine Novellierung des Kulturgüter schutz-
gesetzes in Deutschland ist nötig / S. 30

–  Monika Grütters: Kulturgut verpflichtet!  
Die Gesetzesnovelle zum Kulturgutschutz läutet einen 
längst fälligen Paradigmenwechsel ein / S. 34

–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz: Die nächste 
Runde wurde eingeläutet. Das »Gesetz zur Neu- 
regelung des Kulturgutschutzes« in der Diskussion  
der Bundesländer / S. 37

–  Robert A. Kugler: Immaterielle Eigenschaften  
bewahren. Anforderungen an ein modernes Kultur-
güterschutzgesetz / S. 41

–  Markus Hilgert: Wir sind nicht hilflos. Ein -Punkte-
Programm für einen nachhaltigen Kulturgutschutz / S. 44

–  Isabel Pfeiffer-Poensgen: Kulturerbe bewahren und 
überliefern. Zur Arbeit der Kulturstiftung der Länder / S. 48

–  Günther Wessel: Nachschub für einen  
gigantischen Markt. Raubgrabungen zerstören  
das kulturelle Erbe der Menschheit / S. 51

–  Walter Sommerfeld: Plünderungen, Verwüstungen,  
Raubgrabungen. Raub-Archäologie im Irak bewirkt  
Zer störung historischer Stätten / S. 54

–  Dieter Vieweger: »Was ich liebe, wird nicht  
untergehen …« Über die Ursachen und die Folgen  
der Zerstörung von Kulturgut / S. 57

–  Joachim Marzahn: Vom »Schatz suchen« zum  
wissenschaftlichen Arbeiten. Zur Entstehung der  
archäologischen Forschung / S. 59

–  Margarete van Ess: Die Zerstörung von Kulturgütern  
im Nahen Osten. Folgen für die Forschung / S. 61

–  Markus Hilgert: Forschung für den Kulturgut- 
schutz. Interdisziplinäres Verbundprojekt zum illegalen 
Handel mit Kulturgütern in Deutschland / S. 63

–  Adelheid Otto: Nicht länger tatenlos zusehen.  
Zur Bedeutung der archäologischen Kulturschätze  
im Vorderen Orient / S. 65

–  Walther Sallaberger: Tontafeln, von denen  
wir viel lernen können. Zur Bedeutung der antiken  
Keilschrift / S. 67

–  Maria Böhmer: Welterbe in Gefahr. Die Rettung der  
antiken malischen Handschriften in Timbuktu / S. 69

–  Günther Schauerte: Die Museen und das archäolo- 
gische Kulturgut. Zum Erwerbungsverhalten im Zeichen 
welt weiter Krisen / S. 71

–  Günther Wessel: Die Macht der Konsumenten. Was  
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Kurz-Schluss
Wie ich einmal von der Realität überrumpelt und 
nebenbei auch noch arbeitslos wurde
Haben Sie es schon mitbekommen? Die 
USA-Wahl ist ungültig. Donald Trump 
hat dank seiner Erfahrung mit einar-
migen Banditen in Las Vegas tausende 
Wahlautomaten manipulieren lassen 
und nur deshalb gewonnen. Beschämt 
stellte er in Russland einen Asylantrag 
und lebt jetzt gemeinsam mit Edward 
Snowden in einer sibirischen Datsche. 
Wladimir Putin hat ihm regelmäßige 
Versorgung mit Erdnussbutter schrift-
lich zugesagt.

Überraschung: Bayerns Ministerprä-
sident Horst Seehofer stellt sein pri-
vates Anwesen und den Bayerischen 
Landtag sowie die Königsschlösser Lud-
wig des Zweiten als Asylunterkünfte 
zur Verfügung. »Kurz vor Weihnachten 
bin ich nochmal tief in mich gegangen 
und habe beschlossen, doch nochmal 
etwas Gutes zu tun. Die Begrenzung 
der Flüchtlingszahl ist natürlich vom 
Tisch«, so Seehofer bei einer Presse-
konferenz in der Hauskapelle des Baye-
rischen Rundfunks. 

Sensation: Der Deutsche Fußball-
bund entschloss sich, alle Profi ligen 
einzustellen. DFB-Präsident Reinhard 
Grindel begründete diese Entscheidung 
mit dem Hinweis auf die »ins Unerträg-

liche gewachsene« kapitalabhängige 
Entfremdung dieses Sportsegments. Es 
sei nicht mehr mit anzusehen, wie teils 
gedopte, teils der deutschen Sprache 
nicht mächtige völlig einseitig ausge-
bildete Gladiatoren Millionen scheff el-
ten, zu Vorbildern unserer Jugend gerie- 
ten und sich im Rahmen eines schwung-
haften Menschenhandels quer durch 
die Welt verscherbeln ließen. Um die 
jetzt arbeitslosen Kicker mache er sich 
keine Gedanken. Sie hätten einerseits 
genug verdient, andererseits beste Be-
schäftigungschancen in den Neubau-
arenen von Katar und Nordkorea.

Vielleicht haben Sie es bemerkt: Al-
les gelogen. Wir werden mit Fakenach-
richten überschüttet. Hieß es früher: 
Video kills the Radio Star, so gilt heute: 
Facebook macht die Tagesschau über-
fl üssig. Was Wunder auch, wenn der 
öff entlich-rechtliche Rundfunk brav 
im Sog des Privatfernsehens seine re-
daktionelle und kulturelle Kompetenz 
seit Jahren schamlos ausdünnt. Die Per-
sonaldecke opportunistisch den soge-
nannten Erfordernissen der sogenann-
ten sozialen Medien anpasst. Den tech-
nokratischen Quetschkasten namens 
Trimedialität zum Sakrosanktum seiner 

MÖHRENSALAT  
DIE P&KNACHRICHTEN

Damaskus / München: Bei einem Blitz-
besuch in der syrischen Hauptstadt 
hat – wie glaubwürdige Twitter-
Korrespondenten übereinstimmend 
meldeten – Bayerns Landesvater 
Horst Seehofer dem dank zahlrei-
cher YouTube-Filmfälschungen zu 
Unrecht in Verruf geratenen Semi-
Staatspräsidenten Baschar al-Assad 
lebenslänglich politisches Asyl ange-
boten. Er selbst (Seehofer) wisse, wie 
brutal gerade eigentlich staatliche 
Medien mit der Wahrheit umzugehen 
pfl egten und er bewundere Assads kon- 
sequente Meinungsregulierung. Der 
Präsident erhielte zur Absicherung 
seiner Existenz einen Sitz im BR-
Rundfunkrat bei Verzehnfachung des 
bayernüblichen Intendantengehal-
tes. Und als Wohnsitz den kompletten 
Gasteig-Kulturtempel samt Tiefgara-
ge und Dauerschutz dank eines baye-
rischen Sonder-Einsatzkommandos.

Moskau / Berlin: Den anhaltenden 
Doping-Vorwürfen gegen russische 
Sportler hat sich auf der Internet-
Plattform »Prawda-Exakt« jetzt auch 

Wladimir Putin im Drei-D-Format  
und in rosige Farben getaucht ent-
gegengesetzt. »Erstens stammen 
alle verwendeten legalen Vitamin- 
und Muskelstärkungspräparate aus 
der deutschen Wellness-Molekül-
Schmiede Bayer. Besonders gesund 
sei bekanntlich das demnächst auch 
von Bayer vertriebene Haarwuchs-
mittel Glyphosat. Zweitens sind die 
wahnsinnigen Kapitalspritzen welt-
weit für sogenannte Spitzensportler 
eine Form von antisozialistischem 
Super-Doping, die von den verloge-
nen, korrupten Möchtegern-Kontrol-
leuren noch gar nicht erfasst sind«, so 
Putin bei der Einweihungsfeier der 
deutschen BND-Zentrale in Berlins 
Chausseestraße.

Berlin: Laut der normalerweise zu-
verlässigen Quelle »Xing« soll das 
Trinkwasser der Hauptstadt vom IS 
mit relativ schwachen Kolibakterien 
durchsetzt worden sein. Bitte melden 
Sie Auff älligkeiten im Rahmen Ihrer 
Verdauung sofort via Twitter und Face-
book. K
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redaktionellen Konfi guration erhebt. 
Weil sonst die Jugend nicht mehr er-
reicht wird – und das Ganze auf längere 
Sicht auch billiger ist?

Sie werden sich fragen, was ausge-
rechnet den Autor dieser Rubrik an 
dieser Entwicklung so ärgert: Seit gut 
 Jahren war ich ein King in der Pro-
duktion von Fakenachrichten. Damit 
habe ich Welterschütterndes bewegt, 
checken Sie mal meine Glossen der 
letzten zehn Jahre in dieser Zeitung – 
oder wühlen Sie im Archiv der »taktlos-
Nachrichten« unter www.nmz.de/takt-
los. Wahre Perlen an Desinformation, 
Verleumdung und Münchhausereien 
sind dort zu fi nden. 

Oft genug habe ich es bedauert, dass 
kein Mensch diese lyrischen Ergüsse 
ernst genommen hat. Aber die Zeiten 
haben sich geändert. Off ensichtlich ist – 
dank einseitiger oder mangelhafter Bil-
dung – das Volk überdurchschnittlich 
leichtgläubiger geworden. Geschickt 
formulierte und via Twitter und Face-
book transportierte Hetz- und Hinter-
fotzinfos beeinfl ussen unser ohnedies 
zersplittertes, ins Schwanken geratenes 
soziales Gefüge. Mittlerweile ist sogar 
der Gesetzgeber aufgewacht und denkt 
über Haftstrafen bis zu fünf Jahren als 
Strafe für die Generierung und Verbrei-
tung derartiger Meinungsmache nach.

Da soll ich nicht aus der Haut fah-
ren. Dumpfmeistertruppen wie die 
AfD, der russische oder amerikanische 
Geheimdienst (oder auch unser feiner 

deutscher BND) kopieren gewissen-
los meinen seit Jahren feinziselierten 
Personalstil – und verfolgen mich am 
Ende noch – was quasi einem Berufs-
verbot gleichkommt. Mangels eigener 
Masse und Kenntnis der persönlich 
Haftenden kann ich nicht mal eine Mil-
lionenklage wegen grober Verletzung 
von Leistungsschutzrechten anleiern. 
Um angesichts meiner dürftigen Rente 
wenigstens die alimentäre Grundver-
sorgung zu sichern, bleibt mir in Hoff -
nung auf eine rasche Umsetzung des 
Fakenachrichten-Gesetzes doch nur 
Folgendes:

Wie aus gewöhnlich zuverlässigen 
Quellen verlautet, hat der Bundesnach-
richtendienst auf allen Smartphones, 
Tablets, Laptops und PCs in enger Zu-
sammenarbeit mit den Herstellern an-
geblicher Virenschutzprogramme einen 
Backdoor-Trojaner implementiert, der 
komplette Kontrolle jeglicher Kommu-
nikation, aber auch das Speichern auf 
internen Festplatten oder USB-Sticks 
ermöglicht. Selbstverständlich können 
unliebsame Nachrichten  unbemerkt 
verändert und Gespräche dank voraus-
denkender Modulations-Chips in ge-
wünschte Richtungen gelenkt werden.

Ferner ist die Bundeswehr allenfalls 
bedingt abwehrbereit. Derzeit werden 
die drei vorhandenen Korvetten von 
somalischen Piraten übernommen, die 
Ketten von  Prozent unserer star-
ken Leopardpanzer sind durchgeros-
tet ebenso wie die Kabinen der drei 

noch fl ugfähigen Phantomjäger und 
Aufklärungstornados. Die Stiefelsoh-
len unserer Freiwilligentruppe lösen 
sich nach zwei Marschkilometern, da  
sie mit kostengünstigem österreichi-
schem Leim verklebt wurden. Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen 
hat sich dank einer Apanage von zwölf 
monatlichen Millionen auf Lebenszeit 
aus undurchsichtigen iranischen Quel-
len selbst in den Ruhestand versetzt.

So, ich hoff e, das reicht. Ungeduldig 
sitze ich auf einem Köff erchen mit den 
notwendigsten Utensilien und warte 
darauf, dass eine taff e Einheit des SEK 
demnächst meine bereits angelehnte 
Haustüre mit dem dicken Bollerrump-
ler aufbricht. Nur zur Sicherheit: Ich 
bin unbewaff net und habe bereits die 
Hände gehoben…

Theo Geißler ist Herausgeber von 
Politik & Kultur
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